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Drucksache 8/4080 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Bericht der Abgeordneten Frau Karwatzki 


I. Gang der Beratungen 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundesre- 
gierung am 14. Februar 1979 eingebrachten Gesetz- 
entwurf in seiner 144. Sitzung am 15. März 1979 und 
den vom Bundesrat am 10. August 1979 eingebrach- 
ten Gesetzentwurf in seiner 172. Sitzung am 20. Sep- 
tember 1979 an den Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit federführend, an den Rechtsaus- 
schuß und an den Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung zur Mitberatung sowie an den Haushalts- 
ausschuß zur Mitberatung und gemäß § 96 GO über- 
wiesen. 

Der federführende Ausschuß hat die Beratungen in 
seiner 52. Sitzung am 9. Mai 1979 aufgenommen und 
nach knapp einjähriger Dauer in seiner 76. Sitzung 
am 24. April 1980 abgeschlossen. 

Am 12. Juni 1979 ist eine öffentliche Anhörung von 
Sachverständigen durchgeführt worden. 

Schwerpunkte der Anhörung bildeten die Fragen 

1. Einheit der Jugendhilfe — Einbeziehung der Ju- 
gendarbeit, 

2. Verhältnis des Erziehungsrechts der Eltern zur 
Jugendhilfe, 

3. Subsidiaritätsprinzip — partnerschaftliches Zu- 
sammenwirken der freien und öffentlichen Trä- 
ger, 

4. des Leistungskatalogs im einzelnen, 

5. der Organisation der Jugendhilfe und der Zu- 
ständigkeiten und 

6. der Finanzierung und der Kostenregelung. 

Das Ergebnis der Anhörung läßt sich wie folgt zu- 
sammenfassen: 

In sehr weitgehender Übereinstimmung wurde von 
den Sachverständigen und von den Vertretern von 
Verbänden und Kirchen gefordert, daß 

— die Reform des Jugendhilferechts noch in dieser 
Wahlperiode verwirklicht werden solle; 

— anstelle der im Regierungsentwurf vorgesehe- 
nen Einbeziehung des Jugendhilferechts in das 
Sozialgesetzbuch ein eigenständiges Jugendhil- 
fegesetz geschaffen werden solle; 

— die Reform nicht an Finanzierungsfragen schei- 
tern solle? 

— das neue Gesetz den Gedanken der Einheit der 
Jugendhilfe angemessen beinhalten solle und 
daß 

— die Prinzipien der Wertorientierung besser ver- 
ankert werden sollten. 

Ein Teil der zur Anhörung geladenen Sachverstän- 
digen forderte darüber hinaus 

— die Beibehaltung des Subsidiaritätsprinzips im 
Verhältnis zwischen den freien und öffentlichen 


und Kuhlwein 


Trägern der Jugendhilfe, wie es als geltendes 
Recht in § 5 Abs. 3 JWG verankert sei; die vorge- 
sehene Regelung der „partnerschaftlichen Zu- 
sammenarbeit" sichere den freien Trägern weder 
einen Funktionsschutz noch werde eine Uber- 
machtstellung der öffentlichen Träger ausge- 
schlossen; 

— eine stärkere Ausrichtung des ganzen Gesetzes 
auf das Elternrecht gemäß Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 
GG. 

Die Anhörung ist durch zusätzliche schriftliche Fra- 
gen und Antworten an verschiedene Sachverstän- 
dige ergänzt worden. 

Der mitberatende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat gegen die vom federführenden Aus- 
schuß beabsichtigte Herauslösung des Jugendhilfe- 
rechts aus dem Sozialgesetzbuch keine Bedenken 
erhoben und ist im übrigen im Hinblick auf diese 
Entscheidung in eine Einzelberatung nicht eingetre- 
ten. 

Der Rechtsausschuß hat sich in seinen Beratungen, 
die unter erheblichem Zeitdruck erfolgten, konzen- 
triert auf die Frage der Gesetzgebungszuständigkeit 
das Bundes, die Vereinbarkeit einschlägiger Rege- 
lungen mit Artikel 6 GG und das Verhältnis der in 
der Jugendhilfe zu gewährenden Leistungen und 
Einrichtungen zur Selbstverwaltung der öffentli- 
chen Träger. Er hat ferner zu einer Reihe von Einzel- 
bestimmungen Stellung genommen. Diese Stellung- 
nahme sowie eine von der Ausschußmehrheit abge- 
lehnte Stellungnahme der Ausschußminderheit zum 
Gesetzentwurf insgesamt sowie zu Einzelvorschrif- 
ten sind im federführenden Ausschuß insgesamt 
oder jeweils von der Ausschußmehrheit oder der 
Ausschußminderheit aufgegriffen worden und wer- 
den im Folgenden als Auffassung des federführen- 
den Ausschusses oder der Ausschußminderheit im 
federführenden Ausschuß dargestellt Soweit sie 
nicht aufgegriffen worden sind, wird auf die Auffas- 
sung des Rechtsausschusses oder der Ausschußmin- 
derheit im Rechtsausschuß gesondert eingegan- 
gen. 

Der Haushaltsausschuß hat mit Mehrheit Bedenken 
gegen den Gesetzentwurf nicht erhoben und festge- 
stellt, daß der Gesetzentwurf mit der Haushaltslage 
des Bundes vereinbar sei. 


II. Grundsätzliche Beurteilung und Schwer- 
punkte des Gesetzentwurfs 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
empfiehlt mit Mehrheit, den Gesetzentwurf mit den 
aus der Zusammenstellung ersichtlichen Änderun- 
gen und Ergänzungen anzunehmen. 
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Die Ausschußminderheit lehnt diesen Entwurf ab 
und spricht sich dafür aus, den Entwurf des Bundes- 
rates eines Gesetzes zur Verbesserung der Jugend- 
hilfe mit den von der Ausschußminderheit vorge- 
schlagenen Änderungen und Ergänzungen anzu- 
nehmen. 

Beide Gesetzentwürfe enthalten zu zahlreichen 
Punkten inhaltlich gleiche oder im wesentlichen 
gleiche Regelungen. Zu verschiedenen kontrover- 
sen Fragen wurde während der Ausschußberatun- 
gen eine Angleichung oder Annäherung erzielt. An- 
dere wesentliche Regelungen sind weiterhin kon- 
trovers. Im übrigen ist wegen der unterschiedlichen 
Systematik beider Gesetzentwürfe auch über solche 
Fragen kontrovers abgestimmt worden, in denen 
Meinungsverschiedenheiten in der Sache nicht be- 
stehen. 

Zu den Schwerpunktfragen und wesentlichen Rege- 
lungsbereichen ergab die Beratung folgenden Mei- 
nungsstand: 

1. Recht auf Erziehung 

Das Gesetz verfolgt folgende Grundziele: 

— Verwirklichung des Rechts jedes jungen Men- 
schen auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit 
und Achtung seiner Menschenwürde unter 
Wahrung des Elternrechts und der Rechte ande- 
rer; 

— Stärkung der Erziehungskraft der Familie unter 
Beachtung des Elternrechts und der Elternver- 
antwortung; 

— Verbesserung der sozialen Teilhabe für Benach- 
teiligte und weitestgehenden Abbau sozialer Be- 
nachteiligungen. 

Das Gesetz soll dazu beitragen, daß alle jungen Men- 
schen ihre Fähigkeiten und Neigungen entwickeln 
können, damit sie ihre Persönlichkeit frei entfalten 
können und lernen, die Würde des Menschen zu 
achten. Das Gesetz dient damit dem Schutz der 
Menschenwürde und dem Grundrecht auf freie Ent- 
faltung der Persönlichkeit (Artikel 1 und 2 Abs. 1 
GG). 

Das Gesetz geht davon aus, daß die Entwicklung des 
jungen Menschen zu einer eigenverantwortlichen 
Persönlichkeit nach wie vor am besten in der Fami- 
lie gewährleistet ist. Die Erziehung der Kinder ist 
das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst 
ihnen obliegende Pflicht (Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 GG). 
Der Vorrang der Erziehung in der Familie wird vom 
Gesetz unterstrichen. Das Gesetz enthält keine ver- 
bindlichen Erziehungsziele für die Eltern, sondern 
bestimmt Erziehungsziele nur für die Jugendhilfe. 
Maßnahmen gegen den Willen der Eltern werden 
auf die Fälle beschränkt, in denen der Staat Kraft 
seines von der Verfassung vorgegebenen Wächter- 
amtes (Artikel 6 Abs. 2 Satz 2 GG) eingreifen muß. 
Jugendhilfe wird aber nur zu einem sehr kleinen 
Teil ihrer Maßnahmen auf Grund des staatlichen 
Wächteramtes tätig. Grundlage ihres Tätigwerdens 
ist ihre Verpflichtung, die Familie zu schützen und 
zu fördern und die Entwicklung junger Menschen zu 
fördern. 


Das Gesetz verwendet den Begriff „Erziehung" in ei- 
nem weitgefaßten Sinne und versteht darunter Per- 
sönlichkeitsbildung und Entwicklung von Gemein- 
schaftsfähigkeit als auch Betreuung und Bildung. 
Diese sind in unterschiedlicher Ausprägung Teil je- 
der Leistung der Jugendhilfe. Erziehung ohne Bil- 
dung wäre nicht Erziehung, die das Grundrecht des 
jungen Menschen auf Achtung seiner Menschen- 
würde und Entfaltung seiner Persönlichkeit ver- 
wirklichen könnte. Dies gilt für die Kindergartener- 
ziehung nicht anders als für die Erziehung in Pflege- 
familien und in Heimen. 

Dementsprechend verwendet das Gesetz bei den 
einzelnen Leistungstatbeständen in der Regel ein- 
heitlich den Begriff der Erziehung, soweit sich nicht 
eine andere Bezeichnung so stark eingebürgert hat, 
daß ihre Übernahme geboten erscheint. 

Andererseits betrifft Jugendhilfe nur einen Aus- 
schnitt aus dem Gesamtbereich der Erziehung. Er- 
ziehung wird auch in zahlreichen anderen Berei- 
chen geleistet, die nicht Jugendhilfe im Sinne dieses 
Gesetzes sind. Aus der Verwendung eines weitge- 
faßten Erziehungsbegriffs kann deshalb nicht gefol- 
gert werden, daß der Regelungsbereich dieses Ge- 
setzes auf erzieherische Aufgaben außerhalb der Ju- 
gendhilfe erstreckt werden soll. Aus dem weitgefaß- 
ten Erziehungsbegriff folgt nur, daß Jugendhilfe in 
ihrem Wirkungsbereich die ihr gestellten Erzie- 
hungsaufgaben unbeschadet des Vorrangs der elter- 
lichen Erziehung umfassend zu erfüllen hat. Vor al- 
lem hat Jugendhilfe dann, wenn Hilfe zur Erziehung 
außerhalb der eigenen Familie geleistet wird, positiv 
die Lebensbedingungen für ein gesundes Aufwach- 
sen des Kindes zu gewährleisten. 

Das Recht auf Erziehung steht allen jungen Men- 
schen in der Bundesrepublik Deutschland zu, also 
auch jungen Ausländern; nähere Regelungen für sie 
enthält § 6 Abs. 2. 

Das Recht auf Erziehung steht auch jungen Erwach- 
senen zu. Dies gilt nach I § 8 Satz 1 SGB bereits für 
das geltende Recht, allerdings in beschränktem Um- 
fang (für die Förderungsangebote nach § 5 Abs. 1 
Satz 2 JWG, für Hilfen zur Erziehung nach § 6 Abs. 3 
JWG, für die Freiwillige Erziehungshilfe und die 
Fürsorgeerziehung nach § 75 a JWG). Für die Hilfen 
zur Erziehung wird diese Regelung auch nach die- 
sem Entwurf auf Fortsetzungsmaßnahmen be- 
schränkt (§ 14). Die Inanspruchnahme von Förde- 
rungsangeboten und Hilfen zur Erziehung für junge 
Erwachsene ist stets freiwillig; Erziehung gegen den 
Willen des jungen Erwachsenen ist nicht zulässig. 
Hinsichtlich der Hilfen zur Erziehung soll durch 
diese Regelung erreicht werden, daß Entwicklungs- 
rückstände mit Jugendhilfeleistungen behoben wer- 
den können. 


2. Orientierung der Jugendhilf eangebote an 
Wünschen, Bedürfnissen und Interessen der 
betroffenen Eltern und jungen Menschen 

Ein wesentliches Reformziel ist, die Jugendhilfe 
stärker an den Wünschen, Interessen und Bedürf- 
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nissen der betroffenen Eltern und jungen Menschen 
zu orientieren. Dies geschieht bisher in der Jugend- 
hilfe nicht in dem erforderlichen Umfang; Versäum- 
nisse liegen nicht nur, aber wesentlich auch darin, 
daß vor allen* die Wünsche benachteiligter Gruppen 
(z. B. alleinerziehende Elternteile, junge Straffällige, 
Familien in Notwohnungen, Ausländerfamilien) zu 
wenig berücksichtigt werden. Hierin liegt ein we- 
sentlicher Grund auch für die geringe Wirksamkeit 
eines Teils der Jugendhilfemaßnahmen. Vor allem 
aber entspricht eine stärkere Orientierung der Ju- 
gendhilfe an den Wünschen der Betroffenen den 
Wertentscheidungen aus den Artikeln 6, 1 und 2 
GG. 

Diesem Zweck dient vor allem die leistungsrechtli- 
che Ausformung des Jugendhilferechts und die Ein- 
räumung von Rechtsansprüchen, soweit dies sach- 
lich geboten und finanzierbar ist; zugleich wird die 
Verpflichtung des Jugendamts zur Zusammenarbeit 
mit den Eltern und jungen Menschen wesentlich 
verstärkt; die Betroffenen haben das Recht, zwi- 
schen Angeboten verschiedener Träger der Jugend- 
hilfe zu wählen-, ihre Wünsche hinsichtlich der Aus- 
wahl und Gestaltung der Jugendhilfeleistungen sol- 
len berücksichtigt werden; dies wird nur insoweit 
eingeschränkt, als eine Berücksichtigung der Wün- 
sche dem Wohl des jungen Menschen widerspre- 
chen oder unvertretbare Mehrkosten erfordern 
würde (§ 10). 

Eltern und junge Menschen sollen Mitwirkungs- 
rechte in Einrichtungen der Jugendhilfe erhalten; 
grundsätzlich sollen dort Jugendvertretungen und 
Elternvertretungen gebildet werden (§ 66). 

Die Jugendhilfeplanung insgesamt und die Frage, 
welcher Träger der Jugendhilfe Angebote der Ju- 
gendhilfe schaffen und betreiben soll, soll sich vor 
allem nach den Wünschen, Bedürfnissen und Inter- 
essen der jungen Menschen und der Erziehungsbe- 
rechtigten richten (§§ 100, 102). Vor allem hinsicht- 
lich der Hilfen zur Erziehung werden die Träger der 
Jugendhilfe zu enger Zusammenarbeit mit den El- 
tern verpflichtet; es hat sich gezeigt, daß vor allem 
Hilfe in Problemfällen dem jungen Menschen wirk- 
sam in der Regel nur geleistet werden kann, wenn 
auch wirksame Elternarbeit betrieben wird. Jugend- 
hilfe muß nicht in allen Teilen, aber doch in wichti- 
gen Teilen zugleich auch Familienhilfe sein, die die 
Familie als Einheit sieht und diese Einheit fördert. 
Jugendhilfe soll die in der Familie begonnene Erzie- 
hung unterstützen und ergänzen. 

Jugendhilfe wird verpflichtet, die von den Eltern be- 
stimmte Grundrichtung der Erziehung zu beachten, 
auch dann, wenn den Eltern die Personensorge nicht 
zusteht, sofern hierdurch das Wohl des Minderjähri- 
gen nicht gefährdet wird. Dies bedeutet, daß auch 
bei Hilfen zur Erziehung außerhalb der eigenen Fa- 
milie die wesentlichen Erziehungsgrundsätze der 
Familie zu beachten sind. 

Zur Förderung vor allem der selbstorganisierten Zu- 
sammenschlüsse von Eltern und jungen Menschen 
werden Beratungs-, Unterstützungs- und Förde- 
rungsverpflichtungen normiert und verfahrensmä- 
ßige Vereinfachungen geschaffen. 


3. Zur Frage der Vereinbarkeit des Jugendhilfe- 
rechts mit Artikel 6 GG 

Die Ausschußmehrheit hält das vorliegende Gesetz 
für vereinbar mit Artikel 6 GG und zugleich für ein 
Gesetz, das wesentlich der Verwirklichung der in 
Artikel 6 GG angesprochenen Grundsätze diente. 
Jugendhilfe betreffe nur zu einem kleinen und nach 
der Reformkonzeption kleiner werdenden Teil die 
Ausübung des staatlichen Wächteramtes (Artikel 6 
Abs. 2 Satz 2, Artikel 6 Abs. 3 GG). In weit stärkerem 
Maße diene Jugendhilfe dem Schutz und der Förde- 
rung der Familie (Artikel 6 Abs. 1 GG), der Mütter 
(Artikel 6 Abs. 4 GG), der Jugend insgesamt und der 
nichtehelichen Kinder (Artikel 6 Abs. 5 GG). Die 
Ausgestaltung des Jugendhilferechts habe Artikel 6 
Abs. 2 Satz 1 GG Rechnung zu tragen. § 1 Abs. 2 des 
Gesetzes stelle dies ausdrücklich fest, indem er die- 
ses verfassungsrechtliche Gebot in den Entwurf ein- 
stellt. Auch die Ausgestaltung des Gesetzes im ein- 
zelnen sei im Lichte des Vorrangs des elterlichen 
Erziehungsrechts zu sehen. Die Träger der Jugend- 
hilfe seien demgemäß zur Beachtung der von den El- 
tern bestimmten Erziehungsziele (Grundrichtung 
der Erziehung) verpflichtet. 

Die Ausschußmehrheit ist der Auffassung, daß das 
im Gesetz vorgesehene Leistungsangebot am Be- 
darf, wie er sich nach der Erfahrung der Praxis er- 
gibt, orientiert sei. Die heutige Realität sei dadurch 
gekennzeichnet, daß Eltern und junge Menschen 
vielfältig über fehlende Angebote der Jugendhilfe 
klagten, nicht aber über aufgedrängte Leistungen 
und Überangebote. Allgemeine Angebote der Ju- 
gendhilfe würden als Bereicherung empfunden; sie 
beeinträchtigten die familiäre Erziehung nicht, son- 
dern dienten — etwa als Angebote kultureller, 
kirchlicher, politischer Jugendarbeit — gerade der 
Verwirklichung des Elternwillens. Hilfen zur Erzie- 
hung seien an die vorherige Zustimmung der Eltern 
gebunden und würden außerdem nur geleistet, 
wenn die Familie ein Problem aus eigener Kraft 
nicht oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten lö- 
sen könne. Staatliche Interventions- oder Kontroll- 
möglichkeiten würden durch das Gesetz nicht ver- 
stärkt. 

Auch das in § 7 Abs. 3 vorgesehene Antragsrecht 
des Jugendlichen auf Leistungen der Jugendhilfe 
stehe nach Auffassung der Ausschußmehrheit mit 
Artikel 6 GG in Einklang. Dabei hat der Ausschuß 
die Wirkungen dieser Norm gegenüber dem bereits 
geltenden I § 36 SGB und auch gegenüber dem Re- 
gierungsentwurf eingeschränkt, um verschiedenen 
Bedenken Rechnung zu tragen. 

An dem Antragsrecht werde festgehalten, obwohl 
die Jugendhilfe von Amts wegen tätig werden kön- 
ne. Die Ausgestaltung der Angebote der Jugend- 
hilfe wie auch die Entscheidung, welcher Träger die 
Angebote erbringt, solle sich nach den Wünschen, 
Bedürfnissen und Interessen der Betroffenen rich- 
ten. Diese Leitvorstellung sei auch unverzichtbar 
zur Durchsetzung des Grundprinzips der Wert- 
orientierung der Jugendhilfe und damit wesentlich 
im Interesse des Elternrechts.. Die natürlichste und 
klarste Form, Wahlrechte auszuüben und Wünsche 
zu äußern sei die, entsprechende Anträge zu stellen. 
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Die Verweisung auf eine Anregung an das Jugend- 
amt, das von Amts wegen tätig wird, werde der Be- 
deutung des Wunsch- und Wahlrechts der Betroffe- 
nen für die Jugendhilfe nicht gerecht 

Vor allem im Bereich der Jugendarbeit überließen 
Eltern im allgemeinen dem Jugendlichen die Aus- 
übung des Wunsch- und Wahlrechts. Deshalb sollte 
Jugendlichen auch ein eigenes Antragsrecht zuste- 
hen. Dies sei unproblematisch insoweit, als der Ju- 
gendliche Anträge mit Zustimmung der Eltern stel- 
le. Die Regelung verstärkte die Rechtsstellung der 
Jugendlichen gegenüber dem Jugendamt, weil sich 
in der Praxis gezeigt habe, daß den Anliegen der Be- 
troffenen mehr Gewicht zukomme, wenn ihnen ein 
Antragsrecht eingeräumt werde. 

Nur in wenigen Ausnahmefällen werde der Jugend- 
liche von seinem Antragsrecht gegen den Willen 
der Eltern Gebrauch machen. § 7 Abs. 3 in der Fas- 
sung des Ausschusses stelle sicher, daß die Eltern 
über einen solchen Antrag unterrichtet würden; die 
Eltern könnten den Antrag jederzeit zurücknehmen. 
Gegen ihren Willen könne auch die Leistung nicht 
erbracht werden. Allein darin aber, daß der Jugend- 
liche ohne Zustimmung und ggf. gegen den Willen 
seiner Eltern einen Antrag stelle, der geprüft wer- 
den müsse, aber gegen den Willen seiner Eltern 
nicht zum Erfolg führen könne, sei eine Beeinträch- 
tigung des elterlichen Erziehungsrechts nicht zu se- 
hen. Denn auch ohne Einräumung eines Antrags- 
rechts könnte der Jugendliche seine Wünsche dem 
Jugendamt als Anregung vortragen und auch damit 
eine Prüfung des Jugendamts und die Aufnahme ei- 
nes Kontaktes zwischen Jugendamt und Eltern aus- 
lösen. Werde ein aus der Sicht des Jugendlichen 
schwerwiegendes Problem in der Familie nicht ge- 
löst, so sei es angemessen, ihm über ein Antrags- 
recht die Möglichkeit zu eröffnen, das Jugendamt zu 
einer Prüfung zu veranlassen, die den Eltern wie 
dem Jugendlichen Möglichkeiten der Problemlö- 
sung auf zeige (vgl. auch Begründung des Bundes- 
ratsentwurfs). 

Die Ausschußminderheit erhebt dagegen Bedenken 
im Hinblick auf Artikel 6 GG. Zwar betone § 1 Abs. 2 
des Gesetzentwurfs den Vorrang des elterlichen Er- 
ziehungsrechts durch die ausdrückliche und wörtli- 
che Wiedergabe von Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 GG. Die 
Bedenken ergäben sich weniger aus einzelnen Vor- 
schriften des Gesetzes, die es den Einrichtungen der 
Jugendhilfe nach dem Willen des Entwurfs gestatte- 
ten, Maßnahmen zur Verwirklichung ihrer Erzie- 
hungsziele über den Kopf der Eltern hinweg zu er- 
greifen. Sie ergäben sich vielmehr daraus, daß — 
ohne daß dafür eine verfassungsgesetzliche Ermäch- 
tigung bestünde — die Jugendhilfe zu einem selb- 
ständigen Träger der Erziehung entwickelt werden 
solle, welcher in keiner Weise mehr die Subsidiari- 
tät zu dem in Artikel 6 GG verfasssungsrechtlich ab- 
gesicherten vorrangigen Pflege- und Erziehungs- 
recht der Eltern erkennen lasse. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene außerordentli- 
che und rechtlich nicht eingrenzbare Fülle von An- 
geboten, Leistungen, Einrichtungen, Veranstaltun- 
gen, Diensten, Hilfen und Beratungen — meist als 
Rechtsansprüche mit eigenem Antragsrecht des Ju- 


gendlichen ausgestaltet — müsse in der praktischen 
Auswirkung und solle nach der Absicht vieler in der 
Jugendhilfe theoretisch und praktisch Engagierter 
die Erziehung in der Familie durch die außerfami- 
liäre Erziehung nicht nur ergänzen, sondern in zu- 
nehmendem Maße ersetzen; sie werde sie nicht sel- 
ten auch auszuschalten suchen. Möge auch der Ent- 
wurf durch eine Reihe von Vorschriften die Träger 
der Jugendhilfe an die von den Eltern bestimmte 
Grundrichtung der Erziehung zu binden versuchen 
und sie zu ihrer Beachtung verpflichten, so setze er 
ihnen doch zugleich eigene, freilich sehr unter- 
schiedlich interpretierbare Erziehungsziele und 
programmiere so zugleich den Konflikt zwischen ih- 
nen und dem Elternhaus. Vor allem die Gewährung 
von eigenen Antragsrechten für die Jugendlichen, 
über deren Anträge in jedem Fall in einem rechts- 
förmlichen Verfahren entschieden werden müsse, 
sei geeignet, das Eltern-Kind-Verhältnis in einem 
unerträglichen Ausmaße zu verrechtlichen, zu ver- 
bürokratisieren sowie Konflikte in die Familie hin- 
einzutragen. 

Mit den Mitteln der Jugendhilfe solle von nun an 
die Erziehungsfähigkeit der Familie optimiert wer- 
den. Gerade dies setze aber die permanente Inter- 
vention des Staates in den Bereich der Familie vor- 
aus. Zwar sei die Inanspruchnahme dieser Hilfen — 
etwa der Angebote zur Familienbildung (§ 29) — 
„freiwillig". Würde aber nicht die Verweigerung ih- 
rer Annahme den Eltern in der Praxis zum Vorwurf 
einer Vernachlässigung ihrer Pflichten gegenüber 
ihren Kindern gereichen, zu dem Vorwurf also, sie 
gewährleisteten nicht eine deren Wohl entspre- 
chende Erziehung (§ 44)? Diese Besorgnis werde da- 
durch, daß sich diese Angebote vorzugsweise an die 
„Familien mit geringerem sozialkulturellen Lebens- 
standard" (Drucksache 8/2571 S. 81) wenden sollten, 
nicht behoben, sondern verstärkt; denn gerade sie 
würden sich des davon ausgehenden Drucks am we- 
nigsten erwehren können. Die Familie sei nach der 
Konzeption des Entwurfs Objekt ständiger Bera- 
tung, Bildung und Therapie. Nur unter der Voraus- 
setzung, daß sich die Familie dieser „Behandlung" 
unterziehe, gelte sie nach dem Gesetzentwurf noch 
als geeignet, ihrerseits der Ort der Erziehung der 
Kinder zu sein. 

Der Regierungsentwurf bahne also, beabsichtigt 
oder unbeabsichtigt, der Vergesellschaftung (die 
zwangsläufig zu einem Teil auch eine Verstaatli- 
chung sein werde) der Erziehung den Weg. Trotz ge- 
genteiliger Beteuerung sei er aus einer Gedanken- 
welt entstanden, die auf der ideologisch bedingten 
Überzeugung von der angeblich unvermeidlichen 
Unzulänglichkeit der privaten Erziehung in der Fa- 
milie beruhe, einer Gedankenwelt, die etwa die von 
der Bundesregierung beauftragten Sachverständi- 
genkommissionen für den Zweiten Familienbericht 
und den Fünften Jugendbericht der Bundesregie- 
rung beherrsche. 

4. Verhältnis freie — öffentliche Träger der Ju- 
gendhilfe 

Die Ausschußmehrheit vertritt die folgende Auffas- 
sung: 
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Das Gesetz sichere die Funktion der freien Träger 
der Jugendhilfe. Jugendhilfe in der Bundesrepublik 
Deutschland werde zum größeren Teil von freien 
Trägern geleistet. Die Tätigkeit freier Träger und ihr 
Zusammenspiel mit der Tätigkeit der öffentlichen 
Träger sollten das plurale Angebot gewährleisten, 
das den Wünschen und Interessen nach Berücksich- 
tigung unterschiedlicher Fähigkeiten, Anlagen, 
Grundrichtungen der Erziehung und Werthaltun- 
gen Rechnung tragen solle. Diese Pluralität sei eine 
entscheidende Voraussetzung für die Ausübung der 
Freiheitsrechte der Eltern bei der Erziehung. Die 
Absicherung dieser Pluralität durch einen Funk- 
tionsschutz für die freien Träger der Jugendhilfe sei 
deshalb nicht nur für diese selbst, sondern vor allem 
auch im Interesse des Freiheitsraumes der Eltern 
und der jungen Menschen erforderlich. Sie könne 
auch durch gemeinsame Einrichtungen freier Trä- 
ger der Jugendhilfe verwirklicht werden. 

Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auffassung, daß 
die Angebote freier Träger zu förderti seien, die sich 
nach den Wünschen, Bedürfnissen und Interessen 
der Betroffenen richteten. Angebote, die nicht den 
Wünschen der Betroffenen entsprächen, aber von 
den Betroffenen mangels Alternativen akzeptiert 
werden müßten, könnten die Freiheitsräume der Fa- 
milien und jungen Menschen im Gegenteil einen- 
gen. Eine solche Einengung wäre zu befürchten, 
wenn ein pauschaler, nicht an Wünschen, Bedürfnis- 
sen und Interessen der Betroffenen orientierter 
Vorrang zugunsten freier Träger normiert und nur 
dadurch eingeschränkt würde, daß die Einrichtun- 
gen, Dienste und Veranstaltungen der freien Träger 
der Jugendhilfe „geeignet" und „ausreichend" sein 
müßten. Das entscheidende Kriterium der Auswahl 
nach Werthaltungen, das gerade die Grundlage für 
die Förderung freier Träger der Jugendhilfe sei, 
bliebe dabei ausgeklammert. Nicht berücksichtigt 
wäre auch, daß der Bedarf der großen Zahl nichtor- 
ganisierter junger Menschen — wie auch im beson- 
deren der Bedarf benachteiligter junger Menschen 
— nicht ohne weiteres durch Angebote freier Träger 
abgedeckt werde, daß aber auch dieser Bedarf ange- 
messen berücksichtigt werden sollte. 

Allein diese Auffassung entspreche nach der Auf- 
fassung der Ausschußmehrheit den Wertentschei- 
dungen des Artikels 6 GG, der den Eltern und nicht 
den freien oder öffentlichen Trägern der Jugend- 
hilfe vorrangig die Erziehungsverantwortung für 
ihre Kinder gewährleiste. Das Subsidiaritätsprinzip 
im Verhältnis zwischen freien und öffentlichen Trä- 
gern der Jugendhilfe habe demgegenüber in der 
Verfassung keine Grundlage gefunden, jedenfalls 
keine, die eine Relativierung des vorrangigen Erzie- 
hungsrechts der Eltern erlaube. Dies erfordere, daß 
die Regelung vom Elternrecht auszugehen habe, 
d. h. daß sich das Jugendhilfeangebot grundsätzlich 
an den Wünschen der Eltern und nicht vorrangig an 
der Auffassung der Träger der Jugendhilfe ohne 
Rückbindung an den Elternwillen zu orientieren 
habe. Die Möglichkeit, gerade auch Jugendhilfean- 
gebote der eigenen Wertorientierung in Anspruch 
zu nehmen, diene wesentlich der Verwirklichung 
des Elternrechts, müsse dann aber auch — wenig- 
stens innerhalb der finanzwirtschaftlichen und an- 


deren Rahmenbedingungen — gewährleistet wer- 
den. Eltern dürften nicht auf Angebote anderer 
Wertorientierung abgedrängt werden. Ebenso 
müsse Eltern gewährleistet bleiben, Angebote öf- 
fentlicher Träger zu wählen, wenn sie zu diesen das 
größere Vertrauen hätten oder mit der Wertorien- 
tierung der vorhandenen freien Träger der Jugend- 
hilfe nicht übereinstimmten. 

In gleicher Weise sei das Wunsch- und Wahlrecht 
junger Erwachsener und — unbeschadet des Erzie- 
hungsrechts der Eltern — das Wunsch- und Wahl- 
recht Minderjähriger zu gewährleisten. 

Die Ausschußmehrheit ist der Auffassung, daß ange- 
sichts der überragenden Bedeutung freier Träger 
deren Funktion stärker als im Regierungsentwurf 
abgesichert werden sollte. Das Gesetz stehe deshalb 
in § 3 Abs. 3 vor, daß die partnerschaftliche Zusam- 
menarbeit der freien und öffentlichen Träger der Ju- 
gendhilfe die Zielsetzung haben müsse, ein auch in- 
haltlich vielfältiges (d. h. plurales im Sinne unter- 
schiedlicher Wertorientierung) Angebot zu schaf- 
fen, zu erhalten und auszubauen. Ferner sehe § 102 
einen verstärkten Funktionsschutz für die aner- 
kannten freien Träger der Jugendhilfe vor: Sei ein 
anerkannter freier Träger der Jugendhilfe bereit, 
Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen recht- 
zeitig zu schaffen und zu betreiben, entspreche sein 
Angebot einem an den Wünschen, Bedürfnissen 
und Interessen der jungen Menschen und der Erzie- 
hungsberechtigten sowie an deren Wahlrecht orien- 
tierten Bedarf, trage es zur angemessenen Vielfalt 
des Gesamtangebots bei und erfülle es die sachli- 
chen und fachlichen Voraussetzungen für den Be- 
trieb der Einrichtung, des Dienstes und der Veran- 
staltung, so solle in der Regel dieses Angebot des 
freien Trägers gefördert werden. 

Dies bedeute für die Praxis nicht nur, daß freie Trä- 
ger der Jugendhilfe mit ihren Angeboten zum Zuge 
kommem sollten, wenn dies von den betreffenden 
Familien und jungen Menschen so gewünscht wer- 
'de, sondern auch schon dann, wenn die betreffenden 
Familien und jungen Menschen keine Trägerpräfe- 
renz äußerten und die freien Träger bereit seien, 
entsprechende Angebote zu schaffen. 

Die Ausschußmehrheit hält im Interesse einer Sub- 
sidiarität im ursprünglichen Sinne für notwendig, 
Beratungs-, Unterstützungs- und Förderungsver- 
pflichtungen zu verankern, die vor allem kleineren, 
selbstorganisierten freien Trägern und Selbstinitia- 
tiven zugute kämen (so in § 96 Abs. 3, § 102 Abs. 3 
Satz 2), um die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß gerade auch solche Träger ein möglichst weites 
Tätigkeitsfeld und gute Möglichkeiten fänden. 

Die Regelung „soll in der Regel . . . gefördert werden" 
sei im übrigen auch deshalb angemessen^ um den 
Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung nicht 
über das gebotene Maß hinaus auszudehnen und da- 
mit zugleich über die vom Bundesverfassungsge- 
richt im Urteil vom 18. Juli 1967 (BVerfGE 22, 180 
[200]) für noch vereinbar mit der Garantie der 
kommunalen Selbstverwaltung erklärte Regelung 
des geltenden Rechts nicht hinauszugehen. Abgese- 
hen davon, daß es dem öffentlichen Träger der Ju- 
gendhilfe kaum zuzumuten wäre, auch solche Bür- 
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ger zwingend auf Angebote freier Träger der Ju- 
gendhilfe zu verweisen, die eine Leistung durch den 
öffentlichen Träger der Jugendhilfe ausdrücklich 
wünschten, würde dies vor allem Auswirkungen auf 
die Organisation der sozialen Dienste der Kommu- 
nen haben? damit hinge völlig von Entscheidungen 
der freien Träger der Jugendhilfe ab, ob die öffentli- 
chen Träger der Jugendhilfe außerhalb des engsten 
Bereiches der nicht übertragbaren hoheitlichen 
Aufgaben überhaupt noch Aufgaben der sozialen 
Dienste in der Jugendhilfe wahrnehmen könnten. 
So erwünscht es auch sei, daß freie Träger der Ju- 
gendhilfe mit dem angestrebten stärkeren Ausbau 
der offenen Hilfen auch mehr Aufgaben der sozialen 
Dienste übernähmen, wäre es doch vor allem sehr 
problematisch, den öffentlichen Trägern der Ju- 
gendhilfe nicht wenigstens gewisse Aufgaben der 
Grundversorgung mit sozialen Diensten zu belas- 
sen, wie dies die vorgesehene Sollvorschrift ermög- 
liche. 

Zur Absicherung des Wahlrechts der Eltern bzw. 
der Jugendlichen und jungen Erwachsenen solle 
nach Auffassung der Ausschußmehrheit auch die 
Arbeit von Selbsthilfe- und Initiativgruppen beson- 
ders gefördert werden. Die Ausschußmehrheit sieht 
darin auch einen wesentlichen Beitrag zu einer Ju- 
gendhilfe, bei der der Klient nicht Objekt, sondern 
Subjekt der Hilfe sei. Deshalb werde in mehreren 
Bestimmungen ein fachlicher bzw. organisatorischer 
Beratungsanspruch für freie Träger gegenüber dem 
Jugendamt formuliert. Gleichzeitig solle sicherge- 
stellt werden, daß die Bemessung der Eigenleistung 
die unterschiedliche Finanzkraft der freien Träger 
berücksichtige, um die Tätigkeit von Initiativen und 
kleinen Verbänden nicht von vornherein durch fi- 
nanzielle Hindernisse zu blockieren. Für alle Träger 
gleiche pauschale Prozentsätze für die Eigenlei- 
stung seien danach nicht mehr möglich. 

Die Ausschußminderheit hält diese Regelung nicht 
für ausreichend. Partnerschaft könne zwar gesetz- 
lich formuliert, nicht aber verfügt werden, denn das 
Subsidiaritätsprinzip stehe in Einklang mit dem 
Grundgesetz. Das Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts aus dem Jahre 1967 (BVerfGE 22, 180 ff.) sei in 
dieser Frage dadurch richtungsweisend gewesen, 
daß es die Vorrangstellung der freien Träger als ver- 
fassungskonform bestätigt habe. Die Formulierung 
eines partnerschaftlichen Zusammenwirkens im 
Entwurf der Bundesregierung gewährleiste einen 
Funktionsschutz nicht. Das organisatorische und fi- 
nanzielle Übergewicht der öffentlichen Träger und 
vielfältige — auch politische — Abhängigkeiten der 
freien Träger machten jedoch einen solchen Funk- 
tionsschutz notwendig. 

Aus diesem Grunde sei die Vorrangstellung der 
freien Träger der Jugendhilfe durch eine „Muß-Vor- 
schrift" abzusichern und dürfe nur davon abhängig 
gemacht werden, daß der anerkannte freie Träger 
ausreichende und geeignete Angebote machen kön- 
ne. Nur dies stelle eine klare Entscheidung im Sinne 
der Subsidiarität dar und trage den tatsächlichen 
Verhältnissen Rechnung, daß zwei Drittel aller Ju- 
gendhilfeleistungen von freien Trägern der Jugend- 
hilfe erbracht würden. Die freien Träger der Jugend- 


hilfe müßten vorrangig die Aufgaben übernehmen, 
die sie leisten könnten. Solange freie Träger da sei- 
en, die eine Aufgabe übernehmen wollten und dies 
auch könnten, sollten sie auch vorrangig durch fi- 
nanzielle Förderung des öffentlichen Trägers unter- 
stützt werden. Dabei sähen gerade die großen Ver- 
bände durchaus die Grenzen ihrer Möglichkeiten; 
selbst große freie Träger wie die Kirchen seien 
kaum noch in der Lage, ihre Kapazitäten auszuwei- 
ten. Es gehe aber darum, so viele Kräfte wie möglich 
anzusprechen und um neue Formen zu ringen. 

Die von der Ausschußmehrheit gewählte Fassung 
sei zu unbestimmt, um einen wirksamen Funktions- 
schutz für die freien Träger sicherzustellen. Der ent- 
scheidende Satz (§ 102 Abs. 2 Satz 2), „Ist ein aner- 
kannter freier Träger der Jugendhilfe bereit, Ein- 
richtungen, Dienste und Veranstaltungen gemäß 
Absatz 1 rechtzeitig zu schaffen und zu betreiben, 
soll ihm in der Regel Gelegenheit dazu nach Absatz 
3 gegeben werden", sei zu schwach formuliert und 
gewährleiste einen Funktionsschutz nicht „In der 
Regel" und „Gelegenheit geben" zusammen mit einer 
„Soll-Vorschrift" machten den beabsichtigten Funk- 
tionsschutz wirkungslos. Es müsse verhindert wer- 
den, daß ein Tätigwerden der freien Träger in das Er- 
messen der öffentlichen Träger gestellt werde, die 
auch als Konkurrenten der freien Träger aufträten 
und damit ein Übergewicht hätten. Ein Übergewicht 
der öffentlichen Träger der Jugendhilfe wäre jedoch 
ein verhängnisvoller Schritt in Richtung auf Ver- 
staatlichung und Dirigismus bei der Erziehung der 
jungen Menschen. Unter den gegebenen Rahmenbe- 
dingungen gewährleiste nur die von der Auschuß- 
minderheit vorgeschlagene Fassung einen wirksa- 
men Funktionsschutz für die freien Träger der Ju- 
gendhilfe, daß nämlich der öffentliche Träger von 
eigenen Maßnahmen absehen müsse, soweit ein an- 
erkannter freier Träger der Jugendhilfe ausrei- 
chende und geeignete Angebote mache. 


5. Zur Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes 

Der Ausschuß ist mehrheitlich folgender Auffas- 
sung: 

Der Gesetzentwurf sei auf die dem Bund gemäß Ar- 
tikel 74 Nr. 7 GG zustehende konkurrierende Ge- 
setzgebungskompetenz für „die öffentliche Fürsor- 
ge" gestützt. Dieser unterfalle, wie das Bundesver- 
fassungsgericht in seinem Urteil vom 18. Juli 1967 
(BVerfGE 22, 180, 212 f.) bestätigt habe, auf dem Ge- 
biet der Jugendwohlfahrt nicht nur die Jugendfür- 
sorge im engeren Sinne, d. h. diejenigen Maßnah- 
men, die sich auf die gefährdeten und schon gestrau- 
chelten Jugendlichen bezögen, sondern auch die Ju- 
gendpflege, die das körperliche, geistige und sittli- 
che Wohl aller Jugendlichen fördern wolle, ohne 
daß eine Gefährdung im Einzelfall vorzuliegen brau- 
che. Wie in der angeführten Entscheidung näher 
dargelegt, seien die Grenzen der Jugendfürsorge im 
engeren Sinne und der Jugendpflege fließend und 
beide Aufgabenbereiche in der praktischen Jugend- 
arbeit so eng miteinander verzahnt, daß die Jugend- 
pflege schon allein unter dem Gesichtspunkt des 
Sachzusammenhangs mit unter den Begriff „öffentli- 
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che Fürsorge" in Artikel 74 Nr. 7 GG fallen müsse 
(BVerfGE a. a. O. S. 213). 

Der Gesetzentwurf überschreite nach der Auffas- 
sung der Mehrheit des Ausschusses nicht den Be- 
reich der durch Artikel 74 Nr. 7 GG dem Bund zuge- 
wiesenen Kompetenz. Daß er in seinem Inhalt, na- 
mentlich durch eine erhebliche Erweiterung der 
Förderungangebote der Jugend-.und Familienarbeit, 
des Angebotes an pädagogischen und therapeuti- 
schen Hilfen und den Ausbau der ambulanten sozia- 
len Dienste und der Erziehungsberatung, über das 
bisherige Recht hinausgreife, könne Zweifel an der 
Einhaltung der Grenzen der Gesetzgebungskompe- 
tenz nicht begründen. Im Rahmen seiner Gestal- 
tungsfreiheit sei es dem Gesetzgeber grundsätzlich 
anheimgestellt, ob er den seiner Regelung unterlie- 
genden Gegenstand mit mehr oder weniger Aus- 
führlichkeit und Intensität ordnen und welche 
rechtlichen Instrumente er für die Erreichung der 
Gesetzesziele vorsehen wolle, ob insbesondere für 
die Gewährung öffentlicher Leistungen den Behör- 
den ein Ermessensspielraum eingeräumt oder ein 
Rechtsanspruch hierauf für den betroffenen Bürger 
geschaffen würde. Grenzen für die inhaltliche Aus- 
formung ergäben sich in erster Linie aus dem 
Schutzbereich der Grundrechte, den der Gesetzge- 
ber zu beachten habe. Auch insoweit seien jedoch 
nach der Auffassung der Mehrheit des Ausschusses 
Bedenken nicht zu erheben. 

Die bedeutende Rolle, die der Erziehung von jungen 
Menschen als allgemeinem Ziel und bei der Ausge- 
staltung des Gesetzentwurfs im einzelnen einge- 
räumt worden sei, bewirke ebenfalls nicht eine 
Überdehnung der dem Bundesgesetzgeber zugewie- 
senen Kompetenz. Hierdurch werde nicht in einen 
gemäß Artikel 70 Abs. 1 GG den Ländern vorbehal- 
tenen Bereich der Gesetzgebung übergegriffen. Er- 
ziehung von Kindern und Jugendlichen und die För- 
derung und Sicherung ihres Rechtes darauf sei ein 
Ziel, das in ganz verschiedenen Zusammenhängen 
und Sachbereichen staatlicher Aufmerksamkeit zu- 
gänglich und bedürftig sei. Es handele sich um einen 
komplexen Begriff und eine über einzelne Kompe- 
tenzbereiche hinausgreifende, allgemeine Zielset- 
zung, die deshalb auch als Komponente von Rege- 
lungen in verschiedenen Feldern in Erscheinung 
treten dürfe und solle. Die Länder besäßen nur für 
den Bereich der schulischen Erziehung von jungen 
Menschen eine exklusive Gesetzgebungsbefugnis; 
dagegen sei den Amliegen und Bedürfnissen außer- 
schulischer Erziehung sowohl von ihnen als auch 
vom Bund innerhalb der jeweils zugewiesenen Ge- 
setzgebungsbereiche Rechnung zu tragen. Für die 
Jugendhilfe hätten sie ganz besonderes Gewicht. 
Daher fänden sich auch in dem geltenden Jugend- 
wohlfahrtsgesetz zahlreiche Bestimmungen über 
Erziehung und dazu dienliche Maßnahmen (verwie- 
sen werde nur auf § 1 Abs. 3, § 3 Abs. 1 Satz 1, § 4 
Nr. 3, § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1 bis 3 JWG). 

Demgegenüber ist die Ausschußminderheit im 
Rechtsausschuß der Auffassung, daß ein Jugendhil- 
fegesetz in der vorgesehenen Fassung von der Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes nach Artikel 74 
Nr. 7 GG, wo lediglich von „öffentlicher Fürsorge" 
die Rede ist, nicht mehr gedeckt sei. 


Zwar habe das Bundesverfassungsgericht in seiner 
Entscheidung vom 18. Juli 1967 (BVerfGE 22, 180, 
212/213) ausgeführt, die Grenzen zwischen der Für- 
sorge für den unmittelbar gefährdeten Jugendlichen* 
und der Förderung aller Jugendlichen seien flie- 
ßend; Jugendfürsorge und Jugendpflege seien in der 
praktischen Jugendarbeit so eng miteinander ver- 
zahnt, daß die Jugendpflege schon allein unter dem 
Gesichtspunkt des Sachzusammenhanges mit unter 
den Begriff der „öffentlichen Fürsorge" in Artikel 74 
Nr. 7 GG fallen müsse. Der Regierungsentwurf eines 
Jugendhilfegesetzes gehe über den herkömmlichen 
Bereich der Jugendpflege jedoch weit hinaus. 

Die außerordentliche Ausweitung vor allem des Be- 
ratungsangebots in den unterschiedlichsten For- 
men, aber auch die mit erheblichen zusätzlichen 
personellen und finanziellen Ressourcen ausgestat- 
teten Leistungen der öffentlichen Jugendarbeit 
zeigten an, daß das Schwergewicht der Jugendhilfe 
nach dem Regierungsentwurf nicht dem gefährde- 
ten jungen Menschen, sondern der „gesunden Ju- 
gend" im Sinne des Urteils des Bundesverfassungs- 
gerichts gelte. Das werde auch durch die Proklama- 
tion eines denkbar umfassend formulierten Erzie- 
hungsziels in § 1 Abs. 5 des Entwurfs verdeutlicht. 

Die Jugendpflege solle nicht länger mehr ein Annex 
der Jugendfürsorge sein; das Verhältnis beider solle 
sich vielmehr umkehren. Jugendhilfe werde offen- 
siv-, sie werde zu einem selbständigen Erziehungs- 
träger ausgebaut, der neben Elternhaus und Schule 
trete. Der Entwurf sehe — von der Kindergartener- 
ziehung über Jugendarbeit und Jugendbildung, Be- 
ratung in allen Lebenslagen bis hin zu einem als sub- 
jektives Recht des Jugendlichen ausgestalteten An- 
spruch auf Erziehung außerhalb der Familie — ein 
umfassendes Instrumentarium staatlicher Einfluß- 
nahme auf die Familie vor. 

Werde Jugendhilfe im Sinne des Regierungsent- 
wurfs somit zu einem eigenständigen Erziehungsbe- 
reich, so sei die Professionalisierung des Handlungs- 
feldes, die der Entwurf impliziere, nurmehr folge- 
richtig. Damit aber sei der Bereich der „öffentlichen 
Fürsorge" im Sinne des Artikels 74 Nr. 7 GG eindeu- 
tig verlassen, auch unter Berücksichtigung der ex- 
tensiven Auslegung, die diese Kompetenznorm 
durch das genannte Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts erfahren habe. Ein Erziehungsgesetz decke 
sie nicht 

6. Ausgestaltung des Leistungsrechts 

Ungeachtet von Meinungsunterschieden, die über 
die Ausgestaltung einzelner Leistungsnormen zwi- 
schen Ausschußmehrheit und Ausschußminderheit 
bestehen, ist der federführende Ausschuß der Auf- 
fassung, daß die in dem Gesetz vorgenommene Um- 
gestaltung des Jugendhilferechts zu einem Lei- 
stungsrecht richtig sei, das Förderungsangebote und 
Hilfe zur Erziehung leistungsrechtlich ausforme 
und Rechtsansprüche insbesondere auf Hilfen zur 
Erziehung einräume, soweit dies sachlich geboten 
und finanzierbar sei (vgl. Entwurf des Bundesrates 
zu Artikel 1 § 4). Er ist — mit der eben gemachten 
Einschränkung — der Auffassung, daß sowohl die 
allgemeinen Förderungsangebote als auch die Hil- 
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fen zur Erziehung gegenüber dem augenblicklichen 
Zustand quantitativ und qualitativ ausgebaut wer- 
den sollten, daß dieser Ausbau sich am Bedarf — be- 
stimmt aus der Sicht der betroffenen Familien und 
jungen Menschen — zu orientieren habe, und daß 
ein solcher Ausbau bisherige Defizite beseitigen 
oder mildern, nicht aber Überangebote schaffen 
werde. Dabei dürfe das Leistungsangebot des Geset- 
zes nicht insgesamt bezogen auf eine Familie oder 
einen jungen Menschen gesehen werden; entschei- 
dend sei, welche Angebote für einen bestimmten 
jungen Menschen oder eine bestimmte Familie in 
einer bestimmten Situation gemacht würden. 

Vor allem bei den allgemeinen Angeboten der Ju- 
gendhilfe — besonders der Jugendarbeit — sei die 
Situation nicht durch Überangebote, sondern durch 
Defizite gekennzeichnet, über die Notwendigkeit 
des Ausbaus dieser Förderungsangebote bestehe 
Übereinstimmung, während über die rechtliche 
Ausgestaltung der in §§ 17 bis 33 geregelten Leistun- 
gen kein Einvernehmen bestehe. Der Bedarf an all- 
gemeinen Angeboten sei für unterschiedliche Be- 
völkerungsgruppen nach Art und Umfang unter- 
schiedlich. Zur Zeit würden die meisten Förde- 
rungsangebote in der Praxis überwiegend von Fami- 
lien und jungen Menschen mit überdurchschnittlich 
guter Ausbildung und überdurchschnittlichem Ein- 
kommen genutzt. Dies bedeute, daß die Förderungs- 
angebote der Jugendhilfe gerade von diesen Fami- 
lien als Bereicherung empfunden würden. Demge- 
genüber bleibe der vergleichsweise wesentlich grö- 
ßere und zum Teil andersartige Bedarf benachteilig- 
ter Familien und junger Menschen weitgehend un- 
befriedigt. Aber auch der Bedarf von Familien und 
jungen Menschen mit überdurchschnittlich guter 
Ausbildung und überdurchschnittlichem Einkom- 
men werde, obwohl die kommunale Förderungspra- 
xis wie auch die Praxis der meisten freien Träger, 
der Jugendhilfe ihn stärker berücksichtigten als den 
Bedarf benachteiligter Familien und junger Men- 
schen, gemessen an den Wünschen nur teilweise be- 
friedigt. 

Hinsichtlich der Hilfen zur Erziehung zur Lösung 
besonderer Probleme ist der Ausschuß übereinstim- 
mend der Auffassung, daß die Eltern auch heute auf- 
gerufen und in der Lage seien, die Entwicklung ihrer 
Kinder zu eigenverantwortlichen Persönlichkeiten 
zu fördern, ohne dazu im Regelfall Hilfen zur Erzie- 
hung zu benötigen. Ein Bedarf an Hilfen zur Erzie- 
hung bestehe nur für eine Minderheit von Familien 
und jungen Menschen; dabei sei der Bedarf je nach- 
dem, ob nur Hilfen bei schwerer wiegenden Pro- 
blemen einbezogen werden oder auch Hilfen bei 
leichteren Problemen, unterschiedlich hoch anzu- 
setzen, er betreffe jedoch in jedem Fall nur eine Min- 
derheit von Familien und jungen Menschen. 

Dabei war die Ausschußmehrheit der Auffassung, 
daß solche Probleme allerdings im Einzelfall auch 
Eltern treffen könnten, die sich ihren Kindern ge- 
genüber liebevoll und aufopfernd verhielten. Des- 
halb und im Interesse der Wirksamkeit der Leistung 
sei sie der Auffassung, daß die Tatbestandsvoraus- 
setzungen der Hilfen zur Erziehung von diskrimi- 
nierenden Beschreibungen frei gehalten werden 
sollten, z. B. von der Tatbestandsvoraussetzung „so- 


weit die Eltern ihrer Erziehungspflicht nicht nach- 
kommen". Die Ausschußminderheit ist demgegen- 
über der Auffassung, daß die Tatbestandsvorausset- 
zungen für die Hilfen zur Erziehung in einigen Vor- 
schriften enger gefaßt werden sollten und daß auch 
allgemein klargestellt sein müsse, daß ein Er- 
ziehungsdefizit von einigem Gewicht vorliegen 
müsse. 

An der grundsätzlichen leistungsrechtlichen Aus- 
formung des Gesetzes und an der Begründung von 
Rechtsansprüchen auf Hilfen zur Erziehung sei — 
unbeschadet bestehender Meinungsunterschiede zu 
einzelnen Leistungsnormen — aber auch im Inter- 
esse der Stärkung der Rechtsstellung der Eltern ge- 
genüber dem Jugendamt festzuhalten. Es entspre- 
che dem Respekt vor der vorrangigen Erziehungs- 
verantwortung der Eltern nach Artikel 6 Abs. 2 
Satz 1 GG, die Leistung von Hilfen zur Erziehung in 
Problemfällen nicht im wesentlichen in das Ermes- 
sen des Jugendamts zu stellen, sondern möglichst 
weitgehend der Entscheidung der Eltern zu überlas- 
sen. Dazu sei es notwendig, Rechtsansprüche auf die 
Leistung von Hilfen einzuräumen, die die Eltern für 
ihre Kinder geltend machten, und die Wünsche der 
Eltern hinsichtlich der Auswahl und der Ausgestal- 
tung der Hilfe zur Erziehung zu berücksichtigen, so- 
weit dies dem Wohl des jungen Menschen nicht wi- 
derspreche und keine unvertretbaren Mehrkosten 
erfordere. Diese stärkere Orientierung am Eltern- 
willen wäre für die Ausgestaltung des Leistungs- 
rechts maßgebend, nicht die Absicht, Kompetenzen 
der kommunalen Legislative und Exekutive auf Ge- 
richte zu übertragen. 

Eine Beschränkung der gerichtlichen Kontrolle der 
Entscheidungen des Jugendamts auf die Einhaltung 
von Grenzwerten würde eine einschneidende Ver- 
kürzung des Elternrechts in den Fällen darstellen, in 
denen die Eltern zur Lösung schwerwiegender Pro- 
bleme auf Leistungen der Jugendhilfe angewiesen 
seien. Rechtsansprüche auf allgemeine Förderungs- 
angebote räume das Gesetz ohnehin nicht ein. Hin- 
sichtlich der Hilfen zur Erziehung von Problemfäl- 
len sei es jedoch ein wesentliches Reformziel, si- 
cherzustellen, daß Eltern zur Lösung schwerwiegen- 
der Probleme Anspruch auf Hilfe zur Erziehung er- 
hielten, bevor sich die Probleme so schwerwiegend 
verfestigt hätten, daß Maßnahmen nach §§ 1666, 
1666 a BGB erforderlich würden. Die für die Hilfelei- 
stung geltenden Standards müßten deshalb deutlich 
niedriger liegen als die Eingriffsschwelle der 
§§ 1666, 1666 a BGB. 

Der Ausschuß weist im übrigen darauf hin, daß eine 
höhere Verbindlichkeit der Leistungsverpflichtun- 
gen hinsichtlich der Hilfen zur Erziehung außerhalb 
der eigenen Familie im Vergleich zu den Leistungs- 
verpflichtungen hinsichtlich der offenen und teilsta- 
tionären Hilfen zur Erziehung nicht akzeptiert wer- 
den könnte. Zwar solle ein Rangverhältnis zwischen 
Hilfen zur Erziehung in der eigenen Familie und 
außerhalb der eigenen Familie nicht fest gelegt wer- 
den, um eine Diskriminierung der Hilfen zur Erzie- 
hung außerhalb der eigenen Familie zu vermeiden. 
Eine umgekehrte Rangfolge dürfe jedoch noch weni- 
ger begründet werden. Sie würde die Tendenz för- 
dern, Probleme in möglichst weitem Umfang durch 
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Herausnahme des Minderjährigen aus der Familie 
zu lösen, die in eindeutigem Widerspruch zu den 
Wertentscheidungen des Artikels 6 GG stünde. 
Wenig einsehbar wäre auch, daß zwar das Vormund- 
schaftsgericht gegen den Willen der Eltern nach § 8 
das Jugendamt zur Leistung verpflichten könne, 
eine solche Leistungsverpflichtung von Verwal- 
tungsgerichten aber dann, wenn die Eltern selbst zur 
Abwehr einer Gefährdung für das Kindeswohl be- 
reit seien, das Jugendamt jedoch zur Leistung nicht 
bereit sei, nicht ausgesprochen werden könne; die 
Gefahr für das Kindeswohl könnte dann durch die 
Gerichte nicht abgewendet werden, da im Hinblick 
auf die Bereitschaft der Eltern auch die Tatbestands- 
voraussetzungen der §§ 1666, 1666 a BGB nicht vor- 
lägen. 

Der Rechtsausschuß vertritt demgegenüber die Auf- 
fassung, der Gesetzentwurf stoße auf gewichtige 
rechtspolitische Bedenken, insofern er eine kaum 
überschaubare Fülle individueller, in ihren Voraus- 
setzungen durch eine Vielzahl höchst unbestimmter 
Rechtsbegriffe (z. B. Wohl des Kindes, Gefährdung 
und Störung der Entwicklung) definierter Rechtsan- 
sprüche begründe. 

Diese Ansprüche führten im Einzelfall sowohl als 
auch in ihrer Summe zu einer weitgehenden Ver- 
lagerung der in ihrem Kern politischen Entschei- 
dung, ob und in welchem Umfang Leistungen der Ju- 
gendhilfe erbracht werden sollten und finanziert 
werden könnten, von den dazu berufenen Organen 
der Legislative und Exekutive auf die Justiz, insbe- 
sondere die Verwaltungsgerichtsbarkeit Es sei aber 
ein schwerer und durch eine um sich greifende Pra- 
xis dieser Art nachgerade unerträglich gewordener 
Mißbrauch der rechtsprechenden Gewalt, wenn der 
Gesetzgeber Entscheidungen, die nicht nach defi- 
nierbaren rechtlichen Maßstäben getroffen werden 
könnten, auf sie überbürde. Sowohl die eigene Auto- 
rität des Gesetzgebers als auch die der Rechtspre- 
chung müßten darunter leiden. 

Zu den in der Jugendhilfe zu gewährenden Leistun- 
gen und Einrichtungen seitens öffentlicher Träger 
erhebt der Rechtsausschuß keine Bedenken wegen 
der Vereinbarkeit der einschlägigen Vorschriften 
mit der Selbstverwaltungsgarantie des Artikels 
28 GG. Jedoch umreiße der Entwurf an einer Viel- 
zahl von Stellen Standards für Leistungen und Ein- 
richtungen der Jugendhilfe und Jugendpflege. Der 
Rechtsausschuß teilt die Auffassung, daß solche Lei- 
stungen und Einrichtungen Jugendlichen und ihren 
Eltern nach Maßgabe ihrer Bedürfnisse zur Verfü- 
gung stehen müßten. Die Umschreibungen der Stan- 
dards stellten sich ihrem Wesen nach als politische 
Leitlinien dar, die primär vor Ort der Gestaltung der 
Träger der Jugendhilfe unterlägen und dort im 
Wege der politischen Auseinandersetzung durchge- 
setzt werden müßten. Die Mehrheit des Rechtsaus- 
schusses war der Auffassung, daß eine gerichtliche 
Kontrolle nur hinsichtlich der Einhaltung von 
Grenzwerten wirksam werden könne und dürfe. An- 
derenfalls würden den Gerichten auf dem Gebiet 
der Jugendhilfe und Jugendpflege Funktionen über- 
tragen, die den Rahmen der Dritten Gewalt über- 
stiegen, die vielmehr in erster Linie den Trägern der 
Jugendhilfe und ihren demokratisch legitimierten 
Vertretungskörperschaften zukämen. 


7. Regelungsintensität und Sprache des 
Gesetzes 

Der federführende Ausschuß hat den Gesetzentwurf 
zum Teil in Anlehnung an Regelungen des Bundes- 
ratsentwurfs, zum Teil an Vorschläge der Bundes- 
ressorts zur Straffung und Vereinfachung des Regie- 
rungsentwurfs wesentlich gekürzt. Er hat auf Detail- 
regelungen in verschiedenen Bereichen verzichtet. 
Er hat an verschiedenen Stellen einfachere Formu- 
lierungen verwendet. 

Die Ausschußmehrheit weist jedoch darauf hin, daß 
die Möglichkeiten der Straffung und Vereinfachung 
begrenzt seien. Vor allem dürfe eine Straffung des 
Gesetzentwurfs nicht einseitig zu Lasten des Lei- 
stungsrechts gehen. Dieses Leistungsrecht baue be- 
reits auf Generalklauseln auf; weitergefaßte Gene- 
ralklauseln würden entweder die Kosten des Geset- 
zes erheblich erhöhen — falls die Anspruchstatbe- 
stände sehr viel weitergefaßt würden — , oder die 
Stellung der Eltern gegenüber den Trägern der Ju- 
gendhilfe erheblich schwächen — falls die Erbrin- 
gung von Leistungen in wesentlich stärkerem Maße 
in das Ermessen der Jugendämter gestellt würde. 
Das Jugendhilferecht betreffe insoweit, als es das 
Verhältnis Eltern — Kinder — Staat berühre, aber 
auch in seinen Regelungen hinsichtlich des Verhält- 
nisses zwischen öffentlichen und freien Trägern der 
Jugendhilfe überaus sensible Bereiche. Allzu weit- 
gefaßte Generalklauseln müßten Angst vor Über- 
griffen des Staates erzeugen. Dies könne nur durch 
differenzierte, klar begrenzte Schutzvorschriften 
und Förderungsverpflichtungen vermieden werden. 
Das Gesetz müsse auch gewährleisten, daß Jugend- 
hilfe den individuellen erzieherischen Bedürfnisse!! 
entspreche, daß Hilfen zur Erziehung menschlich 
und fachlich qualifiziert geleistet würden und daß 
Jugendhilfe sozialpädagogisch und nicht bürokra- 
tisch strukturiert sein müsse. 

Hinsichtlich der aus dem Adoptionsvermittlungsge- 
setz übernommenen Regelungen hat der Ausschuß 
von einer Straffung abgesehen, um Änderungen die- 
ser erst am 1. Januar 1977 in Kraft getretenen Rege- 
lungen zu vermeiden. 

Die Ausschußminderheit ist demgegenüber der 
Auffassung, daß der Bundesratsentwurf den Erfor- 
dernissen an eine klare und durchschaubare Gesetz- 
gebung und an eine verständliche Gesetzessprache 
besser entspreche. Er beschränke sich auf das We- 
sentliche und vertraue verstärkt auf Vernunft und 
Selbstregulierung sowohl im Verhältnis der Bürger 
zur Verwaltung als auch in den Verwaltungsbezie- 
hungen. Er vermeide Doppelregelungen und Perfek- 
tionismus. Regelungsintensität und Sprache des Ge- 
setzentwurfes stoßen bei der Ausschußminderheit 
insbesondere auch im Hinblick auf die Anwendung 
des Gesetzes in der Praxis auf Bedenken: den tägli- 
chen Umgang mit dem Gesetz hätten weniger Juri- 
sten als vielmehr Sozialarbeiter, Sozialpädagogen 
und ehrenamtliche Mitarbeiter der Jugendhilfe. 

8. Nichteinbeziehung in das Sozialgesetzbuch 

Das Jugendhilfegesetz ist als selbständiges Gesetz 
angelegt und nicht als Teil des Sozialgesetzbuches. 
Nach Struktur und Zielsetzung unterscheidet sich 
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die Jugendhilfe wesentlich von den im Sozialgesetz- 
buch zusammengefaßten Rechtsmaterien. Jugend- 
hilfe ist nicht nur als Sozialleistung konzipiert. In 
ebenso engem Zusammenhang wie mit dem Sozial- 
leistungsrecht steht sie mit dem Familienrecht und 
mit dem Bildungsbereich. Eine Zuordnung aus- 
schließlich zu dem einen oder dem anderen dieser 
Bereiche würde dem Wesen der Jugendhilfe nicht 
gerecht. 

Die Herausnahme des Jugendhilferechts aus dem 
Sozialgesetzbuch abweichend von der Fassung des 
Regierungsentwurfs, die dem fast einhelligen Vo- 
tum der am 12. Juni 1979 angehörten Sachverständi- 
gen folgt, hat der Ausschuß einstimmig beschlos- 
sen. 

9. Jugendarbeit 

Der Ausschuß ist übereinstimmend der Auffassung, 
daß es ein wesentliches Ziel der Jugendhilfereform 
sein müsse, die Grundlagen für einen Ausbau der 
Jugendarbeit zu legen und die Jugendarbeit als ei- 
nen den fürsorgerischen Aufgaben der Jugendhilfe 
gleichrangigen Teil im Jugendhilferecht zu veran- 
kern. Zur Jugendarbeit gehöre auch, daß soziale De- 
fizite und Probleme aufgegriffen und bearbeitet 
würden; dies sei wichtig, dürfe jedoch nicht dazu 
führen, daß den allgemeinen Angeboten der Ju- 
gendarbeit zu geringe Bedeutung beigemessen wer- 
de. Nach der gemeinsamen Überzeugung des Aus- 
schusses gehe es gerade auch darum, die allgemei- 
nen Angebote der Jugendarbeit auszubauen. 

Übereinstimmung bestand auch darin, daß die Ju- 
gendarbeit die Wünsche und Interessen der jungen 
Menschen selbst in den Mittelpunkt zu stellen habe. 
Strukturmerkmale der Jugendarbeit seien im beson- 
deren auch die Nutzung der Freizeit, die Freiwillig- 
keit der Teilnahme, die starke altersspezifische 
Gliederung, die Vielfalt der Träger unterschiedli- 
cher Wertorientierungen nach Inhalten, Arbeitsfor- 
men und Methoden und die Autonomie der freien 
Träger der Jugendhilfe auch hinsichtlich der Ziel- 
gruppen und Lernziele. Der Ausschuß ist ferner dar- 
über einig, daß besonders wichtige Aufgabenberei- 
che der Jugendarbeit die politisch-bildende Jugend- 
arbeit, die kulturelle Jugendarbeit, die arbeitswelt- 
bezogene Jugendarbeit, die Jugendarbeit in Gesel- 
ligkeit, Spiel und Sport und die Jugenderholung, die 
Jugendsozialarbeit, die Jugendberatung und die in- 
ternationale Jugendarbeit seien. In der Jugendar- 
beit komme dem freien Zusammenschluß junger 
Menschen in Gruppen und Verbänden eine beson- 
dere Bedeutung zu. Ehrenamtliche Tätigkeit habe in 
der Jugendarbeit eine überragende Bedeutung. 

Die Ausschußmehrheit hat sich für eine „Langfas- 
sung' 1 der Regelung der Jugendarbeit entschieden, 
die die wichtigsten Aufgabenbereiche der Jugendar- 
beit beispielhaft umschreibe, dadurch Impulse ge- 
ben wolle und zugleich eine bessere Grundlage für 
die Förderung der Jugendverbände, Jugendgruppen 
und anderen freien Trägern der Jugendhilfe darstel- 
len solle. Sie sehe einen entscheidenden Nachteil 
der geltenden Regelung darin, daß es an einer ent- 
sprechenden klaren Förderungsgrundlage fehle und 
meine, daß die Förderungsdefizite in der Praxis we- 
sentlich darauf zurückzuführen seien. Die Schaffung 


klarer leistungsrechtlicher Grundlagen entspreche 
auch der Gesamtsystematik des Gesetzes. Eine Ein- 
engung sei damit nicht verbunden, weil die Aufzäh- 
lung nur beispielhaft sei. Die Jugendverbände und 
anderen Träger der Jugendhilfe könnten sich auf 
diese — im übrigen weitgefaßten — Förderungsbe- 
stimmungen berufen, ohne in ihrer Autonomie ein- 
geschränkt zu werden; alle im Gesetz nicht aus- 
drücklich genannten Aktivitäten blieben ihnen un- 
benommen. 

Die Ausschußmehrheit hat auch deutlich gemacht, 
daß Jugendarbeit über den engen Ansatz des sozia- 
len Lernens hinaus politisches und gesellschaftli- 
ches Handeln einbeziehe. Hervorgehoben werde 
auch, daß Jugendarbeit wesentlich auf Erfahren und 
Erleben beruhe. 

Nach Auffassung der Ausschußminderheit wider- 
spricht es dem Selbstverständnis von Jugendarbeit, 
sie in Fachbereiche aufzugliedem. Das Selbstver- 
ständnis der Jugendarbeit sei vielmehr aus den 
Wertvorstellungen, Zielsetzungen und jeweiligen 
Schwerpunkten der Träger der Jugendarbeit zu ent- 
wickeln. Eine zu weitgehende gesetzliche Beschrei- 
bung der Jugendarbeit gefährde die freie und viel- 
fältige Weiterentwicklung der Jugendarbeit. Ju- 
gendarbeit biete eine Möglichkeit zur Mitgestal- 
tung der Gesellschaft durch junge Menschen. Sie 
gebe jungen Menschen einen Erfahrungs- und Ent- 
faltungsraum, in dem sie Wert- und Entscheidungs- 
hilfen anbiete, die es jungen Menschen erlaubten, 
gemäß ihren Fähigkeiten Verantwortung für sich 
und andere zu übernehmen. Die Jugendverbände 
vor allem böten die Möglichkeit, sich auf der Grund- 
lage gemeinsamer Wertentscheidungen, gemeinsa- 
mer Zielsetzungen und Interessen zu solidarischem 
Handeln zusammenzuschließen. Deshalb sei es rich- 
tig, nur eine allgemeine Beschreibung der Zielset- 
zungen und Schwerpunkte der Jugendarbeit vorzu- 
nehmen. Dies werde dem Selbstverständnis von Ju- 
gendarbeit eher gerecht als eine breitangelegte Be- 
schreibung. Keinesfalls dürfe die Jugendarbeit le- 
diglich als Feld sozialen Lernens beschrieben wer- 
den. 

10. Förderung der Erziehung in der Familie 

Das Kapitel „Förderung der Erziehung in der Fami- 
lie 11 (§§ 27 bis 33) ist in Übereinstimmung mit dem Re- 
gierungsentwurf gegenüber den Regelungen des 
geltenden Rechts wesentlich erweitert worden. In 
diesem Leistungsbereich wird noch deutlicher als in 
den anderen Leistungsbereichen, daß Jugendhilfe 
wesentlich Familienhilfe ist, die vor allem auch die 
Familie als Einheit zu sehen und zu fördern hat. Der 
Leistungsbereich enthält Angebote, wie z. B. die Fa- 
milienbildung, die sich an alle Familien wenden, die 
bisher jedoch in weitaus überdurchschnittlichem 
Maße von Familien mit überdurchschnittlicher Aus- 
bildung und mit überdurchschnittlichem Einkom- 
men in Anspruch genommen worden sind, so daß 
die angestrebte Entwicklung sich eher darauf zu 
konzentrieren hat, die Angebote stärker für benach- 
teiligte Familien zu öffnen und auf deren Bedürf- 
nisse zuzuschneiden. Einbezogen sind ferner Lei- 
stungen an sozial schwache Familien, wobei die Pro- 
bleme wirtschaftlicher und nur ausnahmsweise er- 
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zieherischer Art sind, — z. B. Familienerholung. 
Weiter geht es um den Ausbau der Leistungen für 
alleinerziehende Elternteile und für werdende Müt- 
ter. Die für diese geltenden Anspruchsregelungen 
sollten nach Meinung der Ausschußmehrheit auf 
Familien erstreckt werden, deren Lebenslage sozia- 
le, vor allem erzieherische Schwierigkeiten bedinge, 
und die nicht in der Lage seien, diese Schwierigkei- 
ten aus eigener Kraft zu überwinden. Beratung und 
Unterstützung in diesen Fällen sollten dazu helfen, 
einigermaßen befriedigende Lebens- und Wohnver- 
hältnisse mit dem Ziel zu schaffen, daß ein Zusam- 
menleben zwischen Eltern und Kindern möglich 
bleibe oder wieder möglich werde und daß dabei so- 
ziale Benachteiligungen der Familienmitglieder 
möglichst vermieden, mindestens gemildert wür- 
den; dazu gehörten Beratung und Unterstützung bei 
der Inanspruchnahme sozialer Leistungen, aber 
auch bei Beschaffung oder Erhaltung angemessenen 
Wohnraums und eines angemessenen Arbeitsplat- 
zes oder der Vorbereitung auf die berufliche Tätig- 
keit in den Fällen, in denen Bemühungen der Betrof- 
- fenen allein nicht zum Erfolg führten. Ferner werde 
die sozialpflegerische Unterstützung bei der Füh- 
rung des eigenen Haushalts und der Erziehung der 
Kinder als neuer Leistungstatbestand in das Jugend- 
hilferecht eingeführt; betroffen seien vor allem Fal- 
le, in denen der die Kinder betreuende Elternteil 
vorübergehend oder auch für längere Zeit ausfalle, 
aber nach Auffassung der Ausschußmehrheit auch 
Fälle, in denen eine Mehrkinderfamilie mit den Er- 
ziehungsaufgaben überfordert werde, um zu vermei- 
den, daß Kinder außerhalb der eigenen Familie un- 
tergebracht werden müßten. 

Die Ausschußminderheit spricht sich für die Rege- 
lungsvorschläge des Bundesrates aus, wonach die 
Bestimmungen als „Kann- Vorschriften“ gefaßt seien 
und den Ländern größere Gestaltungskompetenzen 
eingeräumt würden. 

11. Erziehung in Kindertagesstätten und Tages- 
pflege sowie im Rahmen der Gesundheits- 
hilfe 

Der Ausschuß ist dem Regierungsentwurf darin ge- 
folgt, die Regelungen über die Hilfe zur Erziehung in 
Kinderkrippen und Kindergärten, Horten und in Ta- 
gespflege sowie im Rahmen der Gesundheitshilfe in 
einem eigenen Kapitel zusammenzufassen. Dies 
entspricht der großen Bedeutung dieses Bereichs für 
die Jugendhilfe. 

Für jedes Kind vom vollendeten dritten Lebensjahr 
an bis zum Schuleintritt wird ein Anspruch auf Kin- 
dergartenerziehung normiert. Heute ist allgemein 
anerkannt, daß grundsätzlich alle Kinder nach Voll- 
endung des dritten Lebensjahres die Möglichkeit 
haben sollten, Kindergärten zu besuchen; dabei 
steht den Eltern frei, ob sie ihre Kinder im Kinder- 
garten erziehen lassen wollen und von welchem Al- 
ter des Kindes an sie dies tun wollen. In intensiven 
Bemühungen der freien und öffentlichen Träger der 
Jugendhilfe wurde der Kindergartenbereich in den 
letzten Jahren so ausgebaut, daß heute im allgemei- 
nen eine befriedigende Versorgung erreicht ist. Da 
Kindergartenerziehung zwar nicht nur, aber wesent- 
lich auch die Funktion hat, Benachteiligungen aus- 


zugleichen, geht es in Zukunft außer um eine Quali- 
fizierung der Kindergartenerziehung und um die 
Befriedigung von Nachholbedarf in strukturschwa- 
chen ländlichen Gebieten und in einigen städti- 
schen Ballungszentren vor allem darum, eine stär- 
kere Inanspruchnahme des Kindergartens durch 
Kinder aus sozial benachteiligten Gruppen zu errei- 
chen. Gerade für solche Kinder ist der Kindergar- 
tenbesuch auch im vierten und fünften Lebensjahr 
besonders wichtig. § 100 Abs. 2 Nr. 3 sieht daher 
eine Verpflichtung zur bevorzugten Versorgung von 
Kindern in gefährdeten Lebens- und Wohnberei- 
chen vor. 

Nach Auffassung der Ausschußmehrheit ergibt sich 
die Kompetenz des Bundes zu entsprechenden Re- 
gelungen der Kindergartenerziehung aus Artikel 74 
Nr. 7 GG. Der Kindergarten gehöre seit je zum Be- 
reich der Jugendhilfe (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 JWG). Bereits 
beim Inkrafttreten des Jugendwohlfahrtsgesetzes 
habe der Kindergarten seinen Charakter als bloße 
„Bewahranstalt" verloren gehabt und sei als erziehe- 
rische Einrichtung begriffen worden. 

Weder die Bildungsfunktion noch die Betonung der 
vorschulischen Aufgaben des Kindergartens recht- 
fertige eine andere Auffassung. Vielmehr habe sich 
gerade in letzter Zeit gezeigt, daß schulische Lehr- 
und Lernformen auf Kinder im Vorschulalter nicht 
übertragen werden sollten und daß die Förderung 
von drei- bis fünfjährigen Kindern im Kindergarten 
der Vorverlegung der Schulpflicht um ein Jahr un- 
ter genereller Einführung von Vorklassen überle- 
gen sei. Kindergartenerziehung werde demgemäß 
auch in allen Ländern der Bundesrepublik — ausge- 
nommen Bayern — als Teil der Jugendhilfe begrif- 
fen. 

Die Ausschußminderheit ist der Auffassung, daß 
sich eine bundesrechtliche Regelung aus verfas- 
sungsrechtlichen, mindestens aus verfassungspoliti- 
schen Gründen auf die Regelung beschränken sollte, 
daß Kindern vom dritten Lebensjahr an bis zum 
Schuleintritt Hilfe zum Besuch eines Kindergartens 
zu gewähren sei, wie dies Artikel 1 § 16 Abs. 2 des 
Bundesratsentwurfs vorsehe; eine solche bundes- 
rechtliche Regelung diene dazu, Eltern finanzielle 
Hilfe zu leisten, wenn wirtschaftliche Gründe dem 
Besuch des Kindergartens entgegenstünden, ver- 
zichte aber auf Regelungen der Kindergartenerzie- 
hung im übrigen, insbesondere auf die Bestimmung 
von Erziehungszielen, und überlasse alle anderen 
Fragen dem Landesrecht. 

Während anerkannt ist, daß Kindergartenerziehung 
heute ein allgemeines Angebot an alle Kinder vom 
dritten Lebensjahr an darstellt, wird die Erziehung 
in Kindertagesstätten sonst (vor allem Kinderkrip- 
pen, Horte) zur Lösung bestimmter Probleme arige- 
boten, vor allem bei Betreuungsdefiziten, die durch 
die Berufstätigkeit des alleinerziehenden Elternteils 
oder beider Elternteile entstehen. Der Bedarf an 
Plätzen ist in den letzten Jahren ungeachtet des 
Rückganges der Geburtenzahlen erheblich gewach- 
sen. Dabei hängt der Bedarf an Plätzen in Horten 
wesentlich von der Entwicklung im Schulbereich ab; 
eine Steigerung des Anteils an Plätzen in Ganztags- 
schulen würde den Bedarf an Hortplätzen senken. 
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Der Ausschuß ist übereinsti mm end der Auffassung, 
daß für Minderjährige auch ein Anspruch auf Hilfe 
zur Erziehung in Kindertagesstätten (Kinderkrippe 
und Hort) normiert werden solle, wenn dies für eine 
ihrem Wohl entsprechende Erziehung erforderlich 
sei-, diese dem Bundesratsentwurf entnommene po- 
sitiv formulierte Fassung der Anspruchsvorausset- 
zungen ziehe er der negativ formulierten Fassung 
des Regierungsentwurfs „wenn die eigene Familie 
ohne die Hilfe nicht in der Lage ist, eine dem Wohl 
des Minderjährigen entsprechende Erziehung zu ge- 
währleisten“ vor; damit sollten diskriminierende As- 
soziationen, wie sie noch vielfach mit der Erziehung 
in Kinderkrippen und Horten verbunden seien, ab- 
gebaut werden. Inhaltlich sieht der Ausschuß zwi- 
schen beiden Fassungen keinen Unterschied, auch 
die Fassung des Bundesrates beschränke den An- 
spruch auf Fälle eines spezifischen Bedarfs, der im 
Interesse des Wohls des Minderjährigen eine Erzie- 
hung in Kindertagesstätten erforderlich mache. In- 
haltlich besteht zwischen Ausschußmehrheit und 
Ausschußminderheit insoweit Übereinstimmung *, 
die Ausschußminderheit zieht jedoch die kürzere 
Fassung des Bundesratsentwurfs vor. 

Das Gesetz sieht erstmals eine ausdrückliche Rege- 
lung der Tagespflege vor. In Tagespflege werden vor 
allem Kinder in den ersten Lebensjahren betreut, 
über den Bedarf liegen bisher nur wenig zuverläs- 
sige Angaben vor. Ebenso wie für die Vollpflege gilt 
auch für die Tagespflege, daß eine Erhöhung der 
Zahl und eine qualitative Verbesserung der Tages- 
pflegestellen die Situation von Kindern, die in un- 
günstigen Verhältnissen aufwachsen, erheblich ver- 
bessern kann. Die Träger der Jugendhilfe werden in 
den kommenden Jahren den Tagespflegestellen als 
einem für ihre Arbeit wichtigen pädagogischen Po- 
tential stärkere Aufmerksamkeit widmen müssen. 
In wirtschaftlicher Hinsicht schafft § 52 dafür inso- 
weit eine bessere Grundlage, weil nach dieser Rege- 
lung auch Tagespflegeeltern ein Familienpflegegeld 
zusteht. 

In Abweichung vom geltenden Recht, vom Regie- 
rungsentwurf und vom Bundesratsentwurf hat der 
Ausschuß vorgesehen, daß die Tagespflege grund- 
sätzlich nicht mehr einer Erlaubnis des Jugendamts 
bedarf; er will damit eine Entbürokratisierung der 
Jugendhilfe fördern und vor allem der Nachbar- 
schaftshilfe neue Aufgaben ohne bürokratische 
Hemmnisse ermöglichen. Um Mißbräuchen vor dem 
Hintergrund gewerbsmäßiger Interessen zu begeg- 
nen, hat er jedoch vorgesehen, daß Landesrecht in 
Abweichung von diesem Grundsatz eine Erlaub- 
nispflicht etwa für bestimmte Fallgruppen statu- 
ieren kann (§ 50 Abs. 1 Satz 2) und daß einer Tages- 
pflegeperson, die sich als zur Erziehung des Kindes 
ungeeignet erweist, die Fortsetzung der Familien- 
pflege untersagt werden kann (§ 53 Abs. 4). 


12. Beratung 

Der federführende Ausschuß mißt der Beratung als 
Aufgabe der Jugendhilfe große Bedeutung bei. Die 
Beratung wird in drei Bestimmungen (§§ 24, 30 und 
40) als Jugendberatung, Familienberatung und Er- 
ziehungsberatung geregelt, d. h. in den Zusammen- 


hängen. in denen sich in der Praxis Beratung ent- 
wickelt hat, also in Zusammenhang mit Jugendar- 
beit, mit Förderung der Erziehung in der Familie 
(Familienarbeit) und mit pädagogischen und thera- 
peutischen Hilfen zur Erziehung. Es wird nicht ver- 
kannt, daß sich diese Beratungsbereiche vielfältig 
überschneiden. Das Gesetz enthält auch keine Ver- 
pflichtung zur Schaffung von Spezialeinrichtungen 
oder -diensten der Jugendberatung, Familienbera- 
tung und Erziehungsberatung. Dabei ist allerdings 
zu berücksichtigen, daß Jugendberatung vor allem 
mit anderen Angeboten der Jugendarbeit verbun- 
den werden soll. Die Träger der Jugendhilfe sind in 
der Organisation und Wahrnehmung ihrer Aufga- 
ben frei, können also sowohl ein umfassendes Bera- 
tungsangebot als auch spezialisierte Angebote ma- 
chen. Da die Beratung ein besonderes Vertrauens- 
verhältnis voraussetzt und die Wertorientierung bei 
der Beratung eine große Rolle spielt, sind Bera- 
tungsangebote freier Träger besonders wichtig; die 
modifizierte Vorrangregelung zugunsten freier Trä- 
ger der Jugendhilfe gemäß § 102 Abs. 2 Satz 2 hat 
deshalb für diesen Bereich besondere Bedeutung. 

Nach § 7 Abs. 1 Sätze 2 und 3 darf Minderjährigen 
Beratung nach den §§ 24, 30 und 40 nur mit vorheri- 
ger Zustimmung des Personensorgeberechtigten ge- 
leistet werden. Wenn und solange der mit der Bera- 
tung bezweckte Erfolg gefährdet würde und da- 
durch ein schwerwiegender Nachteil für das Wohl 
des Minderjährigen zu besorgen wäre, kann aus- 
nahmsweise auf die Einholung der- Zustimmung ver- 
zichtet werden. Diese Ausnahme ist vor allem für 
die Drogenberatung, aber auch für die Beratung bei 
bestimmten Konflikten nach den Bedürfnissen der 
Praxis erforderlich. 

Während Familienberatung und Erziehungsbera- 
tung Hilfen zur Lösung von Problemen anbieten, die 
von der Familie allein nicht oder nur schwer gelöst 
werden können, hat die Jugendberatung auch die 
Aufgabe der Information mit dem Ziel, junge Men- 
schen besser auf die Lösung von Problemen vorzu- 
bereiten (und entspricht insoweit der Familienbil- 
dung für den Bereich der Förderung der Erziehung 
in der Familie). Die Angebote der Information und 
Beratung betreffen die Lösung von Problemen, mit 
denen junge Menschen in Familie, Schule, Betrieb 
und anderen Institutionen konfrontiert sind. Die Be- 
ratungsangebote sollen sich auch auf Fragen der 
Partnerschaft und Sexualität erstrecken und Ge- 
fährdungen, insbesondere durch Drogen und Alko- 
hol, entgegenwirken. Jugendberatung wird häufig 
mit Jugendarbeit vor allem in Freizeiteinrichtungen 
verbunden; das Vertauensverhältnis, das sich im 
täglichen Miteinander zwischen jungen Menschen 
und Mitarbeitern entwickelt, dient dem Abbau der 
Schwellenangst vor allem bei jungen Menschen aus 
benachteiligten Gruppen. Um Gefahren durch eine 
nicht genügend qualifizierte Beratung zu vermei- 
den, hat der Ausschuß in § 24 Abs. 1 Satz 3 die Vor- 
schrift aufgenommen, daß die Beratung durch Fach- 
kräfte zu leisten ist. Er hat ferner bestimmt, daß der 
Ratsuchende befugt sein soll, seine Identität ge- 
heimzuhalten; für eine solche anonyme Beratung 
besteht vor allem im Bereich der Drogenberatung 
ein dringender praktischer Bedarf. 
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Die Familienberatung umfaßt Beratung über part- 
nerschaftliches Zusammenleben in der Familie, Fa- 
milienplanung, Schwangerschaft, Geburt und Erzie- 
hung und ebenso Beratung über soziale Hilfen für 
Familien, Schwangere, Mütter und Kinder. Sie soll 
dabei helfen, Schwierigkeiten im Zusammenleben 
der Familienangehörigen zu überwinden und Pro- 
bleme möglichst innerhalb der Familie zu lösen. 

Der Ausschuß ist hinsichtlich der Aufgaben der Er- 
ziehungsberatung von den Grundsätzen der ober- 
sten Landesjugendbehörden unter Einbeziehung 
der Konkretisierung nach der neuesten Fortschrei- 
bung der Bayerischen Förderrichtlinien vom 
14. September 1979 (AMB1. S. A 185) ausgegangen. 

Die Ausschußminderheit ist der Auffassung, daß die 
Jugendberatung und die Familienberatung lediglich 
als Aufgaben genannt, nicht aber näher beschrieben 
werden sollten. Hinsichtlich der Erziehungsbera- 
tung zieht sie die Fassung des Bundesratsentwurfs 
vor. Für den Fall, daß die Jugendberatung nach dem 
Vorschlag der Ausschußmehrheit geregelt wird, 
stimmt sie jedoch dem Vorschlag zu, vorzuschrei- 
ben, daß die Beratung durch Fachkräfte zu leisten 
ist, um Gefahren durch eine nicht genügend qualifi- 
zierte Beratung durch ehrenamtliche und ggf. selbst 
noch minderjährige Mitarbeiter zu vermeiden. 

Die Minderheit des Rechtsausschusses hält die Re- 
gelung der Beratungsangebote für überzogen und 
eine Einschränkung des Beratungsangebotes so- 
wohl hinsichtlich der Voraussetzungen als auch hin- 
sichtlich des Umfangs und Inhalts der Beratung für 
angebracht. 

13. Offene pädagogische und therapeutische Hil- 
fen zur Erziehung und Hilfen zur Erziehung 
außerhalb der eigenen Familie 

Das Gesetz faßt Hilfen zur Erziehung, die bei Ge- 
fährdung oder Störung der Entwicklung des Min- 
derjährigen oder dann zu leisten sind, wenn die 
eigene Familie nicht in der Lage ist, eine dem Wohl 
des Minderjährigen entsprechende Erziehung zu ge- 
währleisten (d. h. bei Betreuungsdefiziten auch 
dann, wenn eine Gefährdung oder Störung der Ent- 
wicklung des Minderjährigen nicht vorliegt), nicht 
mehr — wie frühere Entwürfe — als „besondere Er- 
ziehungshilfen 1 ' zusammen. 

Stattdessen faßt es die offenen und teilstationären 
Hilfen zur Erziehung (einschließlich der Erziehungs- 
beistandschaft) mit der Erziehungsberatung in ei- 
nem eigenen Kapitel zusammen und regelt in einem 
weiteren Kapitel die Hilfen zur Erziehung außer- 
halb der eigenen Familie. 

Der Ausschuß betont, daß Hilfen zur Erziehung der 
in §§41 bis 44 bezeichneten Art Hilfen zur Lösung 
schwerer wiegender Probleme sind, die nur für ei- 
nen kleinen Teil der Familien und jungen Menschen 
in Betracht kommen-, sie betreffen nach dem augen- 
blicklichen Stand zwischen 1 v. H. und 2 v. H. aller 
Minderjährigen. Reformziel ist nicht etwa der quan- 
titative Ausbau dieser Hilfen. Im Gegenteil dient 
der Ausbau der allgemeinen und speziellen Förde- 
rungsangebote der Jugendarbeit und der Förderung 
der Erziehung in der Familie gerade der vorbeugen- 
den Hilfe bei beginnendem Problemdruck und soll 


Hilfen zur Erziehung der in §§ 41 bis 44 genannten 
Art in möglichst weitem Umfang entbehrlich ma- 
chen. Reformziele sind jedoch, durch eine Qualifi- 
zierung dieser Hilfen Maßnahmen nach §§ 1666, 
1666 a BGB (und nach geltendem Recht die Anord- 
nung von Fürsorgeerziehung und Erziehungsbei- 
standschaft) gegen den Willen der Eltern entbehr- 
lich zu machen, sowie durch den Ausbau der offenen 
pädagogischen und therapeutischen Hilfen zur Er- 
ziehung dann, wenn diese geeignet sind und ausrei- 
chen, Hilfen zur Erziehung außerhalb der eigenen 
Familie zu vermeiden. 

Für die offenen pädagogischen und therapeutischen 
Hilfen hat § 41 die Funktion einer Grundnorm. 
Ubungs- und Erfahrungskurse (als sozialpädagogi- 
sche Gruppenarbeit) und Erziehungsbeistandschaf- 
ten (als sozialpädagogische Einzelbetreuung) bilden 
als besondere Ausprägungen solcher Hilfen eigene 
spezielle Hilfetatbestände. Als Erziehungsbeistände 
sollen vor allem sozialpädagogisch ausgebildete 
Fachkräfte tätig werden, die in der Regel überwie- 
gend Aufgaben der Erziehungsbeistandschaft wahr- 
nehmen, auf diese Aufgabe fachlich besonders vor- 
bereitet sind und für eine notfalls auch intensive Be- 
treuung der Minderjährigen Zeit haben. In Berei- 
chen, in denen diese Konzeption bereits verwirk- 
licht wird, haben sich gute Erfolge gezeigt. 

Der übungs- und Erfahrungskurs wird als neuer Lei- 
stungstatbestand in das Gesetz eingeführt. Er soll 
eine intensive zeitlich befristete erzieherische Ein- 
wirkung durch soziale Gruppenarbeit ermöglichen. 
Ein vom Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit durchgeführter dreijähriger Mo- 
dellversuch und verschiedene regionale und örtli- 
che Modelle haben nach der Überzeugung der Aus- 
schußmehrheit nachgewiesen, daß eine soziale 
Gruppenarbeit auch in offener bzw. teilstationärer 
Form wirksam geleistet werden kann, die vor allem 
für die Altersgruppe der 12- bis 16jährigen mit Ent- 
wicklungsstörungen von einigem Gewicht Bedeu- 
tung hat; sie kann gleichgewichtig neben die Einzel- 
betreuung, wie sie vor allem als Erziehungsbeistand- 
schaft geleistet wird, treten. Demgegenüber ist die 
Ausschußminderheit der Auffassung, daß auf eine 
entsprechende gesetzliche Regelung verzichtet wer- 
den sollte und die Hilfe insgesamt problematisch 
und bisher nicht genügend erprobt sei. 

Die Vorschriften über die Hilfen zur Erziehung au- 
ßerhalb der eigenen Familie sind von den Vorschrif- 
ten über die Förderungsangebote und die Hilfen zur 
Erziehung in der eigenen Familie deutlich abgesetzt 
Das Gesetz gibt damit der Vorstellung Ausdruck, 
daß Hilfen zur Erziehung in der Familie besonders 
wichtig sind, weil sie das naturgegebene Erzie- 
hungsfeld Familie stärken und fördern. Nach der 
diesem Gesetz zugrunde liegenden Auffassung wird 
dennoch Versuchen widerstanden, ein Rangverhält- 
nis zwischen Hilfen zur Erziehung in der eigenen 
Familie und außerhalb der eigenen Familie zu defi- 
nieren. Das Gesetz geht vielmehr davon aus, daß in 
jedem Einzelfall die jeweils angezeigte Leistung zu 
erbringen ist. Nach dem Gesetz sind Art und Um- 
fang der Leistungen nach dem erzieherischen Be- 
darf im Einzelfall auszurichten (§11 Abs. 1). Daraus 
folgt, daß Hilfen zur Erziehung außerhalb der 


14 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode Drucksache 8/4080 


eigenen Familie, wenn sie geeignet und erforderlich 
sind, ebenso wie andere Leistungen in Betracht 
kommen. Allerdings darf es nicht dazu kommen, daß 
Hilfen zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie 
deshalb geleistet werden, weil vielfältige pädagogi- 
sche und therapeutische Hilfen allein im Angebot 
von Heimen zur Verfügung stehen und entspre- 
chende Angebote offener und teilstationärer Hilfen 
fehlen, obwohl sie für viele Minderjährige eine ge- 
eignete und ausreichende Hilfe darstellen. 

Die Träger von Heimen und anderen Einrichtungen, 
die Hilfen zur Erziehung außerhalb der eigenen Fa- 
milie leisten, sind im übrigen in der Organisation 
und Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes ebenso frei wie z. B. die 
Träger der Jugendhilfe, die Angebote der Jugend-, 
Familien- und Erziehungsberatung und ggf. offener 
und teilstationärer pädagogischer und therapeuti- 
scher Hilfen machen; dies bedeutet u. a., daß Heim- 
träger vielfältige pädagogische und therapeutische 
Angebote außer in stationärer Form auch in offener 
und teilstationärer Form anbieten können, also ne- 
ben Hilfe nach § 44 auch Hilfe nach §§ 40 bis 43 lei- 
sten können. Ebenso erwünscht ist die Schaffung 
von Verbundsystemen, denen sich Heime und an- 
dere Einrichtungen, die Hilfen zur Erziehung außer- 
halb der eigenen Familie leisten, Tageseinrichtun- 
gen, Erziehungsberatungsstellen und ambulante so- 
ziale Dienste anschließen können, um der Praxis die 
Wahl der jeweils pädagogisch sinnvollen Hilfe und 
einen flexibleren Verbund von Leistungen zu er- 
möglichen. 

Der Grundsatz, daß Leistungen nach dem erzieheri- 
schen Bedarf im Einzelfall auszurichten sind, gilt 
auch für die Dauer der Hilfe zur Erziehung außer- 
halb der eigenen Familie. So wird eine Hilfe zur Er- 
ziehung außerhalb der eigenen Familie in einer Ein- 
richtung ohne familienähnliche Erziehung und 
Wohnform für kleine Kinder kaum in Betracht kom- 
men; die Eignung einer über längere Zeit dauernden 
Heimerziehung älterer Kinder wird kritisch geprüft 
werden müssen. Ebenso aber ist zu berücksichtigen, 
daß Minderjährige eine für sie verläßliche Umge- 
bung brauchen, daß häufige und abrupte Wechsel 
der Lebensbezüge unbedingt zu vermeiden sind und 
daß Erziehung — vor allem wenn sie zugleich dem 
Abbau erheblicher Defizite dient — Zeit braucht. 

Die Regelungen über die Hilfen zur Erziehung au- 
ßerhalb der eigenen Familie lösen zugleich die Re- 
gelungen des geltenden Rechts über die Fürsorgeer- 
ziehung und die Freiwillige Erziehungshilfe ab. 
Hilfe zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie 
kann unter eng umschriebenen Voraussetzungen 
ohne Zustimmung des Personensorgeberechtigten 
und des Jugendlichen vom Vormundschaftsgericht 
angeordnet werden (§§ 8 und 9). Das Gesetz über- 
trägt die Zuständigkeit für alle Hilfen zur Erziehung 
einschließlich der Kostentragung dem Jugendamt 
(§112 Abs. 1), um auszuschließen, daß Kostentra- 
gungsgesichtspunkte die Entscheidung, welche 
Hilfe zur Erziehung geleistet wird, beeinflussen. 

Hinsichtlich der Hilfen zur Erziehung außerhalb der 
eigenen Familie bestand im federführenden Aus- 
schuß Übereinstimmung darüber, daß der Erziehung 
in Pflegefamilien größere Bedeutung beigemessen 


werden sollte und Möglichkeiten gefunden werden 
sollten, auch erziehungsschwierige und ältere Kin- 
der und Jugendliche in Pflegefamilien zu vermitteln, 
ferner darüber, daß die Voraussetzungen für eine 
weitere Qualifizierung der Heimerziehung geschaf- 
fen werden sollten, nicht nur im heilpädagogischen 
und therapeutischen Bereich, sondern noch mehr 
dahin, daß Heimerzieher den Kindern und Jugendli- 
chen die erforderliche persönliche Zuwendung ge- 
ben können. 

Eine Verbesserung der Situation der Pflegefamilien 
strebt das Gesetz vor allem dadurch an, daß Rege- 
lungen für eine qualifizierte Familienpflegevermitt- 
lung getroffen werden (§§ 54 ff.), daß den Pflegeel- 
tem ein Anspruch auf regelmäßige und dem jeweili- 
gen erzieherischen Bedarf entsprechende Beratung 
und Unterstützung eingeräumt wird (§51 Abs. 1), 
und daß das Gesetz die Zahlung eines angemesse- 
nen Familienpflegegeldes vorsieht (§ 52). Damit 
bringt es zugleich zum Ausdruck, daß Pflegeeltern 
eine wichtige Jugendhilfeaufgabe übernehmen und 
als Partner des Jugendamtes behandelt werden sol- 
len. 

Der Ausschuß schlägt vor, in § 44 Abs. 1 Satz 3 zu 
normieren, daß die Hilfe zur Erziehung außerhalb 
der eigenen Familie in Pflegefamilien, in Einrichtun- 
gen mit familienähnlicher Erziehung und Wohn- 
form, in einer sozialpädagogischen Jugendwohnge- 
meinschaft oder in Einzelbetreuung geleistet wer- 
den soll, wenn eine der genannten Formen im Ein- 
zelfall geeignet ist. Anlaß zu dieser Regelung war 
neben dem Gedanken, die Erziehung in Pflegefami- 
lien besonders zu fördern, der Wunsch, Kinderdör- 
fer und andere Einrichtungen mit familienähnlicher 
Erziehung und Wohnform hervorzuheben. Dabei 
stellt der Ausschuß nicht in erster Linie auf die 
Größe der Einrichtung insgesamt, sondern auf die 
Binnenstruktur der Einrichtung ab; auch eine insge- 
samt große Einrichtung kann nach ihrer Binnen- 
struktur eine familienähnliche Erziehung und 
Wohnform haben. 

Umstritten war hingegen, ob auch die Hilfe zur Er- 
ziehung in einer sozialpädagogischen Jugendwohn- 
gemeinschaft oder in Einzelbetreuung in die gesetz- 
liche Regelung einbezogen werden soll. Die Aus- 
schußmehrheit hat dies getan und sich dabei vor al- 
lem von folgenden Überlegungen leiten lassen: Die 
Öffnung dieser Hilfeformen sei vor allem für Ju- 
gendliche (und unter den Voraussetzungen des § 1 4 
für junge Erwachsene) zweckmäßig, die keine oder 
nur eine sehr geringe Chance hätten, in die eigene 
Familie zurückzukehren oder in eine Pflegefamilie 
vermittelt zu werden. Die Situation solcher Jugend- 
licher sei eine grundsätzlich andere als die von Kin- 
dern und Jugendlichen, die sich zur Lösung be- 
stimmter Probleme für einen begrenzten und über- 
schaubaren Zeitraum in Heimen (heilpädagogischen 
Heimen) aufhielten, um danach in ihre Familie zu- 
rückzukehren. Jugendliche ohne eine derartige rea- 
listische Rückkehrperspektive benötigten eine, Um- 
gebung, die ihnen die Familie voll ersetzen könne. 
Die Annahme, junge Menschen, die bisher familiäre 
Geborgenheit nicht oder nicht in genügendem 
Maße erfahren hätten, brauchten auch künftig keine 
familienähnliche Umgebung, beruhe auf einem fata- 
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len Irrtum; die Entwicklungsstörungen dieser jun- 
gen Menschen resultierten vielmehr in den meisten 
Fällen gerade aus dem Fehlen der familiären Erzie- 
hung. An jede Hilfe zur Erziehung für solche Ju- 
gendlichen mit schwerwiegenden Störungen der 
Entwicklung stellten sich besonders hohe Anforde- 
rungen, der mögliche Erziehungserfolg sollte des- 
halb realistisch vorsichtig eingeschätzt werden. Die 
Ausschußmehrheit ist jedoch der Auffassung, daß 
Einrichtungen mit familienähnlicher Erziehung und 
Wohnform im Grundsatz bessere Voraussetzungen 
für die erreichbaren begrenzten Erziehungserfolge 
böten als große Einrichtungen ohne familienähnli- 
che Erziehung und Wohnform, die herkömmlich als 
besonders geeignet zur Erziehung solcher Jugendli- 
cher angesehen würden. Gerade ihre Eignung, die 
gekennzeichnet sei dadurch, daß eine große Zahl 
hochproblematischer Jugendlicher bei vergleichs- 
weise geringer individueller, vor allem auch emotio- 
naler Zuwendung gemeinsam erzogen werde, müsse 
jedoch zurückhaltend beurteilt werden. 

Richtig sei, daß sich bestimmte Formen von Wohn- 
gemeinschaften nicht ausreichend bewährt hätten, 
vor allem weil sie Jugendliche mit schwerwiegen- 
den Störungen und Entwicklungsrückständen durch 
die Einräumung voller Selbstbestimmungsrechte 
überfordert hätten. Der Ausschuß habe deshalb 
auch nicht für zweckmäßig gehalten, bestimmte For- 
men sozialpädagogischer Wohngemeinschaften 
(insbesondere selbstverwaltete) im Gesetz festzu- 
schreiben. Die Wahl geeigneter Formen müsse der 
pädagogischen Praxis überlassen bleiben. 

Die Einbeziehung der Hilfen zur Erziehung in sozi- 
alpädagogischen Wohngemeinschaften und in Ein- 
zelbetreuung als grundsätzlich geeignete Hilfefor- 
men in die gesetzliche Regelung halte der Ausschuß 
auch deshalb für geboten, weil ein Ausschluß dieser 
Regelungen eine Einschränkung des elterlichen Er- 
ziehungsrechtes wie auch des Wunsch- und Wahl- 
rechtes der jungen Menschen darstellen könne und 
in der Lebenswirklichkeit häufig auch darstellen 
würde. Eine solche Einschränkung solle gerade für 
den Bereich der Hilfen zur Erziehung außerhalb der 
eigenen Familie nicht ohne schwerwiegenden 
Grund vorgenommen werden. 

Die Ausschußminderheit lehnt eine Einbeziehung 
der sozialpädagogischen Wohngemeinschaften und 
der Einzelbetreuung in die gesetzliche Regelung ab. 
Sie ist der Auffassung, daß sich diese Hilfeformen 
nicht bewährt hätten. Soweit überhaupt Bedarf an 
solchen Erziehungsformen bestehe, genüge es, daß 
auch solche Wohngemeinschaften eine Abwand- 
lung der Einrichtungen, die Hilfe zur Erziehung au- 
ßerhalb der eigenen Familie leisteten, seien und da- 
mit vom Gesetz ohne ausdrückliche Regelung erfaßt 
würden. Die ausdrückliche Hervorhebung dieser Er- 
ziehungsformen lasse die Tendenz befürchten, daß 
Jugendliche aus der eigenen F ami lie abgezogen 
würden. 

14. Kosten des Gesetzes 

Hinsichtlich der Kostenentwicklung in der Jugend- 
hilfe muß unterschieden werden zwischen Kosten- 
steigerungen, die in den kommenden Jahren auch 


ohne ein neues Jugendhilferecht aufgrund des Pro- 
blemdrucks vor Ort entstehen werden, und Kosten- 
steigerungen, die durch das neue Gesetz entstehen. 
Beides ist nicht exakt zu trennen. Die Kostenschät- 
zung der Bundesregierung geht von dem Grundsatz 
aus, daß die vor Inkrafttreten des Gesetzes entste- 
henden Kostensteigerungen dem Gesetz nicht zuzu- 
rechnen sind, die nach dem Inkrafttreten des Geset- 
zes entstehenden Kostensteigerungen dem Gesetz 
dagegen in jedem Fall zuzurechnen sind, unabhän- 
gig davon, ob sie auch ohne Inkrafttreten des Geset- 
zes aufgrund des Problemdrucks vor Ort entstehen 
würden. Nach den Erfahrungen der Vergangenheit 
ist davon auszugehen, daß der weitaus größte Teil 
der zu erwartenden Steigerungen durch den Pro- 
blemdruck vor Ort entstehen wird, auf den die Poli- 
tik in den Ländern und Kommunen reagieren muß, 
so, wie sie in der Vergangenheit stets darauf reagiert 
hat. Diese Politik hat sich auch in den zurückliegen- 
den Jahren der Jugendhilfe bedient, um unter ande- 
rem den Problemen zu begegnen, die durch die 
Stichworte unvollständige Familien, Kinder auslän- 
discher Arbeitnehmer, Jugendarbeitslosigkeit und 
Ausbildungsplatzmangel, verhaltensauffällige Kin- 
der, Alkoholmißbrauch, Drogen, Jugendkriminalität 
gekennzeichnet sind. 

Durch eine bessere Strukturierung der Jugendhilfe- 
leistungen im Rahmen der Reform wird die Kosten- 
entwicklung nicht notwendig gesteigert, sie kann 
dadurch vielmehr auch in Grenzen gehalten wer- 
den. Dies gilt vor allem, wenn Probleme frühzeitiger 
als bisher angegangen werden. 

Der Bundesrat schätzt die entstehenden Mehrko- 
sten wesentlich geringer ein als die Bundesregie- 
rung. Dies ist nur z. T. darauf zurückzuführen, daß 
der Bundesrat in verschiedenen Bereichen das Lei- 
stungsrecht schwächer ausgestaltet sehen will als 
die Bundesregierung. Der Bundesrat begründet 
seine abweichende Kostenschätzung wesentlich 
auch damit, daß die von der Bundesregierung vor- 
ausgesehene Ausstattung von Einrichtungen, Dien- 
sten und Veranstaltungen der Jugendhilfe in diesem 
Umfang nicht erforderlich sei und kommt deshalb 
vor allem zu geringeren Schlüsselzahlen für die Be- 
setzung der sozialen Dienste und der Erziehungsbe- 
ratungsstellen. 

Ferner hält er die Ausweisung von Mehrkosten für 
die Jugendarbeit nicht für zwingend, weil sich aus 
den Bestimmungen beider Gesetzentwürfe keine 
Rechtsansprüche auf Leistungen der Jugendarbeit 
ergäben. 

Der federführende Ausschuß sieht sich außerstande, 
selbst eine exakte Kostenberechnung hinsichtlich 
der Schlüsselzahlen für die sozialen Dienste und die 
Erziehungsberatung vorzunehmen. Er geht deshalb 
von der Kostenschätzung des Regierungsentwurfs 
aus, weist aber darauf hin, daß entsprechend der 
Schätzung des Bundesrates auch eine geringere 
Kostenbelastung denkbar ist. Während hinsichtlich 
der Entwicklung bei den sozialen Diensten exakte 
Zahlen nicht verfügbar sind, zeigen die vorliegen- 
den Zahlen für die Erziehungsberatung, daß der 
Ausbau bereits in den letzten Jahren schneller als in 
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nommen vorangetrieben worden ist; dies zeigt zu- 
gleich, daß die Politik von Ländern und Kommunen 
auf wachsenden Problemdruck auch ohne bundes- 
rechtliche Verpflichtungen reagieren muß und rea- 
giert hat, und macht zugleich deutlich, wie fragwür- 
dig die Unterscheidung zwischen der Kostenent- 
wicklung, wie sie sich einerseits mit und anderer- 
seits ohne neues Jugendhilferecht darstellen würde, 
ist. 

Hinsichtlich der Jugendarbeit ist der federführende 
Ausschuß nachdrücklich der Auffassung, daß der in 
der Kostenschätzung zugrunde gelegte Ausbau von 
der Sache her erforderlich ist und daß er außerdem 
geeignet ist, schwererwiegenden Fehlentwicklun- 
gen vorzubeugen, die ihrerseits eine größere 
Kostenlast auslösen könnten. 

Die Ausschußmehrheit hat sich nicht entschließen 
können, das Leistungsrecht des Regierungsentwurfs 
in seinem Verbindlichkeitsgrad abzuschwächen. In 
einigen Punkten hat sie dieses Leistungsrecht ver- 
stärkt, sie hält diese Abweichungen insgesamt nicht 
für kostenschwer. So geht sie davon aus, daß die Um- 
wandlung der Soll-Leistungsnorm des § 41 in eine 
Anspruchsnorm auch kostenintensivere Hilfen — 
u. a. solche außerhalb der eigenen Familie — sparen 
kann und überdies durch die Nachrangigkeit der Ju- 
gendhilfe gegenüber anderen Sozialleistungsträ- 
gern vor allem im therapeutischen Bereich nur in 
verhältnismäßig engen Grenzen wirksam werden 
kann. 

Der in der Kostenschätzung der Bundesregierung 
vorgesehene Ausbau der Erziehungsberatung wird 
nach Überzeugung des Ausschusses auch für die 
jetzt vorgesehene Regelung ausreichen. Die vom 
Ausschuß vorgenommene Verstärkung der Bera- 
tungsverpflichtung der Jugendämter gegenüber den 
freien Trägem der Jugendhilfe wird eine wirksa- 
mere Zusammenarbeit und vielfach ein wirtschaftli- 
cheres Verhalten ermöglichen und deshalb eher 
kostenmindernd wirken. Insgesamt hält der Aus- 
schuß die vorgenommenen Abänderungen gegen- 
über dem Regierungsentwurf für kostenneutral, 
mindestens unter Einbeziehung des Gesichtspunk- 
tes, daß — in Übereinstimmung mit der Auffassung 
des Bundesrates — die Ausstattung von Einrichtun- 
gen und Diensten in verschiedenen Bereichen auch 
etwas geringer angesetzt werden kann. 

Dabei hat die Ausschußmehrheit gewisse Zweifel an 
der Kostenschätzung des Bundesrates insoweit, als 
der Bundesrat gleiche Einsparungen wie die Bun- 
desregierung im Bereich der stationären Hilfen zur 
Erziehung veranschlagt, obwohl die Voraussetzun- 
gen dafür — der Ausbau der offenen und teilstatio- 
nären Hilfen zur Erziehung — nach dem Entwurf 
bzw. der Kostenschätzung des Bundesrates nur teil- 
weise erfüllt werden. 

Die Ausschußminderheit hat sich dafür ausgespro- 
chen, das Jugendhilfegesetz in der Fassung des Bun- 
desratsentwurfs mit den von ihr vorgenommenen 
Änderungen *zu verabschieden, und spricht sich für 
eine Orientierung an der Kostenschätzung des Bun- 
desrates aus. 


III. E in zelbegr ün d un g 

Erster Teil 

Leistungen und Aufgaben der Jugendhilfe 
Kapitel 1 

Recht auf Erziehung, Eltemverantwortung, Ju- 
gendhilfe 

Zu§l 

Die Vorschrift enthält die Grundnormen für die Re- 
gelungen des Rechts junger Menschen auf Erzie- 
hung, der Eltemverantwortung sowie der Ziele der 
Jugendhilfe. Entsprechend dem Votum des Rechts- 
ausschusses hat der federführende Ausschuß die 
Regelungen der §§ 1 und 2 des Regierungsentwurfs 
in einer Norm zusammengefaßt und zugleich durch 
die Voranstellung des jetzigen Absatzes 4 vor Ab- 
satz 5 deutlich gemacht, daß die in Absatz 5 für die 
Jugendhilfe normierten Erziehungsziele sowohl den 
Vorrang des elterlichen Erziehungsrechts (Absatz 2) 
als auch die von den Eltern bestimmte Grundrich- 
tung der Erziehung unberührt lassen. 

Die Ausschußminderheit spricht sich für Artikel 1 
§ 1 des Bundesratsentwurfes aus. Sie hält die Fas- 
sung der Gewährleistungsregelung in Absatz 3 und 
die in Absatz 5 normierten Erziehungsziele für die 
Jugendhilfe für überzogen. Die Ausschußminder- 
heit des Rechtsausschusses ist darüber hinaus der 
Auffassung, daß auch gegen Artikel 1 § 1 Abs. 3 des 
Bundesratsentwurfes Bedenken bestehen; diese 
richtete sich einerseits gegen die Verwendung der 
unklaren Begriffe „Gefährdung der Entwicklung" 
bzw. „Störung" und andererseits gegen die Gewähr- 
leistungsregelung in Satz 4, da der Satzteil „soweit 
die Eltern ihrer Erziehungspflicht nicht nachkom- 
men" dem Interpretationsprimat der Eltern hinsicht- 
lich des Kindeswohls nicht genügend Rechnung 
trage. 

Absatz 1 

Absatz 1 ist in der Fassung des Artikels I § 8 Satz 1 
des Sozialgesetzbuchs — Allgemeiner Teil - — be- 
schlossen worden. Sie bezieht junge Erwachsene 
und junge Ausländer mit ein. Es handelt sich um 
eine Leitnorm, die für die Gestaltung des Rechts auf 
Jugendhilfe, bei der Auslegung des Gesetzes und 
bei der Ausübung des Ermessens zu beachten ist 
Subjektiv-öffentliche Rechte im Sinne des Rechts 
auf Erziehung werden durch entsprechende Lei- 
stung statbe stände des Gesetzes vermittelt. 

Absatz 2 

Absatz 2 hebt den Vorrang der Erziehung durch die 
Eltern entsprechend Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 GG her- 
vor. 

Absatz 3 

Satz 1 entspricht inhaltlich I § 8 Satz 2 SGB, die Vor- 
anstellung des Absatzes 2 bringt jedoch klarer als 
das geltende Recht zum Ausdmck, daß die Gewähr- 
leistung des Rechts auf Erziehung in erster Linie Sa- 
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che der Eltern ist. Angebote zur allgemeinen Förde- 
rung der Jugend und der Familienerziehung stehen 
allen jungen Menschen, ihren Eltern und anderen 
Erziehungsberechtigten offen. Hilfen zur Erziehung 
werden — ausgenommen die Kindergartenerzie- 
hung — nur zur Lösung besonderer Probleme gelei- 
stet. Die Jugendhilfe gewährleistet das Recht zur Er- 
ziehung durch Hilfen zur Erziehung, soweit es nicht 
von den Eltern verwirklicht wird (zugleich in Anleh- 
nung an § 1 Abs. 3 JWG). 

Satz 2 beschreibt die Aufgaben der Jugendhilfe in 
allgemeiner Form. Gegenüber dem Regierungsent- 
wurf wird darauf verzichtet, auf andere Erziehungs- 
bereiche hinzuweisen, und wird Satz 2 des Regie- 
rungsentwurfs durch die Worte „nach Maßgabe die- 
ses Gesetzes“ ersetzt. Die Schwerpunktaufgaben der 
Jugendhilfe werden in der Reihenfolge: Förderung 
junger Menschen, Förderung der Erziehungskraft 
der Familie und Hilfe zur Erziehung genannt Num- 
mer 4 nennt den Schutz von Minderjährigen vor Ge- 
fahren für ihr Wohl; dieser Begriff wird aus Gründen 
der terminologischen Angleichung an das Recht der 
elterlichen Sorge verwandt. 

Satz 3, der auf Vorschlag des Rechtsausschusses auf- 
genommen worden ist, ist § 3 Abs. 1 Satz 1 JWG 
nachgebildet. Damit wird zum Ausdruck gebracht, 
daß Jugendhilfe wesentlich auch zugleich Familien- 
hilfe ist und daß sie die Erziehungskraft und den Zu- 
sammenhalt der Familie zu fördern hat. Jugendhilfe 
erbringt gerade auch Leistungen, die auf die Familie 
als Einheit bezogen sind. Dabei wird unter „Unter- 
stützung“ die Förderung der eigenen Erziehungslei- 
stungen der Familie und unter „Ergänzung“ die Lei- 
stung von Jugendhilfe insoweit verstanden, als 
eigene erzieherische Leistungen der Familie nicht 
oder nicht ausreichend gegeben werden können. 

Absatz 4 

Die Vorschrift ersetzt § 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 JWG. 
Sie ist die Grundlage für die plurale Ausrichtung der 
Jugendhilfe entsprechend den Wünschen und der 
Wahlentscheidung der Betroffenen. Satz 3 kommt 
— wie bereits § 3 Abs. 1 Satz 3 JWG — ausschließ- 
lich klarstellende Funktion , zu; die Fassung bringt 
zum Ausdruck, daß das Gesetz über die religiöse 
Kindererziehung nicht nur Rechte des Personensor- 
geberechtigten, sondern auch solche des noch nicht 
14 Jahre alten Minderjährigen und des Jugendli- 
chen regelt und insoweit den in Satz 1 enthaltenen 
Grundsatz relativiert. 

Satz 2 stellt klar, daß die von den Eltern bestimmte 
Grundrichtung der Erziehung auch dann zu beach- 
ten ist, wenn die Eltern das Personensorgerecht 
nicht ausüben. Gerade in diesen Fällen hat das Be- 
stimmungsrecht der Eltern besondere Bedeutung, 
weil in allen anderen Fällen die Eltern ohnehin über 
die Inanspruchnahme von Leistungen der Jugend- 
hilfe frei entscheiden und das Jugendamt das 
Wunsch- und Wahlrecht der Eltern zu beachten hat. 
Die von den Eltern bestimmte Grundrichtung der 
Erziehung ist nur insoweit nicht zu beachten, als 
hierdurch das Wohl des Minderjährigen gefährdet 
wird. Im übrigen bleibt die von den Eltern getroffene 
Bestimmung auch für die gerichtlich angeordnete 
Hilfe zur Erziehung maßgebend. 


Absatz 5 

Absatz 5 legt Erziehungsziele für die Jugendhilfe 
unter Anlehnung an die Artikel 1 und 2 Abs. 1 GG 
fest. Ziele für die Erziehung innerhalb der Familie 
werden nicht normiert. Satz 1 nennt die Entwick- 
lung der Fähigkeiten und — abweichend vom Regie- 
rungsentwurf — der Neigungen zur Entfaltung der 
Persönlichkeit und zur Achtung der Würde des 
Menschen als Hauptinhalt der Erziehung und be- 
greift die Entwicklung zur selbstbestimmten und 
eigenverantwortlichen Persönlichkeit im Sinne der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts mit 
den Komponenten Eigenständigkeit, Fähigkeit zur 
eigenverantwortlichen Lebensgestaltung und sittli- 
chen Autonomie. Satz 2 nennt Ziele, die vor allem 
den Zusammenhang zwischen der Entfaltung der 
eigenen Persönlichkeit und der Gemeinschaftsge- 
bundenheit und Gemeinschaftsbezogenheit deut- 
lich machen. 

Zu §2 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen in § 1 eingefügt worden sind. 

Zu §3 

In dieser zu den Grundsatznormen gehörenden Vor- 
schrift bringt das Gesetz die grundsätzliche Gleich- 
rangigkeit und Gleichwertigkeit freier und öffentli- 
cher Träger der Jugendhilfe zum Ausdruck. Die Vor- 
schriften über die Zusammenarbeit freier und öf- 
fentlicher Träger der Jugendhilfe im einzelnen fin- 
den sich in den §§ 90 bis 108, insbesondere in 
§ 102 . 

Absatz 1 

Als Träger der Jugendhilfe, die die Leistungen der 
Jugendhilfe erbringen und deren Aufgaben wahr- 
nehmen, nennt das Gesetz freie und öffentliche Trä- 
ger der Jugendhilfe. Andere öffentliche Stellen, die 
Leistungen der Jugendhilfe erbringen und Aufga- 
ben der Jugendhilfe wahrnehmen, sind z. B. Vor- 
mundschaftsgerichte, kreisangehörige Gemeinden 
und oberste Landesjugendbehörden. 

Absatz 2 

Die Vorschrift erkennt an, daß die freien Träger der 
Jugendhilfe Träger eigener Aufgaben sind, die sie 
eigenverantwortlich wahrnehmen und in deren 
Übernahme und Gestaltung sie frei sind, und daß sie 
ihre Leistungen aus ihrem jeweiligen Selbstver- 
ständnis erbringen. Durch die Hervorhebung ihres 
eigenständigen Rechts auf Betätigung in der Ju- 
gendhilfe wird klargestellt, daß sie keine Erfüllungs- 
gehilfen der öffentlichen Träger der Jugendhilfe 
sind. Satz 2 verdeutlicht ähnlich wie § 10 Absatz 2 
des Bundessozialhilfegesetzes den Inhalt dieses 
Rechts. Absatz 2 ist gegenüber dem Regierungsent- 
wurf als die grundlegende Norm vor den jetzigen 
Absatz 3 gestellt worden. 

Absatz 3 

Die Vorschrift enthält die Grundaussage zum Ver- 
hältnis zwischen öffentlichen und freien Trägern 
der Jugendhilfe, nämlich den Grundsatz partner- 
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schaftlicher Zusammenarbeit. Bei der Durchführung 
des Gesetzes ist eine enge und vertrauensvolle Zu- 
sammenarbeit zwischen freien und öffentlichen Trä- 
gern der Jugendhilfe erforderlich. Der Grundsatz 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit wird für be- 
stimmte Aufgabenbereiche in den Einzelvorschrif- 
ten konkretisiert. Einen weitergehenden Funktions- 
schutz zugunsten der freien Träger der Jugendhilfe 
enthält § 102 r insbesondere dessen Absatz 2 Satz 2. 

Gegenüber dem Regierungsentwurf hat die Aus- 
schußmehrheit verdeutlicht, daß Zielsetzung der 
partnerschaftlichen Zusammenarbeit sei, ein auch 
inhaltlich vielfältig orientiertes Angebot zu schaf- 
fen, zu erhalten und auszubauen. Sie sei dem Rechts- 
ausschuß darin gefolgt, den ursprünglich vorgesehe- 
nen Begriff „plurales“ durch „auch inhaltlich vielfäl- 
tig orientiertes“ aus sprachlichen Gründen zu erset- 
zen, weise aber darauf hin, daß damit eine inhaltli- 
che Änderung nicht verbunden sein solle und auch 
mit der jetzigen Fassung wesentlich die Pluralität 
der Wertorientierungen gemeint sei. 

Die Ausschußminderheit zieht die Fassung des Arti- 
kels 1 § 2 Abs. 3 des Bundesrates in der Fassung ih- 
res Änderungsvorschlages vor und hält insbeson- 
dere die Regelung eines Vorranges der freien Trä- 
ger der Jugendhilfe an dieser Stelle für geboten. 


Zu § 4 

Die Regelungen enthalten Legaldefinitionen für die 
Zwecke dieses Gesetzes. Die Bestimmungen der Be- 
griffe „junger Mensch“, .Jugendlicher“ und „junger 
Erwachsener“ sind für die Abgrenzung der Lei- 
stungsberechtigung und für die Rechtsstellung in 
bestimmten Fällen von Bedeutung. Auf die Defini- 
tion des Begriffs „Minderjähriger“ wird verzichtet, da 
sie nur Hinweischarakter hätte. Der Begriff „Kind“ 
im Sinne des Minderjährigen unter 14 Jahren wird 
aus Gründen der Rechtsklarheit nicht verwendet. 
Das Gesetz verwendet den Begriff „Kind“ nur zur 
Kennzeichnung des Eltern-Kind-Verhältnisses. 

Die Bestimmung des Personensorgeberechtigten 
folgt den Regelungen des Vierten Buches des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs und stellt klar, daß die Perso- 
nensorge nur durch Rechtsvorschriften oder durch 
eine gerichtliche Entscheidung übertragen oder ein- 
geschränkt werden kann. Personensorgeberechtigte 
sind daher neben den Eltern der Vormund und der 
Pfleger sowie das Jugendamt, wenn und soweit ihm 
das Erziehungsrecht nach § 8 Abs. 2 zusteht. Da bei 
der Bestellung eines Pflegers oder bei der Ausübung 
des Erziehungsrechts nach § 8 Abs. 2 die Eltern oder 
der Vormund ihre Stellung als Personensorgebe- 
rechtigte nicht verlieren, stellt der zweite Halbsatz 
klar, daß für den Geschäftsbereich des Pflegers und 
den Bereich des Erziehungsrechts nach § 8 Abs. 2 
der Pfleger bzw. das Jugendamt, nicht die Eltern 
oder der Vormund, personensorgeberechtigt sind. 
Zur Angleichung an das Recht der elterlichen Sorge 
wird die Fassung verwandt „das Recht und die 
Pflicht“. 

Bei der Definition des Begriffs „Erziehungsberech- 
tigter" wird klargestellt, daß andere als Personensor- 
geberechtigte nur insoweit erziehungsberechtigt 


sind, als die Vereinbarung mit dem Personensorge- 
berechtigten reicht. 

Nummer 7 stellt klar, daß neben der Erziehung in 
der eigenen Familie und in einer Verwandtenfami- 
lie auch die Erziehung in der Pflegefamilie Erzie- 
hung in der Familie ist. Dies dient der Abgrenzung 
der familiären Erziehung von der außerfamiliären 
Erziehung. 

Nummer 8 bestimmt den Begriff der „Erziehung in 
der eigenen Familie“ als Erziehung durch die Eltern 
oder einen Elternteil, mit denen der Minderjährige 
zusammenlebt. Dieser Begriff umfaßt auch die Erzie- 
hung in der unvollständigen Familie. Entsprechend 
der sozialen Realität und den heutigen Anschauun- 
gen wird die Verwandtenfamilie im übrigen in den 
Begriff der eigenen Familie nicht einbezogen. 

Kapitel 2 

Allgemeine Vorschriften über Leistungen der Ju- 
gendhilfe 

Zu § 5 

Eines der Ziele der Reform des Jugendhilferechts ist 
es, das als .Jugendamtsgesetz" gestaltete Jugend- 
wohlfahrtsgesetz abzulösen durch ein Leistungsge- 
setz, das das Rechtsverhältnis Staat-Bürger (Familie, 
junger Mensch) in den Mittelpunkt seiner Regelun- 
gen stellt und auf wichtige Leistungen Rechtsan- 
sprüche gegen den öffentlichen Träger der Jugend- 
hilfe einräumt. 

Als Eingangsnorm in die allgemeinen Vorschriften 
des Leistungsrechts enthält die Norm eine Gliede- 
rung des Leistungsspektrums in verschiedene Lei- 
stungstypen und ordnet diesen die in den folgenden 
Kapiteln näher umschriebenen Leistungen zu. 

Die Vorschrift wurde mit den Stimmen der Mehr- 
heit im Ausschuß angenommen. Die Minderheit hat 
diese Fassung abgelehnt und für die zum Teil inhalt- 
lich gleiche, aber in der Terminologie den übrigen 
Bestimmungen des Entwurfs des Bundesrates ent- 
sprechende Vorschrift des Artikels 1 § 4 Abs. 1 und 2 
des Entwurfs des Bundesrates gestimmt. 

Absatz 1 

Die Bestimmung führt insbesondere die für die An- 
wendung des Gesetzes bedeutsame Unterscheidung 
zwischen Förderungsleistungen und Hilfen zur Er- 
ziehung ein. Dem Stand der heutigen Jugendhilfe- 
praxis entsprechend werden dem Begriff „Hilfen zur 
Erziehung" stärker am individuellen Bedarf ausge- 
richtete Leistungen zugeordnet, während der Begriff 
„Förderungsleistungen" hauptsächlich allgemeine, 
überwiegend an eine Vielzahl von Personen gerich- 
tete Veranstaltungen und von ihnen benutzbare 
Einrichtungen umfaßt. Unter den Begriff „andere 
Leistungen“ werden schließlich Leistungen zusam- 
mengefaßt, die den beiden genannten Kategorien 
nicht zugeordnet werden können. Dazu sind insbe- 
sondere ergänzende Leistungen wie die Beratung 
von Pflegepersonen, die Zahlung von Familienpfle- 
gegeld und Adoptionshilfe zu zählen. 
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Absätze 2 und 3 

Da dieses Gesetz zum Teil unterschiedliche Rechts- 
folgen an Förderungsleistungen einerseits und an 
Hilfen zur Erziehung andererseits knüpft, werden 
an dieser Stelle die in den folgenden Kapiteln näher 
umschriebenen Leistungen den beiden Leistungsty- 
pen zugeordnet. Die aus dem Regierungsentwurf 
von der Ausschußmehrheit übernommenen Formu- 
lierungen wurden von der Ausschußminderheit ab- 
gelehnt, da ihre Bedeutung für die Anwendung des 
Gesetzes nicht klar erkennbar sei. 

Absatz 4 

Die Umgestaltung des Jugendhilferechts zu einen 
Leistungsrecht mit verbindlichen Rechtsansprü- 
chen bedingt eine weitergehende Regelungsdichte, 
als dies nach der Konzeption des weniger verbindli- 
chen Jugendwohlfahrtsgesetzes notwendig war. Um 
der Gefahr vorzubeugen, daß die notwendige stär- 
kere Ausformulierung der Leistungen und die ab- 
schließende Aufzählung von Leistungstatbeständen 
den für die Praxis erforderlichen Handlungsspiel- 
raum unangemessen einengte und die Weiterent- 
wicklung der Jugendhilfe erschwere, hält die Aus- 
schußmehrheit eine Öffnungsklausel für notwendig. 
Sie hat die von der Bundesregierung vorgeschla- 
gene Fassung übernommen, jedoch durch eine ent- 
sprechende Ergänzung in § 7 Abs. 1 klar gestellt, daß 
diese Öffnungsklausel keine Handhabe bietet, im 
Gesetz nicht ausdrücklich geregelte Hilfen zur Er- 
ziehung ohne vorherige Zustimmung der Eltern zu 
leisten. Sie teilt daher nicht die von der Minderheit 
des Rechtausschusses geäußerte Befürchtung, diese 
Regelung sei geeignet, das Elternrecht zu beschrän- 
ken. 

Absatz 5 

Da der öffentliche Träger der Jugendhilfe für die 
Durchführung dieses Gesetzes entsprechend der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfGE 22, 180 [206]) die Gesamtverantwortung 
einschließlich der Planungsverantwortung trägt (vgl. 
dazu § 98 Abs. 1), wird auch grundsätzlich nur er 
durch die Vorschriften dieses Gesetzes und nach 
dessen weiterer Maßgabe zum Tätigwerden ver- 
pflichtet. Diese aus dem Regierungsentwurf vom 
Ausschuß übernommene, redaktionell überarbei- 
tete und mit Mehrheit angenommene Vorschrift 
richtet sich nicht gegen die freien Träger. Sie stellt 
diese vielmehr von einem gesetzlichen Leistungs- 
zwang frei und schützt damit deren eigenständiges 
Recht auf Betätigung in der Jugendhilfe. Anderer- 
seits bedeutet die Regelung nicht, daß das im Ver- 
hältnis zum Bürger verpflichtete Jugendamt die ge- 
wünschte Leistung auch in jedem Fall selbst er- 
bringt Das der Jugendhilfe grundsätzlich vorgela- 
gerte elterliche Erziehungsrecht gebietet es viel- 
mehr, sich bei der Gestaltung der Leistung in erster 
Linie an den Wünschen und Vorstellungen der El- 
tern und ihrer Kinder auszurichten. Die Mehrheit 
des Ausschusses hat daher die von der Minderheit 
vorgeschlagene Regelung des § 4 Abs. 2 des Bundes- 
ratsentwurfs (insbesondere dessen Satz 2) abgelehnt 
Diese Vorschrift erlaubte es dem öffentlichen Trä- 
ger der Jugendhilfe, den Berechtigten auf ein zu- 


mutbares Angebot eines freien Trägers zu verwei- 
sen und räume damit nach der Auffassung der 
Mehrheit des Ausschusses dem Betätigungsrecht 
freier Träger einen stärkeren Schutz als dem grund- 
gesetzlich geschützten elterlichen Erziehungrecht 
ein. Nach Auffassung der Ausschußmehrheit müsse 
ausgehend von dem elterlichen Erziehungsrecht der 
öffentliche Träger der Jugendhilfe im weitest mögli- 
chen Umfang zunächst den Wünschen der Eltern 
Rechnung tragen und freie Träger in der von den El- 
tern gewünschten Art und Weise in die Leistungs- 
gestaltung einbeziehen. Bei der Bestimmung der Er- 
ziehungsziele sei deren Betätigungsrecht dem elter- 
lichen Erziehungsrecht nachgeordnet 

Absatz 6 

Die von der Mehrheit angenommene Vorschrift will 
dazu beitragen, die Inanspruchnahme von Leistun- 
gen freier Träger zu vereinfachen. 

Zu §6 

Die Vorschrift regelt den persönlichen und den 
räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes. . Sie 
wurde von der Mehrheit des Ausschusses angenom- 
men. Die Minderheit gibt den entsprechenden Re- 
gelungen im Entwurf des Bundesrates (Artikel 1 § 4 
Abs. 3 und 4) den Vorzug. 

Absatz 1 

Die Vorschrift bestimmt den berechtigten Personen- 
kreis unter Anknüpfung an das (erweiterte) Domizil- 
prinzip. Der Ausschuß hat auf Grund des einstimmig 
gefaßten Beschlusses, das Jugendhilferecht aus dem 
Sozialgesetzbuch herauszunehmen, die im Entwurf 
der Bundesregierung enthaltene Vorschrift neu ge- 
faßt und insbesondere den räumlichen Geltungsbe- 
reich des Gesetzes sowohl an den gewöhnlichen als 
auch an den tatsächlichen Aufenthaltsort geknüpft. 
Damit erfaßt dieses Gesetz einerseits nicht nur alle 
in seinem Geltungsbereich lebenden und dorthin 
eingereisten Ausländer, sondern stellt die Fortdauer 
der Leistungsverpflichtung auch bei vorübergehen- 
dem Auslandsaufenthalt sicher. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat zudem eine Be- 
stimmung in das Gesetz eingefügt, die das allge- 
meine Recht, öffentliche Einrichtungen zu benutzen, 
verdeutlicht und insbesondere auf bestehende Vor- 
schriften in den Gemeindeordnungen der Länder 
hinweist Die Ausschußminderheit hat diese Bestim- 
mung abgelehnt; sie hält diesen Sachverhalt nicht 
für regelungsbedürftig, 

Absatz 2 

Die Vorschrift will sicherstellen,, daß Leistungen der 
Jugendhilfe auch für Ausländer weitgehend an den 
Wünschen und Vorstellungen der Betroffenen aus- 
gerichtet werden, und daß ihre sozialen und kultu- 
rellen Bedürfnisse und Eigenarten berücksichtigt 
werden. Die in Satz 2 enthaltene, eng auszulegende 
Mißbrauchsklausel ist § 120 Abs. 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz BSHG nachgebildet. Sie wurde jedoch für 
den Bereich des Jugendhilferechts noch enger for- 
muliert, um insbesondere die Zusammenführung 
von Familienangehörigen nicht zu erschweren. 
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Die Ausschußminderheit lehnt insbesondere die in 
Absatz 2 enthaltene Beschränkung auf offensichtli- 
che Tatsachen ab, weil sie zu einer unangemessenen 
Erschwerung bei der Handhabung der Mißbrauchs- 
vorschrift führe und zieht die von ihr erweiterte Fas- 
sung des Artikels 1 § 4 Abs* 4 des Bundesratsent- 
wurfes vor. 

Absatz 3 

Einem Vorschlag der Bundesregierung entspre- 
chend hat der Ausschuß die §§ 6 und 15 des Regie- 
rungsentwurfs in einer Bestimmung zusammenge- 
faßt und den gestrafften Inhalt von § 15 als Absatz 3 
hier angefügt. Die Vorschrift knüpft an § 119 BSHG 
an, ohne jedoch die Erbringung einzelner Leistun- 
gen für Deutsche, die ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt im Ausland haben, auszuschließen. Die Rege- 
lung als Ermessensvorschrift läßt den Trägern der 
Jugendhilfe genügend Spielraum, die Gestaltung 
der Leistung den Bedürfnissen des Einzelfalles an- 
zupassen. Die Ausschußmehrheit hält die von der 
Ausschußminderheit bevorzugte Fassung des Arti- 
kels 1 § 4 Abs. 3 des Bundesratsentwurfes für zu eng, 
da diese nur auf Leistungen an Minderjährige ab- 
stellt. 

Zu §7 

Leistungen der Jugendhilfe können nach aller Er- 
fahrung der Praxis in der Regel nur dann wirksam 
erbracht werden, wenn sie von den Betroffenen, ins- 
besondere den jungen Menschen und ihren Eltern 
gewünscht und von ihnen mitgestaltet werden. Im 
Gegensatz zu den Vorschriften des Jugendwohl- 
fahrtsgesetzes, die zu einem großen Teil auf dem 
Hintergrund der Fürsorgeerziehung — einer ur- 
sprünglich strafsanktionsähnlichen staatlichen Er- 
satzerziehung — entstanden sind, stellt dieses Ge- 
setz daher die Wünsche und Interessen der jungen 
Menschen und ihrer Eltern in den Vordergrund. 
Diese Konzeption ergibt sich insbesondere aus der 
Achtung und Stärkung des nach dem Willen des 
Grundgesetzes grundsätzlich den Eltern zustehen- 
den Erziehungsrechts, aber auch aus den Erfahrun- 
gen der Praxis; diese haben gezeigt, daß die Tätig- 
keit der Jugendhilfe dann besonders wirksam und 
erfolgreich ist, d. h. Probleme in der Entwicklung 
junger Menschen gemeistert werden können, wenn 
Jugendhilfe mit den Betroffenen, nicht gegen sie ge- 
leistet wurde. 

Absatz 1 

Grundvoraussetzung für eine solche wirksame Ju- 
gendhilfe ist daher Freiwilligkeit auf der Seite der 
Betroffenen; wünschenswert ist darüber hinaus de- 
ren aktive Mitarbeit. Das hier verankerte Prinzip 
der Freiwilligkeit will für die Betroffenen insbeson- 
dere deutlich machen, daß grundsätzlich niemand 
verpflichtet ist, Leistungen der Jugendhilfe entge- 
genzunehmen. Für die Mitarbeiter in der Jugend- 
hilfe ergibt sich daraus das Verbot, jemanden zur 
Annahme von Leistungen zu drängen. Freiwilligkeit 
verlangt daher auf beiden Seiten die Bereitschaft 
zum Zusammenwirken. 

Damit soll klargestellt werden, daß es nicht Aufgabe 
von Jugendhilfe ist, die Verantwortung der Familie 


zu beschneiden. Um Eltern in die Lage zu versetzen, 
der ihnen zustehenden Erziehungsverantwortung 
jederzeit nachzukommen, wird die Leistung von Hil- 
fen zur Erziehung sowie von entsprechenden Lei- 
stungen, die im Rahmen der Öffnungsklausel nach 
§ 5 Abs. 4 erbracht werden, bei Minderjährigen ge- 
nerell von der vorherigen Zustimmung des Perso- 
nensorgeberechtigten abhängig gemacht. Aus dem 
Bereich der Förderungsleistungen gilt dies auch für 
die Wohnmöglichkeiten in der Nähe der Ausbil- 
dungs- oder Arbeitsstätte (§ 20 Abs. 2), für die Lei- 
stungen zur Förderung der Erziehung in der Familie 
nach den §§ 27 bis 33 sowie grundsätzlich auch für 
die Beratung eines Minderjährigen. Die Ausschuß- 
mehrheit hält im Hinblick auf die gegenwärtige Pra- 
xis nach dem Jugendwohlfahrtsgesetz eine mög- 
lichst flexible Lösung für die Beratung von Minder- 
jährigen für notwendig. Sie ist insbesondere der 
Auffassung, daß eine erste Beratung, die in den mei- 
sten Fällen lediglich eine Problemvermittlung von 
seiten des Minderjährigen darstellen werde, ohne 
Zustimmung des Personensorgeberechtigten zuläs- 
sig sein müsse. Sie habe sich daher nur nach Zurück- 
stellen erheblicher fachlicher Bedenken entschlos- 
sen, ihre ursprüngliche Formulierung der Vorschrift 
zurückzuziehen und den Vorschlag des Rechtsaus- 
schusses aufzugreifen, der auch eine erstmalige Be- 
ratung — diese aber im engeren Sinne verstanden 
— grundsätzlich an die vorherige Zustimmung des 
Personensorgeberechtigten binde. 

Soweit das Gesetz eine ausdrückliche vorherige Zu- 
stimmung des Personensorgeberechtigten nicht ver- 
langt, gilt der Grundsatz, daß Leistungen der Ju- 
gendhilfe nicht gegen den Willen des Personensor- 
geberechtigten erbracht werden dürfen. Die Mehr- 
heit des Ausschusses hält es jedoch nicht für not- 
wendig, dies ausdrücklich im Gesetz zu verankern-, 
sie befürchtet vielmehr, daß eine solche Regelung 
zur Verpflichtung der Vorlage einer Einverständnis- 
erklärung und zu entsprechenden Kontrollen füh- 
ren könnte, die zum Beispiel bei Veranstaltungen 
der Jugendarbeit in Freizeitheimen bisher unüblich 
und in der Sache unangemessen wären und die Ak- 
tivitäten der Jugendarbeit weitgehend verbürokra- 
tisieren und lahmlegen würden. 

Die Praxiserfahrung von Trägern der Jugendhilfe, 
insbesondere auch der Bundeskonferenz für Erzie- 
hungsberatung habe gezeigt, daß in bestimmten Kri- 
sensituationen die Beratung junger Menschen ihren 
Zweck nur erfüllen könne, wenn die Zustimmung 
des Personensorgeberechtigten nicht vorher einge- 
holt werden müsse. Solche Fallgestaltungen könn- 
ten sich aus Konflikten am Arbeitsplatz, in der 
Schule, mit dem Partner, aber auch mit den Eltern 
ergeben. Unter Umständen müsse eine solche Bera- 
tung auch auf längere Zeit ohne Kenntnis der Eltern 
erfolgen können — was nach der Fassung dieser 
Vorschrift im Regierungsentwurf nicht möglich ge- 
wesen sei. Da eine solche Fallgestaltung das Erzie- 
hungsrecht der Eltern tangiere, könne der Gesetzge- 
ber deren Handhabung nicht der Praxis überlassen, 
sondern sei verpflichtet, die Kriterien selbst zu re- 
geln, die den Verzicht auf die Einholung der elterli- 
chen Zustimmung rechtfertigten. Ein Verzicht auf 
die elterliche Zustimmung erscheine insbesondere 
in den Fällen sachgerecht, in denen der mit der Be- 
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ratung bezweckte Erfolg durch die bloße Kenntnis 
der Eltern von der Beratung oder durch ihre Reak- 
tion gefährdet würde und dadurch ein schwerwie- 
gender Nachteil für das Wohl des Minderjährigen 
zu befürchten wäre. 

Die Ausschußminderheit hat diese vom Rechtsaus- 
schuß vorgeschlagene Formulierung abgelehnt, da 
sie bei einer Beratung in Erziehungs- und Entwick- 
lungsfragen in jedem Fall eine nachträgliche Zu- 
stimmung des Personensorgeberechtigten für not- 
wendig hält und hat sich für Artikel 1 § 7 Abs. 1 (in 
Verbindung mit Artikel 1 § 18) des Bundesratsent- 
wurfs ausgesprochen. 

Absatz 2 

Die Bestimmung normiert den für das Tätigwerden 
des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe maßgebli- 
chen Grundsatz, daß Leistungen der Jugendhilfe 
nicht von einem Antrag abhängig sind. Ferner wird 
bestimmt, daß das Jugendamt zu prüfen hat, ob Lei- 
stungen anzubieten sind, wenn und sobald ihm Tat- 
sachen bekannt werden, die auf einen entsprechen- 
den Bedarf schließen lassen („Amtsgrundsatz"). 

Die Praxis der Jugendhilfe ist daher gehalten, im Be- 
darfsfälle frühzeitig tätig zu werden, weil dies unab- 
dingbare Voraussetzung für eine erfolgversprechen- 
de, bedarfsgerechte Hilfe ist Dies bedeutet jedoch 
nicht, daß das Jugendamt auf „bloßen Verdacht" zu 
eigenen Ermittlungen gehalten oder berechtigt ist. 

Die Ausschußminderheit hat diese Formulierung 
abgelehnt und sich für die entsprechende Vorschrift 
im Entwurf des Bundesrates ausgesprochen (Arti- 
kel 1 § 7 Abs. 2). 

Absatz 3 

Aus der umfassenden elterlichen Sorge ergibt sich 
das Recht und die Pflicht der Eltern, das minderjäh- 
rige Kind zu vertreten (§ 1629 BGB). Diese Regelung 
gilt auch für den Bereich des öffentlichen Rechts 
und wird als Grundsatz in Satz 1 bekräftigt. Der für 
das Jugendwohlfahrtsgesetz geltenden Regelung 
des I § 36 SGB entsprechend hat sich die Mehrheit 
des Ausschusses für die Aufnahme eines eigenstän- 
digen Antragsrechts des Jugendlichen in das Ju- 
gendhilfegesetz ausgesprochen. Aus gesetzessyste- 
matischen Gründen wurde die Altersgrenze bei 
14 Jahren festgelegt Die sich daraus ergebende Ver- 
stärkung der verfahrensrechtlichen Stellung des Ju- 
gendlichen trägt seiner wachsenden Fähigkeit zu 
selbständigem verantwortungsvollen Handeln 
Rechnung. Die Vorschrift will es dem Jugendlichen 
ermöglichen, auch selbständig gegenüber dem Ju- 
gendamt initiativ zu werden und seinen Wünschen 
stärkeren Nachdruck zu verleihen, als dies auf 
Grund des im übrigen geltenden Amtsgrundsatzes 
der Fall wäre. In den meisten Fällen erfolgt diese 
Antragsstellung im Einverständnis mit den Eltern. 
Wo dieses nicht vorliegt, wahrt die Pflicht des Ju- 
gendamts, die Personensorgeberechtigten zu unter- 
richten sowie deren Recht, den Antrag jederzeit zu- 
rückzunehmen, die elterliche Erziehungsverantwor- 
tung. Darüber hinaus schützt das Zustimmungser- 
fordernis in § 7 Abs. 1 die Eltern vor einer Leistung 
von Jugendhilfe gegen ihren Willen. Die Befürch- 
tung der Ausschußminderheit, eine solche Vor- 


schrift könne die Erziehungskraft der Familie 
schwächen, wird von der Ausschußmehrheit nicht 
geteilt Abgesehen davon, daß sich das Antragsrecht 
nur auf Leistungen der Jugendhilfe, nicht auf die 
Schlichtung innerfamiliärer Streitigkeiten richte, 
zeige die Praxis, daß auch junge Menschen in fast al- 
len Fällen bereit und willens seien, sich mit ihren El- 
tern ohne Einschaltung von Behörden auseinander- 
zusetzen. Ein vom Jugendlichen ohne Zustimmung 
des Personensorgeberechtigten gestellter Antrag si- 
gnalisiere daher, daß hier ein Konflikt vorliege, den 
die Familie aus eigener Kraft nicht lösen könne. 

Die Ausschußminderheit sieht keinen Anlaß, im Ju- 
gendhilferecht eine andere Regelung als im Bürger- 
lichen Gesetzbuch vorzusehen und zwar um so we- 
niger, als hier in besonderer Weise auch das Ver- 
hältnis zwischen Kindern und Eltern betroffen ist. 
Sie teilt nicht die Meinung, gerade das Jugendhilfe- 
recht könne die Rechte des Kindes, vor allem des Ju- 
gendlichen, als eines Trägers von Grundrechten 
durch ein eigenes Antragsrecht stärken; sie befürch- 
tet vielmehr, daß eigene Anträge des Jugendlichen 
vor allem solche Probleme in der Familie betreffen, 
die innerhalb der Familie gelöst werden könnten 
und sollten. Durch eigene Anträge der Jugendlichen 
könnte im übrigen die Erziehungsbereitschaft der 
Personensorgeberechtigten verdrängt und dadurch 
im Ergebnis die Erziehungskraft der Familie ge- 
schwächt werden. Dies würde den Grundsätzen des 
Gesetzes zuwiderlaufen. 

Zu §8 

Der das Jugendhilferecht prägende Grundsatz der 
Freiwilligkeit findet seine Grenze an der dem Staat 
obliegenden Verpflichtung, über die Betätigung der 
elterlichen Erziehungsverantwortung zu wachen 
und im Falle der Gefahr für das Wohl des Kindes die 
geeigneten Maßnahmen zu treffen, wenn und soweit 
die Eltern dazu nicht gewillt oder nicht in der Lage 
sind. Der Gesetzgeber hat Eingriffsbefugnisse des 
Staates insbesondere in den §§ 1666, 1666 a BGB und 
daneben in den §§ 57, 64 JWG geregelt. Im Rahmen 
der Reform des Jugendhilferechts soll die Zweiglei- 
sigkeit von sorgerechtlichen Maßnahmen nach 
§§ 1666, 1666 a BGB und der Anordnung von Erzie- 
hungsbeistandschaft und Fürsorgeerziehung nach 
den §§ 57 und 64 JWG beseitigt werden. Insbeson- 
dere soll nach der Reform des elterlichen Sorge- 
rechts sichergestellt werden, daß Maßnahmen des 
Jugendhilferechts, die ohne Zustimmung des Perso- 
nensorgeberechtigten getroffen werden müssen, an 
die in den §§ 1666, 1666 a BGB geregelten Eingriffs- 
voraussetzungen gebunden sind. 

Diese Konzeption soll nicht nur die bestehenden 
rechtlichen Unterschiede zwischen Maßnahmen 
nach §§ 1666, 1666 a BGB und der Anordnung von 
Fürsorgeerziehung, die für die Betroffenen weitge- 
hend bedeutungslos geworden sind, beseitigen. 
Vielmehr ist es die Absicht des Gesetzgebers, durch 
die Verknüpfung der Eingriffsnorm des Jugendhilfe- 
rechts mit den Voraussetzungen der §§ 1666, 1666 a 
BGB den staatlichen Eingriff in stärkerem Maße, als 
dies heute noch weithin praktiziert wird, auf die 
Fälle zu beschränken, in denen ein solcher Eingriff 
in die elterliche Erziehungsverantwortung erforder- 
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lieh ist. Der Gesetzgeber hat diesen Grundsatz be- 
reits bei der Reform des elterlichen Sorgerechts 
durch den Hinweis in § 1666 a BGB auf die Grund- 
sätze der Verhältnismäßigkeit, der Geeignetheit 
und der Wahl des geringsten Mittels bekräftigt und 
ausdrücklich Maßnahmen, mit denen eine Trennung 
des Kindes von der elterlichen Familie verbunden 
ist, als unzulässig bezeichnet, wenn der Gefahr für 
das Kindeswohl durch öffentliche Hilfen begegnet 
werden kann. Darin soll nicht nur eine wesentliche 
Selbstbeschränkung staatlicher Ingerenz, sondern 
vor allem der Vorrang staatlicher Hilfe vor staatli- 
chen Eingriffen zum Ausdruck kommen. Die sich 
daraus ergebende Verpflichtung des Staates, durch 
eigene und die Angebote freier Träger der Jugend- 
hilfe in allen geeigneten Fällen staatliche Eingriffe 
zu verhindern, soll insbesondere durch den Ausbau 
eines differenzierten und problemorientierten An- 
gebots von Leistungen der Jugendhilfe im Rahmen 
der Reform des Jugendhilferechts eingelöst werden. 
Aus dieser Konzeption ergibt sich, daß staatliche 
Eingriffe nicht bereits deshalb zulässig sind, weil ge- 
eignete Hilfen im Einzelfall aus finanziellen oder 
personellen Gründen nicht geleistet werden, son- 
dern erst dann, wenn das gesamte, auf Grund wis- 
senschaftlicher Erkenntnisse und praktischer Erfah- 
rungen bekannte Spektrum öffentlicher Hilfen zur 
Abwehr der Gefahr im Einzelfall nicht geeignet ist. 
Diese Grundsätze verweisen die Anwendung des § 8 
auf den Ausnahmefall, da diese Bestimmung selbst 
den Eingriff in die Familie zuläßt, die gerichtliche 
Anordnung von Leistungen der Jugendhilfe nach 
der ratio des § 1666 a ihrerseits jedoch nicht „öffentli- 
che Hilfe" im Sinne von § 1666 a Abs. 1 BGB ist 

Trotz der künftigen gemeinsamen, in §§ 1666, 1666 a 
BGB geregelten Eingriffsvoraussetzungen und der 
Intention, deren Anwendung künftig weiter zurück- 
zudrängen, ist neben den §§ 1666, 1666a BGB eine 
eigene ergänzende Bestimmung für den Bereich des 
Jugendhilferechts notwendig. Durch den Wegfall 
der Fürsorgeerziehung verfügt der Vormund- 
schaftsrichter über keine Möglichkeit mehr, unmit- 
telbar Maßnahmen der Jugendhilfe anzuordnen. 
Zwar eröffnen die §§ 1666, 1666 a BGB zunächst die 
Möglichkeit, das Jugendamt mit dem Ziel der Lei- 
stung von Jugendhilfe zum Pfleger zu bestellen. Da 
das Jugendamt als Pfleger insoweit zugleich Perso- 
nensorgeberechtigter und leistende Behörde ist, er- 
scheint diese Lösung nicht bedenkensfrei, da das die 
Personensorge einschränkende Gericht über Ge- 
und Verbote nur mittelbaren Einfluß auf das zum 
Pfleger bestellte Jugendamt hat, das Vormund- 
schaftsgericht das Jugendamt jedoch nicht unmittel- 
bar zur Leistung (als leistende Behörde) verpflichten 
kann. Gerade für Maßnahmen zur Abwendung der 
Gefahr für das Kindeswohl erscheint es sachgerecht, 
dem Vormundschaftsgericht über die nach den 
§§ 1666, 1666a BGB mögliche personensorgerechtli- 
che Regelung hinaus die Kompetenz einzuräumen, 
Leistungen der Jugendhilfe anzuordnen. Erst durch 
den „Entscheidungsverbund" wird das Vormund- 
schaftsgericht in die Lage versetzt, die Einschrän- 
kung des Personensorgerechts unmittelbar an der 
angeordneten Erziehungsmaßnahme zu orientieren 
und dem Grundsatz des geringsten Mittels voll 
Rechnung zu tragen. 


Absatz 1 

Die Vorschrift erweitert die Kompetenz des Vor- 
mundschaftsgerichts über den Bereich sorgerechtli- 
cher Maßnahmen hinaus und räumt ihm die Befug- 
nis ein, über die Leistung von Jugendhilfe zu ent- 
scheiden. Dabei wird eine dem § 57 JWG entspre- 
chende Regelung über die gerichtliche Anordnung 
der Bestellung eines Erziehungsbeistands nicht 
mehr aufgenommen, da die Anordnung dieser Hilfe 
in der Praxis schlechte Ergebnisse gezeigt hat und 
zunehmend weniger praktiziert wird. Das Vormund- 
schaftsgericht wird daher entsprechend der Praxis- 
entwicklung auf die Anordnung von Hilfe zur Erzie- 
hung außerhalb der eigenen Familie beschränkt 

Die vom Fachausschuß weiterentwickelte Fassung 
des Regierungsentwurfs ist von der Mehrheit des 
Rechtsausschuses abgelehnt worden, da in ihr die 
gewollte enge Verzahnung zwischen Maßnahmen 
nach den §§ 1666, 1666 a BGB und Eingriffen im Rah- 
men des Jugendhilferechts nicht genügend deutlich 
zum Ausdruck komme. Die Mehrheit des federfüh- 
renden Ausschusses hat daraufhin die vom Rechts- 
ausschuß entwickelte Neufassung übernommen. 
Die Ausschußminderheit hält an der Fassung der in- 
soweit übereinstimmenden Gesetzentwürfe der 
Bundesregierung und des Bundesrates fest, da sie 
die Beschränkung des Vormundschaftsgerichts auf 
die Anordnung von Hilfe zur Erziehung außerhalb 
der eigenen Familie deutlicher betone. Die Minder- 
heit des Rechtsausschusses sieht die vom Fachaus- 
schuß weiterentwickelte Fassung (ohne Antrags- 
recht des Jugendlichen) vor. 

Der federführende Ausschuß stimmt mit dem 
Rechtsausschuß dahin gehend überein, daß ein 
förmliches Antragsrecht im Rahmen dieser Vor- 
schrift nur dem Jugendamt eingeräumt werden 
soll. 

Absatz 2 

Entsprechend der Regelung in § 69 Abs. 1 JWG ob- 
liegt die Ausführung der vom Vormundschaftsge- 
richt angeordneten Hilfe zur Erziehung dem Ju- 
gendamt; dies gilt auch für die Auswahl der Hilfe- 
form im einzelnen, sofern nicht das Vormund- 
schaftsgericht die Auswahl getroffen hat. Die Aus- 
wahl steht nicht im freien Ermessen des Jugend- 
amts, sondern ist nach Maßgabe von § 1 Abs. 4, §§ 10 
und 11 zu treffen. Die notwendigen Erziehungs- 
rechte und das Aufenthaltsbestimmungsrecht ste- 
hen dem Jugendamt kraft Gesetzes zu, sofern nicht 
das Vormundschaftsgericht eine andere Entschei- 
dung trifft {z. B. einen Einzelvormund oder Einzel- 
pfleger damit betraut). 

Die von der Ausschußmehrheit verabschiedete Fas- 
sung stellt eine Straffung der Formulierung des Re- 
gierungsentwurfs dar und berücksichtigt die Termi- 
nologie des inzwischen verabschiedeten Gesetzes 
zur Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge. 

Absatz 3 

Entsprechend § 71 Abs. 4 Satz 1 und 2 JWG wird das 
Jugendamt zur Mitteilung des Unterbringungsorts 
an die Eltern (auch wenn ihnen die Personensorge 
nicht mehr zusteht) wie auch an andere Personen- 
sorgeberechtigte verpflichtet. Satz 2 regelt Ausnah- 
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mefälle, in denen das Vormundschaftsgericht anord- 
nen kann, daß der Unterbringungsort nicht mitge- 
teilt wird. 

Absatz 4 

Die Vorschrift ersetzt § 75 Abs. 4 und 6 JWG. Die in 
§ 75 Abs. 6 JWG enthaltene Ermächtigung, durch 
Landesrecht die Aufhebung der gerichtlichen An- 
ordnung dem Landesjugendamt zu übertragen, 
wurde nicht aufrechterhalten, weil in der überwie- 
genden Zahl der Fälle der Zeitpunkt, zu dem die An- 
ordnung über die zu leistende Hilfe aufgehoben 
werden muß, soweit vorhersehbar ist, daß die Ent- 
scheidung des Gerichts rechtzeitig beantragt wer- 
den kann. In den übrigen Fällen erlaubt Satz 3 eine 
vorläufige Beendigung der angeordneten Hilfe zur 
Erziehung durch des Jugendamt. 

Die Ausschußminderheit hält an einer § 75 Abs. 6 
JWG entsprechenden Ermächtigung fest, da sich 
diese Regelung in der Praxis bewährt habe. 

Zu § 9 

Die Vorschrift stärkt die Stellung des Jugendlichen 
für den Fall, daß er eine Hilfe zur Erziehung außer- 
halb der eigenen Familie ablehnt. Sie will in den Fäl- 
len, in denen ein Jugendlicher in der Familie ver- 
bleiben will, dazu beitragen, eine vorzeitige Auflö- 
sung des Familienverbandes zu verhindern. 

Die Ausschußminderheit lehnt die Vorschrift ab, da 
in ihr ein nicht gerechtfertigtes Mißtrauen gegen- 
über den Eltern und dem Jugendamt zum Ausdruck 
komme. 

Absatz 1 

Da der Jugendliche durch die Erziehung außerhalb 
der eigenen Familie in seiner Lebensführung 
schwerwiegend betroffen wird, erscheint es ange- 
messen, seinen Willen in der Weise in die Entschei- 
dungsfindung miteinzubeziehen, daß das Jugendamt 
ohne eine Entscheidung des Vormundschaftsge- 
richts nicht zur Leistung befugt ist, wenn und so- 
lange der Jugendliche die Hilfe zur Erziehung au- 
ßerhalb der eigenen Familie ablehnt. 

Absatz 2 

Die Vorschrift entspricht im Wortlaut § 8 Abs. 2 
Satz 1 und stellt klar, daß das Jugendamt die gericht- 
lich angeordnete Hilfe zur Erziehung auszuführen 
hat. Sie enthält jedoch — anders als das Verfahren 
nach § 8 — keine Einschränkung im Hinblick auf die 
Beteiligung des Personensorgeberechtigten an der 
Auswahl und Ausführung der Hilfe. 

Absatz 3 

Für die Aufhebung der gerichtlichen Anordnung 
verweist die Vorschrift auf § 8 Abs. 4. 

Zu § 10 

Die Konzeption des Jugendhilferechts als Lei- 
stungsgesetz weist der über die bloße Freiwilligkeit 
hinausgehenden Zusammenarbeit zwischen dem 
leistenden Träger der Jugendhilfe und den Betroffe- 


nen einen großen Stellenwert zu. Nur eine weitest- 
gehende Berücksichtigung der Wünsche und Vor- 
stellungen der Betroffenen, insbesondere der Eltern, 
sichert, daß Jugendhilfe die elterliche Erziehungs- 
verantwortung beachtet, unterstützt und ergänzt. 

Die Ausschußminderheit hat der weitgehend aus 
dem Regierungsentwurf übernommenen Fassung 
nicht zugestimmt und sich für die entsprechenden 
Vorschriften des Bundesratsentwurfs (Artikel 1 § 5 
Abs. 3, § 6) ausgesprochen. 

Absatz 1 

Die Vorschrift verpflichtet die Träger der Jugendhil- 
fe, die Lebensverhältnisse des jungen Menschen zu- 
sammen mit ihm und seinen Erziehungsberechtig- 
ten im Hinblick auf die zu leistende Hilfe zu erör- 
tern, um deren Gestaltung am individuellen Bedarf 
ausrichten zu können. 

Absatz 2 

Eine dem individuellen Bedarf entsprechende, die 
Erziehung in der Familie unterstützende und ergän- 
zende Leistung erfordert eine möglichst genaue Ab- 
stimmung mit den Wünschen der Betroffenen. Der 
öffentliche Träger der Jugendhilfe ist bei der Ent- 
scheidung über die Leistung verpflichtet, Wünsche 
der Betroffenen zu berücksichtigen und ihrer Ent- 
scheidung bei der Auswahl von Einrichtungen, 
Diensten und Veranstaltungen verschiedener Trä- 
ger (Wahlrecht) Rechnung zu tragen. Der öffentliche 
Träger der Jugendhilfe kann sich nur dann über die 
Wünsche hinwegsetzen, wenn sie dem Wohl des 
Minderjährigen widersprechen oder unvertretbare 
Mehrkosten erfordern. Gewisse Mehrkosten sind 
daher im Interesse einer möglichst umfassenden 
Ausrichtung an den Wünschen der Betroffenen in 
Kauf zu nehmen. Die genannten Grundsätze gestat- 
ten es dem öffentlichen Träger der Jugendhilfe auch 
nicht, die Betroffenen bereits dann an einen freien 
Träger oder an einen anderen als den gewünschten 
freien Träger zu verweisen, wenn dessen Angebot 
den Betroffenen zumutbar erscheint. 

Im Interesse einer möglichst wirksamen Jugend- 
hilfe ist eine zwischen Eltern und jungen Menschen 
einvernehmliche Entscheidung anzustreben. Im 
Streitfall entscheiden entsprechend den Regelun- 
gen des Personensorgerechts die Eltern. 

Absatz 3 

Die Vorschrift bezieht die Förderungsleistungen in 
die für Hilfen zur Erziehung geltenden Grundsätze 
ein, soweit deren Anwendung auch dort möglich 
und angemessen ist. 

Absatz 4 

Um die Ausübung des Wahlrechts durch die Betrof- 
fenen im Einzelfall sicherzustellen, wird das Jugend- 
amt verpflichtet, die Leistungsberechtigten auf ihre 
Rechte hinzuweisen. 

Zu § 10a 

Leistungen der Jugendhilfe können im Einzelfall die 
individuelle Sphäre des jungen Menschen und sei- 
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ner Eltern berühren. Eine vertrauensvolle Zusam- 
menarbeit zwischen den Betroffenen und den ein- 
zelnen Mitarbeitern der Jugendhilfe ist jedoch nur 
gewährleistet, wenn die Geheimhaltung von Einzel- 
heiten aus dem privaten Bereich in möglichst umfas- 
sender Weise gesichert ist. 

Für die Zwecke des Jugendhilferechts kann auf eine 
eigenständige Regelung der Geheimhaltung ver- 
zichtet werden, da die im Rahmen des Sozialgesetz- 
buchs entwickelten Grundsätze auch für den Be- 
reich des Jugendhilferechts geeignet sind. Diese 
Vorschriften gelten daher entsprechend. 

Zu §11 

Die Vorschrift ergänzt die in § 10 geregelte Beteili- 
gung der Betroffenen und enthält wichtige Grund- 
sätze für die Ausgestaltung der Leistung. Sie wurde 
vom Ausschuß zum Teil einstimmig (Absatz 2 a), im 
übrigen ohne Gegenstimme bei einzelnen Enthal- 
tungen angenommen. 

Absatz 1 

Die Vorschrift geht auf § 6 Abs. 1 JWG und § 3 Abs. 1 
BSHG zurück und betont die Merkmale der indivi- 
duellen, ausreichenden und rechtzeitigen Lei- 
stungserbringung. 

Absatz 2 

Der Ausschuß hat auf die Aufnahme von Absatz 2 
des Regierungsentwurfs verzichtet und die dort ge- 
regelten Grundsätze, soweit nicht an anderer Stelle 
herausgestellt, in Absatz 1 eingearbeitet. 

Absatz 2a 

Die Vorschriften des § 1626 Abs. 2 Satz 1 BGB und 
§ 1631 Abs. 2 BGB gelten auch bei der Leistung von 
Jugendhilfe. Der Ausschuß hat die Vorschriften aus- 
drücklich in das Jugendhilferecht übernommen, 
weil ihnen insbesondere bei Hilfen zur Erziehung 
außerhalb der eigenen Familie große Bedeutung zu- 
kommt. Er hat damit auch Bedenken des Rechtsaus- 
schusses Rechnung getragen, der die ursprüngliche 
Fassung dieser Vorschrift, die sich insbesondere auf 
die Beachtung der in Artikel 1 und 2 des Grundge- 
setzes geregelten Grundrechte bezog, als mißver- 
ständlich und in der Sache unangemessen abgelehnt 
hat. 

Absatz 3 

Die Vorschrift betont die Bedeutung der Beständig- 
keit persönlicher Beziehungen bei der Leistung von 
Jugendhilfe. Dies gilt in besonderem Maße bei Lei- 
stungen an Klein- und Kleinstkinder und bei der 
Herausnahme von Minderjährigen aus der eigenen 
Familie (vgl. auch § 44 Abs. 3). 

Absatz 4 

In vielen Fällen geht der individuelle Bedarf über 
den mit einer einzelnen Leistung erreichbaren Er- 
folg hinaus. Die Vorschrift soll die Grundlage für ei- 
nen flexiblen Leistungsverbund schaffen und insbe- 
sondere Angebote der Jugendarbeit mit Hilfen zur 
Erziehung verklammern mit der Tendenz, Hilfen zur 


Erziehung stärker durch Förderungsangebote zu er- 
gänzen und gegebenenfalls zu ersetzen. 

Zu §12 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen in § 44 eingestellt worden sind. 

Zu §13 

Die Vorschrift will sicherstellen, daß solche Hilfen 
zur Erziehung, die für die Entwicklung des jungen 
Menschen einschneidende Bedeutung haben, 
grundsätzlich nur nach Aufstellung eines Gesamt- 
plans als Grundlage der zu leistenden Hilfe erbracht 
werden. Per Gesamtplan setzt eine gründliche fach- 
liche Untersuchung unter Einbeziehung aller für die 
Entscheidung maßgebenden Gesichtspunkte voraus. 
Diese soll jedoch nicht weitergehen, als es für die Er- 
mittlung des erzieherischen Bedarfs erforderlich ist. 
Sie soll insbesondere nicht durch sachlich nicht ge- 
botene Ermittlungen bei Nachbarn, Arbeitgebern 
usw. zusätzliche Belastungen für die Betroffenen 
schaffen. Deshalb kann sich die Untersuchung auf 
eine intensive Erörterung mit dem jungen Men- 
schen und dem Erziehungsberechtigten beschrän- 
ken, wenn dies ausreicht. Im Bedarfsfall ist der Ge- 
samtplan fortzuschreiben. 

Der Ausschuß hat sich im wesentlichen dem Rege- 
lungsvorschlag des Bundesratsentwurfs angeschlos- 
sen und ist wie dieser der Auffassung, daß für eine 
ins einzelne gehende Regelung durch Bundesrecht, 
wie sie der Regierungsentwurf vorsah, kein Bedürf- 
nis bestehe. Nach dem Vorbild des Bundesratsent- 
wurfs ist die Vorschrift als „Soll-Vorschrift" gefaßt 
worden, wobei die Beschränkung auf geeignete 
Fälle nicht übernommen worden ist; bei den hier ge- 
nannten intensiven und längerfristigen erzieheri- 
schen Hilfen soll der Grundsatz gelten, daß ein Ge- 
samtplan aufzustellen ist; bereits die Soll-Fassung 
erlaubt ein Absehen z. B. in den Fällen der Verwand- 
tenpflege. Aus dem Regierungsentwurf übernom- 
men ist die Regelung, daß der Gesamtplan durch 
Fachkräfte aufzustellen und fortzuschreiben ist; da- 
mit werden fachliche Mindestkriterien vorgegeben, 
ohne die die Aufstellung eines Gesamtplans 
schlechthin nicht sinnvoll erscheint. Auf die Auf- 
nahme eines Landesrechtsvorbehalts, wie ihn der 
Bundesratsentwurf vorsah, wurde verzichtet; die ge- 
gen eine ins einzelne gehende Regelung durch Bun- 
desrecht bestehenden Bedenken gelten ebenso für 
eine ins einzelne gehende Regelung durch Landes- 
recht; der Ausschuß ist vielmehr der Auffassung, 
daß eine fachliche Differenzierung bei Aufstellung 
und Fortschreibung des Gesamtplans der Praxis der 
öffentlichen und freien Träger der Jugendhilfe über- 
lassen bleiben und gesetzgeberisch nicht vorgege- 
ben werden sollte. 

Die Ausschußminderheit zieht die Fassung des Arti- 
kels 1 § 9 Bundesratsentwurf vor und hält insbeson- 
dere einen Landesrechtsvorbehalt für zweckmäßig. 

Der Rechtsausschuß schlägt mit Mehrheit die Strei- 
chung der Vorschrift vor. 
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Zu § 14 

Die Vorschrift soll sicherstellen, daß bereits einge- 
leitete Hilfen zur Erziehung nicht mit der Volljäh- 
rigkeit enden, sondern fortgesetzt werden, wenn 
dies zur Förderung der Entwicklung des jungen Er- 
wachsenen erforderlich ist. In diesem Fall hat der 
Träger der Jugendhilfe dem Antrag des jungen Er- 
wachsenen auf Fortsetzung der Hilfe zu entspre- 
chen, wenn der junge Erwachsene sich bereit er- 
weist zum Erfolg der Leistung beizutragen. Die Re- 
gelung beschränkt sich auf Fortsetzungsmaßnah- 
men, die Leistung wird längstens bis zur Vollendung 
des 21. Lebensjahres erbracht, weil davon ausgegan- 
gen werden kann, daß bis zu diesem Zeitpunkt der 
Nachholbedarf an erzieherischer Hilfe erfüllt wer- 
den kann. Anders als im geltenden Recht (§ 6 Abs. 3 
und § 75 a JWG) wird nicht darauf abgestellt, daß es 
sich um Maßnahmen zur schulischen oder berufli- 
chen Bildung handelt, um auch den Hilfebedarf von 
jungen Erwachsenen befriedigen zu können, die 
nicht in einer Schul- oder Berufsausbildung, sondern 
in einem Arbeitsverhältnis stehen oder keine Arbeit 
finden können. Es wird ausdrücklich klargestellt, 
daß eine kurzzeitige Unterbrechung der Hilfe außer 
Betracht bleibt, damit eine Hilfe nicht wegen einer 
voreilig getroffenen Entscheidung des jungen Er- 
wachsenen nach Erreichen der Volljährigkeit abge- 
brochen werden muß. Für die Leistung von Hilfen an 
junge Volljährige gilt ebenso wie für die Leistung 
von Jugendhilfe schlechthin, daß die Hilfe dem indi- 
viduellen Bedarf des jungen Erwachsenen entspre- 
chend zu leisten ist, d. h. dessen Situation nach Er- 
reichen der Volljährigkeit zu beachten hat. 

Zu § 15 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen in gestraffter Form in § 6 als Absatz 3 
eingefügt worden sind. 

Zu §16 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß die Jugendhilfe 
keinen anderen Leistungspflichtigen entlasten soll; 
die Vorschrift ist § 2 Abs. 2 BSHG nachgebildet. 

Absatz 2 enthält den Grundsatz der Nachrangigkeit 
von Leistungen der Jugendhilfe gegenüber Leistun- 
gen von Sozialleistungsträgern. 

Abweichend von Absatz 2 regelt Absatz 3 den Vor- 
rang von Leistungen der Jugendhilfe gegenüber Lei- 
stungen nach dem Bundessozialhilfegesetz. Er gilt 
nur, soweit beide Gesetze entsprechende Leistun- 
gen vorsehen. 

Für den Streitfall regelt Absatz 4 die Erbringung 
vorläufiger Leistungen durch den öffentlichen Trä- 
ger der Jugendhilfe entsprechend I § 43 SGB. Diese 
aus Artikel 1 § 1 1 Abs. 4 des Bundesratsentwurfs 
übernommene Regelung hat der Ausschuß dahin ge- 
ändert, daß die vorläufigen Leistungen nach Maß- 
gabe des Jugendhilfegesetzes zu erbringen sind und 
der öffentliche Träger der Jugendhilfe den Umfang 
dieser Leistungen nur dann nach pflichtgemäßem 
Ermessen bestimmen kann, wenn dieses Gesetz dies 
vorsieht. 


Kapitel 3 
Jugendarbeit 

Zu §§ 17 bis 26 

Die Ausschußmehrheit hält für die Ausgestaltung 
der Jugendarbeit ein besonderes Kapitel im Rahmen 
des Leistungsrechts für erforderlich. Sie wolle damit 
die Bedeutung der Einheit der Jugendhilfe zum 
Ausdruck bringen und die Voraussetzungen für eine 
stärkere Förderung der Jugendarbeit in ihren ein- 
zelnen Aufgabenbereichen schaffen. 

Die Ausschußminderheit ist gegen die Aufsplitte- 
rung der Jugendarbeit in einzelne Fachbereiche und 
lehnt daher umfangreiche Definitionen, wie sie in 
den §§17 bis 26 vorgesehen sind, ab. Damit spreche 
sie sich nicht gegen die Sicherung der Förderung 
der Arbeit von Jugendverbänden aus. 

Zu §17 

Die Vorschrift soll nach der Auffassung der Aus- 
schußmehrheit die Funktion einer Generalklausel 
für die Jugendarbeit haben, an die sich weitere Vor- 
schriften anschließen, die Regelungen für einzelne^ 
Aufgabenbereiche der Jugendarbeit enthalten. Die 
Ausschußminderheit ist der Auffassung, daß sich 
das Gesetz mit einer allgemeinen Norm begnügen 
und auf Regelungen einzelner Aufgabenbereiche 
der Jugendarbeit verzichten solle. Sie spricht sich 
für Artikel 1 § 12 des Bundesratsentwurfs in der Fas- 
sung ihres Änderungsantrages aus. 

Absatz 1 

Die Jugendarbeit wird als eigenständiger Bereich 
der Jugendhilfe im Sinne der Einheit der Jugend- 
hilfe ausgewiesen. Die Angebote der Jugendarbeit 
richten sich an alle jungen Menschen-, dies schließt 
zielgruppenspezifische Bemühungen nicht aus. Als 
Ziel wird die Befähigung zur Selbstbestimmung und 
zum verantwortlichen Handeln in der sozialen Ge- 
meinschaft und die Mitwirkung bei der Gestaltung 
der Gesellschaft genannt. Gegenüber dem Regie- 
rungsentwurf wird hervorgehoben, daß Jugendar- 
beit wesentlich auf Erfahren und Erleben beruht. Als 
Kriterium der Jugendarbeit wird ferner „soziales 
Lernen" genannt Jugendarbeit soll auch Fehlent- 
wicklungen vermeiden helfen und in diesem Zusam- 
menhang auch Aufgaben übernehmen, die her- 
kömmlich im jugendfürsorgerischen Bereich ange- 
siedelt waren. Hervorgehoben wird ferner, daß die 
Jugendarbeit durch die Vielfalt von Trägern unter- 
chiedlicher Wertorientierung, von Inhalten, 
Arbeitsformen und Methoden wirkt. Wesentliches 
und konstitutives Merkmal der Jugendarbeit ist, daß 
sie von jungen Menschen mitbestimmt und mitge- 
staltet wird und deren Wünsche, Bedürfnisse und 
Interessen in den Mittelpunkt ihrer Arbeit stellt. 

Absatz 2 

Die freiwillige Teilnahme und das autonome Enga- 
gement junger Menschen sind konstitutive Voraus- 
setzungen der Jugendarbeit. Die Vorschrift betont 
die Bedeutung der Zusammenschlüsse junger Men- 
schen in eigenen Gruppen und Verbänden, die auch 
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ein unentbehrliches Mittel organisierter Interessen- 
wahmehmung der Jugend in der Öffentlichkeit sind 
und eine Sprecherfunktion für die Belange junger 
Menschen ausüben und deren Anliegen auch poli- 
tisch vertreten. 

Absatz 3 

Die Vorschrift nennt die wichtigsten Aufgabenbe- 
reiche der Jugendarbeit, die teilweise besondere 
Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen ent- 
wickelt haben, und stellt zugleich klar, daß diese 
Aufgabenbereiche in einem Zusammenhang stehen 
und vielfach miteinander verbunden sind, und daß 
Jugendarbeit insgesamt für die Entwicklung neuer 
Aufgabenbereiche offen bleibt. Die aufgezählten 
Aufgabenbereiche der Jugendarbeit stellen deshalb 
auch einen offenen Katalog dar, der nicht beabsich- 
tigt, die Aufgabenbereiche der Jugendarbeit ab- 
schließend zu regeln. 

Zu §18 

In Übereinstimmung mit dem Regierungsentwurf 
wird die politisch-bildende Jugendarbeit als ein her- 
ausragender Aufgabenbereich der Jugendarbeit ge- 
nannt. Damit wird § 5 Abs. 1 Nr. 6 JWG, der die poli- 
tische Bildung als Aufgabe der Jugendhilfe aus- 
weist, bestätigt und präzisiert. Die Vorschrift folgt 
Grundsätzen, die in der Praxis politisch-bildender 
Jugendarbeit, ihrer Theorie und in der trägerüber- 
greifenden Zusammenarbeit entwickelt worden 
sind 

Der Ausschuß folgt dagegen nicht dem Regierungs- 
entwurf und seiner Begründung darin, daß politi- 
sche Handlungsfelder und politische Aktionen nicht 
in die politisch bildende Jugendarbeit einbezogen 
werden sollten; politisch-bildende Jugendarbeit 
müsse eine andere Funktion als staats- oder sozial- 
kundliche Fächer in der Schule haben. Um dies 
deutlich zu machen, sei auf die Vermittlung von Er- 
kenntnissen, Einsichten und Erfahrungen abgestellt 
worden. 

Die Forderung des sozialen Engagements werde als 
Teil der politisch-bildenden Jugendarbeit begriffen, 
jedoch um die Forderung des politischen Engage- 
ments ergänzt und stärker handlungsorientiert aus- 
gestaltet. 

Die Ausschußminderheit lehnt die Aufnahme einer 
Regelung über die politisch bildende Jugendarbeit 
ab. 

Zu §19 

Die Vorschrift beschreibt Ziele und Inhalte der kul- 
turellen Jugendarbeit. Im Selbstverständnis der Ju- 
gendverbände ist kulturelle Jugendarbeit in den Zu- 
sammenhang der allgemeinen Bildungsarbeit ge- 
stellt, die in Seminaren, Gruppentreffen, Clubarbeit, 
Zeltlagern, internationalen Begegnungen und ande- 
ren Veranstaltungen Ausdruck findet. In den Ju- 
gendbildungs- und Jugendfreizeitstätten, die vor al- 
lem die nichtorganisierte Jugend ansprechen, steht 
kulturelle Jugendarbeit häufig im Zusammenhang 
mit der allgemeinen und politischen Bildungsarbeit, 
die an der Situation der jungen Menschen orientiert 


ist; die Auseinandersetzung mit Formen und Inhal- 
ten der Massenmedien findet vor allem in Jugend- 
bildungsstätten statt. Fachorganisationen widmen 
sich der kulturellen Jugendarbeit spartenspezi- 
fisch. 

Die Ausschußminderheit lehnt die Aufnahme der 
Vorschrift in das Gesetz ab. 

Zu §20 
Absatz 1 

Satz 1 ist die Grundlage für Angebote der Jugendar- 
beit zur Überwindung von Schwierigkeiten beim 
Übergang von der Schule zur Arbeitswelt, auf den 
viele junge Menschen ungenügend vorbereitet sind. 
Sie sollen Orientierungen und Einsichten vermit- 
teln, die von der Erfahrung der Arbeitswelt ausge- 
hen. Die Angebote sollen nicht reduziert sein auf 
Unterstützung bei der Berufsfindung, -Vorbereitung 
und Ausbildung, sondern sollen zugleich auf die Be- 
dingungen der Arbeitswelt vorbereiten und Engage- 
ment zur Mitgestaltung der Arbeitswelt wecken. 
Satz 2 bezieht die Stärkung der Bereitschaft zur 
Aus- und Weiterbildung ein. Zur arbeitsweltbezoge- 
nen Jugendarbeit gehört es auch, naturwissen- 
schaftlich-technische Entwicklungen und ihre Aus- 
wirkungen in Wirtschaft und Gesellschaft aufzuzei- 
gen. 

Absatz 2 

Satz 1 bildet die Grundlage für Angebote der fachli- 
chen Betreuung, wenn Jugendliche zur Ausbildung 
oder Arbeit außerhalb der eigenen Familie unterge- 
bracht sind. Satz 2 bildet die Grundlage für die Lei- 
stung von Jugendhilfe zur Unterbringung junger 
Menschen in Jugendwohnheimen und anderen 
Wohnformen dann, wenn sie aus Gründen der Aus- 
bildung oder Arbeit außerhalb der eigenen Familie 
untergebracht sind und eine solche Wohnmöglich- 
keit benötigen; auch insoweit ist eine Betreuung 
durch Fachkräfte vorgesehen. Durch die Verwei- 
sung im zweiten Halbsatz werden auch der notwen- 
dige Lebensunterhalt und die Krankenhilfe in den 
Leistungsinhalt aufgenommen. 

Die Ausschußminderheit lehnt die Aufnahme der 
Regelung in das Gesetz ab. 

Zu §21 

Die Norm ist die Grundlage für Angebote der Ju- 
gendarbeit in Geselligkeit, Spiel und Sport und für 
Angebote der Jugenderholung. Sie ist zugleich die 
Grundlage für Spiel- und Bewegungsangebote wie 
auch für Spielplätze, die nach den Bedürfnissen der 
jungen Menschen ausgestaltet sind. 

Damit wird auch deutlich gemacht, daß die Zustän- 
digkeit für den Bau und die Unterhaltung von Kin- 
der- und Jugendspielplätzen bei der Jugendhilfe lie- 
gen sollte. 

Es sollen Möglichkeiten der aktiven und schöpferi- 
schen Nutzung der Freizeit angeboten werden, die 
unter den heutigen Lebensbedingungen vor allem in 
Ballungsgebieten dringend erforderlich sind. 

Jugenderholung ist nicht eng zu verstehen; vor al- 
lem ist nicht nur die Erholung aus gesundheitlichen 
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Gründen gemeint, sondern ebenso Erholung, die mit 
anderer Jugendarbeit — z. B. politisch bildender 
oder kultureller Jugendarbeit — verbunden sein 
kann. Als besonders wichtig werden Ferienlager 
und Fahrten hervorgehoben. 

Die Ausschußminderheit spricht sich gegen die Auf- 
nahme der Regelung in das Gesetz aus. 


Zu §22 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen in gestraffter Form in § 21 eingefügt 
worden sind. 


Zu §23 

Die Vorschrift normiert den Grundsatz vorrangiger 
Förderung junger Menschen, die infolge objektiver 
oder subjektiver Schwierigkeiten besonderer Hilfe 
bedürfen. Z. Z. stehen im Vordergrund junge Men- 
schen, die arbeitslos sind oder besondere Schwierig- 
keiten beim Eintritt in das Berufsleben haben, junge 
Menschen aus Familien ausländischer Arbeitneh- 
mer, junge Menschen aus sozialen Problemgebieten 
und junge Zuwanderer. Die Arbeit mit benachteilig- 
ten jungen Menschen ist Teil der Arbeit in allen 
Aufgabenbereichen der Jugendarbeit, vor allem 
auch Teil der Arbeit der Jugendverbände und Ju- 
gendgruppen. Diese allgemeinen Angebote müssen 
jedoch durch zielgruppenorientierte Angebote vor 
allem zur Unterstützung der Schul- und Berufsaus- 
bildung ergänzt werden; dazu sind vielfach beson- 
dere Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 
erforderlich (Absatz 2). Absatz 3 schafft die Grund- 
lage dafür, junge Menschen zur Abwendung einer 
Notlage kurzfristig außerhalb der eigenen Familie 
unterzubringen (z. B. während einer Reise oder 
wenn ein letztes Verkehrsmittel verpaßt worden 
ist). 

Die Ausschußminderheit spricht sich gegen die Auf- 
nahme der Regelung in das Gesetz aus. 


Zu §24 

Angebote der Jugendberatung umfassen sowohl In- 
formation als auch Beratung im engeren Sinne. Über 
den Regierungsentwurf hinaus hat der Ausschuß 
auch Beratung und Information über die Rechte und 
Pflichten junger Menschen einbezogen. Die Ange- 
bote der Jugendberatung beziehen sich auf alle Fra- 
gen der Entwicklung junger Menschen und sollen 
zugleich zur Lösung ihrer Probleme in Familie, 
Schule, Betrieb und anderen Institutionen beitra- 
gen; sie erstrecken sich auf Partnerschaft und 
Sexualität. Soweit Jugendberatung über die allge- 
meine Information hinausgeht, handelt es sich um 
eine am Bedarf zu orientierende Beratung zur Lö- 
sung besonderer Probleme. Die Vorschrift bezieht 
die Beratung bei Gefährdungen mit ein. Die Gefähr- 
dungen durch Drogen und Alkohol sind besonders 
wichtige Fallgruppen der Gefährdungen, werden 
aber nur beispielhaft aufgezählt, um deutlich zu ma- 
chen, daß Angebote der Jugendberatung auch ande- 


ren Gefährdungen entgegenwirken soll. Die Gefähr- 
dung durch Alkohol und Rauschdrogen kann aber 
besonders schwerwiegende gesundheitliche und 
psychosoziale Auswirkungen haben und macht 
möglichst frühzeitige und fachgerechte Hilfe für die 
jungen Menschen und ihre Eltern erforderlich, da- 
mit die Ausbildung von Sucht und Abhängigkeit 
vermieden wird. Die Beratung kann eine längerfri- 
stige Betreuung umfassen und mit anderen Hilfen 
verbunden sein. 

Der Ausschuß schlägt vor vorzuschreiben, daß die 
Beratung durch Fachkräfte und möglichst in Verbin- 
dung mit anderen Angeboten der Jugendarbeit ge- 
leistet werden soll. Angesichts der sich bei der Ju- 
gendberatung stellenden Probleme reiche eine Be- 
ratung durch ehrenamtliche Kräfte nicht aus. Vor al- 
lem im Hinblick auf die Probleme der Drogenbera- 
tung ward zugleich normiert, daß der Ratsuchende 
befugt ist, seine Identität geheimzuhalten. Ferner 
wird klargestellt, daß die Aufgaben der Arbeitsver- 
waltung (Berufsberatung) unberührt bleiben. 

Die Ausschußminderheit hält eine gesetzliche Aus- 
formung der Jugendberatung nicht für geboten und 
die Aufzählung der Jugendberatung als Aufgaben- 
bereich der Jugendarbeit für ausreichend. Die Aus- 
schußminderheit im Rechtsausschuß hält eine er- 
satzlose Streichung für geboten. 


Zu §25 

Die Vorschrift beschreibt Ziele und Aufgaben der 
internationalen Jugendarbeit. Gegenüber dem Re- 
gierungsentwurf wird hervorgehoben, daß interna- 
tionale Jugendarbeit in allen Aufgabenbereichen 
der Jugendarbeit stattfindet, daß sie als Lernfeld in- 
ternationaler Verständigung dient und daß sie ne- 
ben Kenntnissen vor allem auch Erfahrungen ande- 
rer Kulturen, Wirtschaftsordnungen und Lebensver- 
hältnisse vermitteln soll. 

Die Ausschußminderheit spricht sich gegen die Auf- 
nahme der Regelung in das Gesetz aus. 


Zu §26 

Die Vorschrift enthält die Grundlage für die Schaf- 
fung von Einrichtungen, Diensten und Veranstal- 
tungen der Jügendarbeit. Nach dem augenblickli- 
chen Stand sind insbesondere zu nennen Jugendbil- 
dungsstätten, Jugendgemeinschaftswerke, Jugend- 
wohnheime und -Wohngruppen, Jugendfreizeitstät- 
ten, Kinder- und Jugendspielplätze, Spielstraßen, 
Jugendherbergen und Jugenderholungseinrichtun- 
gen, Beratungsstellen und -dienste, Jugendgruppen- 
arbeit, Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen, 
Projektarbeit, Ferienlager, Fahrten, Seminare, Fach- 
tagungen, soziale Dienste, Werkstattkurse, jugend- 
eigene Veröffentlichungen und Arbeitsmaterialien, 
Aufführungen, Kinder-, Jugend- und Stadtteilfeste, 
Wettbewerbe, Austauschprogramme und interna- 
tionale Begegnungen. Absatz 2 enthält einen Lan- 
desrechtsvorbehalt. 

Die Ausschußminderheit spricht sich gegen die Auf- 
nahme der Regelung in das Gesetz aus. 
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Kapitel 4 

Förderang der Erziehung in der Familie 
Zu §27 

Die Vorschrift enthält die Leitform für die einzelnen 
Leistungen dieses Kapitels. 

Auf die besondere Bedeutung, die der Förderung 
der Erziehung in der Familie zukommt, ist im allge- 
meinen Teil bereits hingewiesen worden. Gegen- 
über dem geltenden Recht werden die Leistungen 
zur Förderung der Erziehung in der Familie erheb- 
lich erweitert. 

Die Ausschußmehrheit hält es für notwendig, die 
wesentlichen Leistungsinhalte zu beschreiben, um 
den erforderlichen Ausbau dieser Förderung und 
ihre bundeseinheitliche Durchführung zu gewähr- 
leisten. Die Minderheit im Ausschuß hält demge- 
genüber hinsichtlich der Familienerholung, Fami- 
lienfreizeit, Familienbildung und Familienberatung 
eine Aufzählung der Leistungen ohne weitere In- 
haltsbeschreibung für praktikabler und für den ge- 
wollten Ausbau ausreichend. 

Absatz 1 hebt den Zusammenhang zwischen der 
Ausübung des Elternrechts in der jeweiligen wirt- 
schaftlichen, sozialen und kulturellen Situation und 
den Förderungsleistungen hervor. Gleichzeitig ist 
diese Vorschrift Grundlage für Leistungen, die in 
den einzelnen Förderungstatbeständen nicht ent- 
halten sind. 

Absatz 2 stellt auf die Bedürfnisse und Interessen 
wie auf die Situation der Familie im Einzelfall ab. 
Damit wird insbesondere die auf die Familie bezo- 
gene Wertorientiertheit der Leistung betont, die 
Ausfluß des Schutzes der Familie und des Eltern- 
rechts ist und darüber hinaus die unterschiedliche 
Wertorientierung freier Träger der Jugendhilfe ab- 
sichert. Der Hinweis in Satz 2 auf eine enge Zusam- 
menarbeit der verschiedenen Einrichtungen, Veran- 
staltungen und sozialen Dienste bedeutet keine 
Voraussetzung für die Förderung freier Träger der 
Jugendhilfe, sondern will über § 108 hinaus die Zu- 
sammenarbeit der Träger der Jugendhilfe mit ande- 
ren Trägern, z. B. der Erwachsenenbildung, bewir- 
ken. 

Absatz 3 ist eine Orientierungshilfe und stellt klar, 
daß die einzelnen genannten Leistungen keine ab- 
schließende Aufzählung der Förderung der Erzie- 
hung in der Familie sind. 

Absatz 4 sichert ab, daß die genannten Förderungs- 
angebote auch als begleitende Elternarbeit zu den 
einzelnen, den Minderjährigen zu erbringenden Lei- 
stungen der Kapitel 5 bis 7 gemacht werden, wie es 
z. T. bereits Praxis ist (z. B. entsprechende Vorschrif- 
ten in den Kindergartengesetzen der Länder). Damit 
wird die Einheit der Familie auch bei der Durchfüh- 
rung der einzelnen Leistungen der Jugendhilfe ge- 
währleistet. 

Die Minderheit des Ausschusses hält die Regelung 
für zu umfassend und nicht mehr praktikabel. Die 
Verpflichtungen etwa zur Zusammenarbeit mit an- 


deren Trägem und zur begleitenden Elternarbeit in 
allen Fällen könnten insbesondere die freien Träger 
von der Übernahme solcher Aufgaben abhalten. Mit 
einem Leitsatz, der auf die Unterstützung der elterli- 
chen Erziehungsverantwortung abstelle, würde das 
Gewollte besser verwirklicht werden können. 


Zu § 28 

Die Vorschrift geht über § 5 Abs. 1 Nr. 5 JWG hin- 
aus, indem sie die Familienerholung als gemein- 
same Erholung und Freizeit von Eltern und Kindern 
hervorhebt. Die einzelnen Angebote werden in 
erster Linie sozialschwachen Familien zugute kom- 
men. Darüber hinaus enthält die Vorschrift die Auf- 
gabe, auch durch Einflußnahme auf die örtliche und 
regionale Entwicklung zu einer familiengerechten 
Gestaltung der Umwelt und einer Verbessemng ih- 
res Freizeitwerts beizutragen. 

Die Formulierung des Regierungsentwurfs ist 
sprachlich gestrafft worden. 

Zu §29 

Familienbildung im Rahmen der Jugendhilfe ist vor- 
rangig auf den erzieherischen Aspekt ausgerichtet 
Als vorbeugende Förderung ist sie der Jugendhilfe 
funktional zugeordnet. Die Entfaltung der erzieheri- 
schen Kräfte in der Familie, deren Förderung in den 
Nummern 1 bis 4 beschrieben wird, beugt in beson- 
derer Weise Erziehungsmängeln vor. Die Familien- 
bildung umfaßt über eine Wissensvermittlung hin- 
aus besonders die Stärkung der Fähigkeiten, Verhal- 
tensformen zu erkennen, Erfahrungen zu werten, 
praktische Anregungen zu erarbeiten und für den 
Alltag umsetzbar zu machen. Die vielfältigen For- 
men der Familienbildung sollen erreichen, daß die 
Angebote nicht nur die bildungsorientierten Schich- 
ten der Bevölkerung erreichen. 

Gegenüber der Regierungsvorlage ist zur Hervorhe- 
bung des wesentlichen Regelungsinhaltes die Ziel- 
formulierung „die Persönlichkeitsentfaltung der Fa- 
milienmitglieder (fördern) 11 gestrichen worden sowie 
zur Klarstellung in Nummer 4 das Wort „Wissen" 
durch das Wort „Fähigkeiten" ersetzt worden. 

Zu §30 

Absatz 1 beschreibt Zielsetzung und Aufgabenstel- 
lung der Familienberatung, die in engem Zusam- 
menhang einerseits mit Familienbildung, anderer- 
seits mit Erziehungsberatung steht. Die beispielhaft 
aufgezählten Fragen, auf die Familienberatung auf 
Wunsch der Betroffenen eingehen soll, betreffen 
z. T. unmittelbar, z. T. mittelbar spezifisch erzieheri- 
sche Sachverhalte. Die Praxis zeigt, daß viele 
Schwierigkeiten junger Menschen Ausdruck offen 
gebliebener Fragen in der Familie sind. Es wäre je- 
doch verfehlt, Beratung erst bei eingetretenen 
Schwierigkeiten der Erziehung und Entwicklung 
zur Verfügung zu stellen. Familienberatung soll 
schon im Vorfeld solcher Schwierigkeiten, die von 
Familien oft vorhersehbar und mit Angst besetzt 
sind, in Anspruch genommen werden können. 
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Familienberatung bezieht in jeweils am Einzelfall 
orientierter Weise die ganze Familie ein, wenn auch 
in der Regel einzelne Familienmitglieder das Bera- 
tungsanliegen vortragen werden. Sofern es sich da- 
bei um Minderjährige handelt, ist § 7 Abs. 1 (Erfor- 
dernis der Zustimmung des Personensorgeberech- 
tigten) zu beachten. 

Absatz 2 stellt die Familienbaratung institutionell 
in den Zusammenhang mit den Beratungs- und ent- 
sprechenden anderen Einrichtungen und enthält 
keine organisatorischen Vorgaben für die Träger. 

Zu § 31 

Die Vorschrift faßt die jetzt in §§ 51 und 52 JWG ge- 
troffenen Regelungen zugunsten alleinerziehender 
Elternteile und werdender Mütter zusammen, geht 
aber hinsichtlich der Beratung und Unterstützung 
bei der Inanspruchnahme sozialer und erzieheri- 
scher Leistungen über das geltende Recht hinaus? 
die Vorschriften sind entsprechend der leistungs- 
rechtlichen Systematik des Gesetzes als Anspruchs- 
regelungen gefaßt. In die Regelungen werden Eltern 
einbezogen, deren Lebenslage soziale, vor allem er- 
zieherische Schwierigkeiten bedingt, und die nicht 
in der Lage sind, diese Schwierigkeiten aus eigener 
Kraft zu überwinden (vor allem Familien in Notwoh- 
nungen und Familien, bei denen die Gefahr der Ob- 
dachlosigkeit droht). Diese Leistungen sind ggf. 
durch Jugendarbeit zum Ausgleich sozialer Benach- 
teiligungen (§ 23) zu ergänzen. Es geht darum, dieser 
Personengruppe wie alleinerziehenden Elternteilen 
und werdenden Müttern dabei zu helfen, einigerma- 
ßen befriedigende Lebens- und Wohnverhältnisse 
mit dem Ziel zu schaffen, daß ein familiäres Zusam- 
menleben möglich bleibt oder möglich wird und da- 
bei soziale Benachteiligungen der Familienmitglie- 
der möglichst vermieden, mindestens gemildert 
werden. 

Die Auschußminderheit spricht sich gegen die Ein- 
beziehung der in Absatz 1 Satz 2 genannten Perso- 
nengruppen und für die Fassung des Artikels 1 § 14 
Bundesratsentwurf aus. 


Absatz 1 

Beratung und Unterstützung beziehen sich auf die 
Ausübung der elterlichen Sorge und auf alle sozia- 
len Fragen, die mit der Erziehung in Zusammenhang 
stehen. Der Anspruch nach Satz 1 steht werdenden 
Müttern und alleinerziehenden Elternteilen, die die 
Sorge für die Person des Kindes allein ausüben oder 
in deren alleiniger Obhut sich das Kind befindet, zu. 
Satz 2 begründet entsprechende Ansprüche auch 
für Eltern in vollständigen Familien. 

Absatz 2 

Beratung und Unterstützung sind zu leisten bei der 
Inanspruchnahme von Leistungen nach diesem Ge- 
setz (z. B. Hilfe zur Erziehung in Tageseinrichtun- 
gen, wenn der alleinerziehende Elternteil berufstä- 
tig ist? Erziehungsberatung; Familienerholung), zur 
Inanspruchnahme sozialer Leistungen und Hilfen 


nach anderen Gesetzen (z. B. Hilfen zum Lebensun- 
terhalt nach dem BSHG, auch im Falle des § 18 
Abs. 3 Satz 2 BSHG; Wohngeld), ferner bei der Be- 
schaffung oder Erhaltung angemessenen Wohn- 
raums und eines angemessenen Arbeitsplatzes oder 
der Vorbereitung auf die berufliche Tätigkeit des El- 
ternteils; damit wird keine Zuständigkeit des Ju- 
gendamts für die Arbeits- oder Wohnungsvermitt- 
lung begründet; vielmehr geht es um persönliche 
Hilfe für behördenunerfahrene Personen, ggf. auch 
darum, zugleich Ansprechpartner für Vermieter und 
Arbeitgeber in Fällen zu sein, in denen die Vermitt- 
lung einer Wohnung oder eines Arbeitsplatzes ohne 
Hilfe eines solchen Ansprechpartners wenig aus- 
sichtsreich wäre. Satz 2 entspricht im wesentlichen 
§ 51 Abs. 1 und 2, erster Satzteil, JWG. 

Absatz 3 

Um die Erziehung von Kindern möglichst in der 
eigenen Familie zu gewährleisten, sind Beratung 
und Unterstützung unabhängig davon zu leisten, ob 
die Eltern das Personensorgerecht ausüben; sie sol- 
len auch bei Erziehung des Kindes außerhalb der 
eigenen Familie geleistet werden, wenn sie die Vor- 
aussetzungen dafür schaffen, daß das Kind künftig 
wieder in der eigenen Famile erzogen werden 
kann. 

Absätze 4 und 5 

Die Regelungen folgen inhaltlich wesentlich §52 
Abs. 2 und 3 JWG. Absatz 4 Satz 2 bringt zugleich 
zum Ausdruck, daß die Feststellung der Vaterschaft 
vom erklärten Willen und nicht vom nur stillschwei- 
genden Einverständnis der Mutter des nichteheli- 
chen Kindes abhängen soll. 

Absatz 6 

Die Unterstützungspflicht des Jugendamts schließt 
in dem abschließend bezeichneten Umfang auch die 
Vertretung vor Gericht ein; die Entscheidung dar- 
über liegt im Ermessen des Jugendamts. Der Postu- 
lationszwang bleibt unberührt. 


Zu § 32 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich im wesentlichen 
§ 51 a JWG. Davon abweichend sieht Absatz 1 vor, 
daß nicht mehr jede Unterbringung in einer geeig- 
neten Familie, sondern nur noch die Aufnahme in 
Familienpflege bei Verwandten als Alternative zur 
Adoption in Betracht kommen soll. 

Die Ausschußminderheit sieht die Einstellung einer 
entsprechenden Vorschrift im Zusammenhang mit 
§§71 ff. vor und spricht sich für die Fassung des Arti- 
kels 1 § 40 Abs. 2 und 3 Bundesratsentwurf aus. 


Zu §33 

Die Vorschrift führt die Unterstützung bei der Füh- 
rung des eigenen Haushalts und der Erziehung der 
Kinder als eigenen und neuen Leistungstatbestand 
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in das Jugendhilferecht ein. Sie betrifft vor allem 
Fälle, in denen der die Kinder betreuende Elternteil 
vorübergehend oder auch für längere Zeit ausfällt, 
so daß die für ihn eintretende Person weitgehend 
selbständig Haushaltsführung und Erziehung der 
Kinder übernehmen muß. Die Vorschrift umfaßt 
ferner die Fälle, in denen eine Mehrkinderfamilie 
mit den Erziehungsaufgaben überfordert wird. Es 
soll vermieden werden, daß wegen des anderenfalls 
sich ergebenden Betreuüngsdefizits Kinder außer- 
halb der eigenen Familie untergebracht werden 
müssen; damit wird zugleich gewährleistet, daß die 
Kinder in der gewohnten Umgebung bleiben kön- 
nen. Nach § 16 Abs, 2 gehen Verpflichtungen von 
Sozialleistungsträgern (z. B. nach §§ 185, 185 b RVO) 
Leistungen nach diesem Gesetz vor. 

Die Ausschußminderheit spricht sich für die Rege- 
lung des Artikels 1 § 15 Bundesratsentwurf aus. 

Absatz 1 

Die Vorschrift ist der Regelung des § 70 BSHG nach- 
gebildet, geht aber über diese Vorschrift insoweit 
hinaus, als sie einen Anspruch auf die Leistung ein- 
räumt, die erzieherische Leistung mehr in den Vor- 
dergrund stellt und auch längerfristige Leistungen 
zuläßt. Im Interesse einer klaren Abgrenzung zwi- 
schen Sozialhilfe und Jugendhilfe ist die Leistung an 
die Voraussetzung geknüpft, daß wenigstens ein 
Minderjähriger unter 14 Jahren in der Familie oder 
im Haushalt lebt; in allen anderen Fällen bleibt es 
bei den Leistungen der Sozialhilfe; jedoch kann nach 
Absatz 2 Satz 2 im Interesse der Kontinuität der Lei- 
stung eine vor Vollendung des 14. Lebensjahres des 
Minderjährigen begonnene Leistung bis zu dessen 
Volljährigkeit weitergeführt werden. .Die weitere 
Allspruchsvoraussetzung, daß kein Haushaltsange- 
höriger in der Lage ist, den Haushalt zu führen, wird 
in der Regel auch gegeben sein, wenn ein Haushalts- 
angehöriger zum Erwerb des Unterhalts der Familie 
einer Berufstätigkeit nachgeht, nicht allerdings, 
wenn dies beide Elternteile tun. Wann ein Minder- 
jähriger selbst zur Führung des Haushalts imstande 
ist, muß nach den Umständen des Einzelfalles ent- 
schieden werden. Die Vorschrift setzt voraus, daß 
die grundsätzliche Verantwortung der Eltern für 
Haushalt und Erziehung erhalten bleibt; wenn dies 
nicht der Fall ist, wird anstelle der Hilfen nach § 33 
Familienpflege auch dann in Betracht kommen, 
wenn die Pflegepersonen zu den Kindern in den frü- 
heren Haushalt der Eltern ziehen. 

Absatz 2 

Die Vorschrift knüpft an § 70 BSHG an, betont aber, 
die in § 70 BSHG nicht genügend berücksichtigten 
erzieherischen Komponenten. 

Absatz 3 

Die Bestimmung ist teilweise § 69 Abs. 2 BSHG 
nachgebildet. Sie betont zunächst den Vorrang pri- 
vater Hilfe, vor allem auch der Nachbarschaftshilfe. 
Die in Satz 1 genannten Personen haben nach Satz 2 
Anspruch auf eine dem jeweiligen Bedarf entspre- 
chende Beratung sowie auf Erstattung angemesse- 


ner Aufwendungen. Nach Satz 3 können darüber 
hinaus angemessene Beihilfen geleistet und ange- 
messene Kosten übernommen werden. 

Kapitel 5 

Erziehung in Kindertagesstätten und in Tages- 
pflege sowie im Rahmen der Gesundheitshilfe 

Zu §34 

Die Vorschrift faßt Grundsätze zusammen, die für 
alle Hilfen zur Erziehung in Kindertagesstätten 
(Kinderkrippen, Kindergärten, Horte und gemischte 
Einrichtungen) gelten. Liegen die Voraussetzungen 
für eine offene pädagogische und therapeutische 
Hilfe bei Gefährdung oder Störung der Entwicklung 
eines Minderjährigen vor, so ist zugleich § 41 zu be- 
achten und die Hilfe gegebenenfalls in einer thera- 
peutischen Tageseinrichtung zu leisten. 

Die Ausschußminderheit erhebt Bedenken, ob die 
Vorschrift durch die Bundeskompetenz nach Arti- 
kel 74 Nr. 7 GG gedeckt sei und verzichtet deshalb 
auf die Vorschrift. 

Absatz 1 

Die besondere Bedeutung der Erziehung in Kinder- 
tagesstätten wie die Praxisentwicklung, wie sie in 
den meisten Landesgesetzen bereits Ausdruck ge- 
funden hat, verlangen den Einsatz von Fachkräften 
in Kindertagesstätten. Dieser Einsatz soll zugleich 
ermöglichen, daß Entwicklungsrückstände und Be- 
hinderungen frühzeitig erkannt und angegangen 
werden können. 

Absatz 2 

Die Vorschrift beschreibt die Ziele der Hilfe zur Er- 
ziehung in Kindertagesstätten und betont im beson- 
deren die Entwicklung der sozialen Fähigkeiten des 
Kindes sowie hinsichtlich der geistigen Entwick- 
lung die Förderung der allgemeinen Lernfähigkeit, 
der Sprach- und Bewegungsfähigkeit und der schöp- 
ferischen Kräfte. Sie hebt hervor, daß die Erziehung 
in Kindertagesstätten anders als die schulische Ent- 
wicklung hierzu vor allem die Mittel des Spiels 
nutzen soll. Besonders betont wird die Mithilfe bei 
der Früherkennung von Entwicklungsrückständen 
und Behinderungen. 

Absatz 3 

Die Vorschrift verpflichtet in besonderem Maße zur 
Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten, 
die zugleich eine besonders wirksame Form der Fa- 
milienbildung darstellt. 

Absatz 4 

Da Absätze 1 bis 3 nur wenige Grundsätze enthalten, 
bleibt die nähere Regelung dem Landesrecht über- 
lassen. 

Zu §35 

Der Ausschuß geht davon aus, daß besonders die 
frühkindliche Erziehung grundsätzlich in der 
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eigenen Familie geleistet wird Im Interesse einer 
befriedigenden Entwicklung des Kleinkindes muß 
jedoch für die Fälle Vorsorge getragen werden, in 
denen dies nicht möglich ist über die hier getroffe- 
nen Regelungen besteht im Ausschuß inhaltlich 
Übereinstimmung; die Ausschußminderheit zieht 
jedoch die kürzere Fassung des Artikels 1 § 16 des 
Bundesratsentwurfs vor. 

Hilfe zur frühkindlichen Erziehung wird in der Re- 
gel nach pflichtgemäßem Ermessen des öffentlichen 
Trägers der Jugendhilfe — das heißt unter Würdi- 
gung der Erkenntnisse der frühkindlichen Sozialisa- 
tionsforschung — angeboten. Der Ausschuß hielt je- 
doch eine entsprechende „Kann-Vorschrift" für nicht 
erforderlich. Satz 1 statuiert — insoweit in Überein- 
stimmung mit Artikel 1 § 35 Abs. 1 Satz 2 des Ent- 
wurfs der Bundesregierung und Artikel 1 § 16 Abs. 1 
Satz 2 des Bundesratsentwurfs einen Anspruch des 
Kindes auf Hilfe zur Erziehung. Die Anspruchsvor- 
aussetzungen „wenn dies für eine seinem Wohl ent- 
sprechende Erziehung erforderlich ist" sind inhalt- 
lich dem Bundesratsentwurf entnommen, weil der 
Ausschuß diese positiv gefaßte Formulierung der 
negativen Fassung des Regierungsentwurfs „wenn 
die eigene Familie ohne die Hilfe nicht in der Lage 
ist, eine dem Wohl des Minderjährigen entspre- 
chende Erziehung zu gewährleisten" vorzieht Die 
Anspruchsfassung soll vor allem erreichen, daß die 
Zahl der Fälle, in denen heute eine volle Unterbrin- 
gung außerhalb der eigenen Familie notwendig 
wird, verringert wird, weil nämlich in einem Teil die- 
ser Fälle künftig eine Unterbringung in einer Kin- 
dertagesstätte ausreicht. Die Regelung leistet damit 
nicht nur, aber wesentlich auch einen Beitrag dazu, 
daß das Zusammenleben unvollständiger Familien 
möglich bleibt oder wieder möglich wird. 

Satz 3 schreibt vor, daß der besonderen Bedürfnissi- 
tuation des Kleinkindes Rechnung getragen werden 
soll, vor allem, damit ein möglichst gleichbleibendes 
Erziehungsmilieu gewährleistet ist. 

Absatz 2 enthält einen Landesrechtsvorbehalt. 


Zu § 36 

Die Vorschrift normiert einen Anspruch auf Kinder- 
gartenerziehung für jedes Kind vom vollendeten 
dritten Lebensjahr an bis zum Schuleintritt. Die Fas- 
sung „Kindergartenerziehung“ stellt auf die sozialpä- 
dagogische Betreuung im Vorschulalter ab, nicht da- 
gegen auf die Einrichtung „Kindergarten“; die Hilfe 
zur Erziehung kann auch in anderen Tageseinrich- 
tungen als in Kindergärten (z. B. im Verbund mit 
Kinderkrippen und Horten) oder in anderen Formen 
(z. B. Eltern-Kind-Gruppen) oder in Einrichtungen 
für Kinder mit entwicklungsbedingten oder sozialen 
Schwierigkeiten (z. B. heilpädagogischen Kindergär- 
ten) geleistet werden. Die Einrichtungen sind nicht 
nur als Halbtagseinrichtungen zu verstehen, son- 
dern sollen vielmehr so gestaltet sein, daß sie Kin- 
der bei Bedarf auch ganztägig aufnehmen können. 

Nähere Regelungen bleiben dem Landesrecht über- 
lassen. 

Die Ausschußminderheit ist der Auffassung, daß 
sich die bundesrechtliche Regelung darauf be- 


schränken sollte zu verhindern, daß wirtschaftliche 
Gründe dem Besuch des Kindergartens entgegen- 
stehen. Sie spricht sich für die Fassung des Arti- 
kels 1 § 16 Abs. 2 Bundesratsentwurf aus. 


Zu § 37 

Absatz 1 Satz 1 statuiert für schulpflichtige Minder- 
jährige einen Anspruch auf Hilfe zur Erziehung un- 
ter den gleichen Voraussetzungen wie § 35 auf Hilfe 
zur frühkindlichen Erziehung. Hinsichtlich der 
Gründe für diese Regelung sowie der Auffassung 
der Ausschußminderheit wird auf den Bericht zu 
§ 35 verwiesen. 

Absatz 1 Satz 2 sieht vor, daß für Minderjährige im 
Alter von zehn Jahren an besondere, ihrem Alter 
entsprechende Angebote, die mit Angeboten der Ju- 
gendarbeit verbunden sein sollen, gemacht werden. 
Für diese Altersgruppe sind bisher kaum angemes- 
sene Angebote vorhanden. 

Absatz 2 enthält den Landesrechtsvorbehalt 


Zu §38 

Die Vorschrift führt die Tagespflege als neue und 
selbständige Hilfe zur Erziehung in das Jugendhilfe- 
recht ein. Die Einordnung in dieses Kapitel macht 
zugleich deutlich, daß es sich nicht um eine Hilfe zur 
Erziehung außerhalb der eigenen Familie handelt. 
Den Tagespflegeeltern stehen insbesondere die An- 
sprüche auf regelmäßige und dem erzieherischen 
Bedarf entsprechende Beratung und Unterstützung 
(§51 Abs. 1) und auf ein angemessenes Familienpfle- 
gegeld (§ 52) zu. Nach der vom Ausschuß gewählten 
Fassung bedarf die Tagespflege nicht mehr der Er- 
laubnis des Jugendamts, soweit nicht Landesrecht 
abweichende Bestimmungen trifft (§ 50 Abs. 1). 

Gegenüber dem Regierungsentwurf hat der Aus- 
schuß an dieser Stelle auch die Hilfe in einer Eltern- 
Kind-Gruppe eingefügt, um deutlich zu machen, daß 
die für Kindertagesstätten geltende Fachkraftrege- 
lung hier nicht gelten soll. 

Satz 2 weist die Wochenpflege (mit Übernachtungen 
während der Werktage) der Tagespflege zu, da das 
Kind auch bei Wochenpflege teilweise in der 
eigenen Familie leben kann. 

Die Ausschußminderheit spricht sich für Artikel 1 
§17 des Bundesratsentwurfs aus. 


Zu §39 

Satz 1 enthält die Verpflichtung des Jugendamts, die 
Bemühungen vor allem der Stellen des Gesund- 
heitswesens zur erzieherischen Betreuung von Min- 
derjährigen im Rahmen der Gesundheitshilfe, vor al- 
lem bei stationärer Unterbringung von Kleinkin- 
dern, zu unterstützen. Satz 2 entspricht im wesentli- 
chen § 5 Abs. 1 Nr. 4 JWG. 

Die Ausschußminderheit hält die Vorschrift für ent- 
behrlich. 
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Kapitel 6 

Erziehungsberatung und offene pädagogische und 
therapeutische Hilfen 

Zu § 40 

Der federführende Ausschuß schlägt die aus den 
Empfehlungen ersichtliche Fassung des § 40 vor, wo- 
bei er in der inhaltlichen Beschreibung der Erzie- 
hungsberatung dem Regierungsentwurf folgt, die 
Anspruchsvoraussetzungen jedoch erweitert. Die 
Ausschußminderheit zieht die Fassung des Arti- 
kels 1 § 18 des Bundesratsentwurfs vor. 

Absatz 1 

Gegenüber dem Regierungsentwurf wird ein An- 
spruch auf Erziehungsberatung für junge Menschen 
und Erziehungsberechtigte schlechthin eingeräumt, 
soweit dies zur Lösung von Problemen geeignet und 
erforderlich ist. Die Unterscheidung zwischen An- 
spruchsleistungen und anderen Leistungsverpflich- 
tungen wird aufgegeben. Zum einen soll Beratung, 
wenn Probleme und Beratungsbedarf entstanden 
sind, in einem möglichst frühen Stadium einsetzen-, 
vor allem soll nicht abgewartet werden, bis die Ent- 
wicklung des Minderjährigen gefährdet oder gestört 
ist Zum anderen wird sich oft erst nach einem 
ersten Beratungsgespräch feststellen lassen, ob eine 
solche Gefährdung oder Störung der Entwicklung 
vorliegt. Daher ist dem Wunsch nach Erziehungsbe- 
ratung grundsätzlich kurzfristig zu entsprechen, 
wenn nicht Umstände bekannt werden, nach denen 
anzunehmen ist, daß ein Aufschub vertreten werden 
kann. Diese Auffassung lag bereits dem Regierungs- 
entwurf und dem Entwurf des Bundesrates zugrun- 
de. Der in der Kostenschätzung zum Regierungsent- 
wurf zugrunde gelegte Ausbau der Erziehungsbera- 
tung reicht aus, um diesen Beratungsbedarf zu be- 
friedigen, so daß Mehrkosten durch die vom Aus- 
schuß gefundene Fassung nicht entstehen werden. 
Ein Ausufern der Beratung, die in der Praxis ohne- 
hin kaum zu befürchten ist, wird dadurch verhindert, 
daß der Anspruch auf Erziehungsberatung nur be- 
steht, wenn und soweit dies zur Lösung von Pro- 
blemen geeignet und erforderlich ist 

Die therapeutische Betreuung wird mit der Bera- 
tung zusammen genannt, um deutlich zu machen, 
daß Beratung und Therapie nicht in jedem Fall ge- 
trennt werden können. Eine gründliche Erziehungs- 
beratung wird oft einen feststellbaren therapeuti- 
schen. Erfolg haben. Grundlage für eine eingehende 
Therapie ist allerdings nicht § 40, sondern § 41 (Of- 
fene pädagogische und therapeutische Hilfe); diese 
Norm stellt zugleich klar, daß Erziehungsberatungs- 
stellen auch eingehende Therapie vornehmen kön- 
nen und sollen. 

Das Freiwilligkeitsprinzip bei der Erziehungsbera- 
tung ergibt sich aus § 7 Abs. 1. Zugleich ergibt sich 
aus § 8 Abs. 1 Satz 1, daß auch das Vormundschafts- 
gericht nur Hilfe zur Erziehung außerhalb der 
eigenen Familie anordnen kann, daß also die Anord- 
nung von Erziehungsberatung und auch der in §§ 41 
bis 43 genannten Hilfen nicht in Frage kommt Nach 
Satz 3 kann Erziehungsberatung für einen Minder- 
jährigen von dessen Bereitschaft zur Mitarbeit so- 


wie von der Teilnahme des Erziehungsberechtigten 
abhängig gemacht werden, weil ohne eine solche 
Mitwirkung eine wirksame Hilfeleistung vielfach 
nicht erreicht werden kann. 

Absatz 2 

Die Vorschrift stellt klar, daß die Träger der Jugend- 
hilfe in der Organisation und Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben frei sind, also sowohl ein umfassendes An- 
gebot für Jugend-, Familien- und Erziehungsbera- 
tung als auch spezialisierte Angebote machen kön- 
nen. Ferner sind andere pädagogische und thera- 
peutische Einrichtungen und Dienste einbegriffen, 
die zur Gewährleistung und Vervollständigung des 
Hilfeangebots erforderlich sind, z. B. kinder- und ju- 
gendpsychiatrische Einrichtungen. 

Zu § 41 

Die Vorschrift ist als eigener Leistungstatbestand 
der Hilfe zur Erziehung ausgestaltet worden und zu- 
gleich die Grundnorm für offene pädagogische und 
therapeutische Hilfe, der gegenüber sich die Hilfen 
zur Erziehung nach §§ 42 und 43 als spezielle Hilfe- 
tatbestände erweisen. Wie im Regierungsentwurf, 
aber anders als im Bundesratsentwurf wird für ent- 
behrlich gehalten, ausdrücklich zur Voraussetzung 
zu machen, daß Erziehungsberatung nicht ausreicht; 
einerseits ergibt sich dies aus § 1 1 Abs. 1 sowie aus 
der Fassung der Tatbestände des § 40 Abs. 1 und des 
§ 41 Abs. 1 ohnehin; eine ausdrückliche Normierung 
eines solchen Grundsatzes nur an dieser Stelle 
würde gerade Unsicherheiten bei der Auslegung an- 
derer Vorschriften, bei denen ein solcher Grundsatz 
nicht normiert ist, bewirken können; außerdem ist 
die Hilfe nach § 41 nicht nur als Annex der Erzie- 
hungsberatung zu betrachten; sie kann nach den 
Umständen des Einzelfalles als ergänzende Hilfe 
mit allen fachspezifischen Beratungen verbunden 
werden. 

Das Gesetz verwendet die Formulierung „pädagogi- 
sche und therapeutische Hilfe" als Oberbegriff. Es 
stellt damit klar, daß alle fachlich geeigneten päd- 
agogischen und therapeutischen Verfahren und Me- 
thoden einbezogen sind, die zur Abwendung der Ge- 
fährdung oder zur Beseitigung der Störung geeignet 
sind. Die Hilfen können insbesondere sozialpädago- 
gisch, heilpädagogisch, psychologisch oder psychia- 
trisch geprägt sein. Vielfach werden Fachkräfte ver- 
schiedener Fachrichtungen Zusammenarbeiten 
müssen. Die Hilfen werden häufig mit anderen Lei- 
stungen verbunden sein. Dem Zweck dieses Geset- 
zes entspricht es jedoch, ambulante, offene oder teil- 
stationäre Hilfen verstärkt in den Mittelpunkt des 
Hilfeangebots zu stellen. Für den Anwendungsbe- 
reich der Norm ist zu berücksichtigen, daß Leistun- 
gen von Sozialleistungsträgern grundsätzlich Lei- 
stungen nach diesem Gesetz Vorgehen (§ 16 Abs. 2 
Satz 1). 

Absatz 1 

Dem Minderjährigen, dessen Entwicklung gefährdet 
oder gestört ist, wird ein Anspruch auf offene päd- 
agogische und therapeutische Hilfe eingeräumt, 
wenn eine solche Hilfe geeignet ist die Gefährdung 


33 


Drucksache 8/4080 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


abzuwenden oder die Störung zu beseitigen. Die 
„Soll-Fassung" des Regierungsentwurfs reicht für 
solche Fälle nicht aus. Nach Überzeugung der Aus- 
schußmehrheit muß die Verpflichtung des öffentli- 
chen Trägers der Jugendhilfe zur Leistung offener 
und teilstationärer pädagogischer und therapeuti- 
scher Hilfe zur Erziehung gleiche Verbindlichkeit 
haben wie seine Verpflichtung zur Leistung von 
Hilfe außerhalb der eigenen Familie. Dies leitet die 
Ausschußmehrheit unmittelbar aus den Wertent- 
scheidungen des Artikels 6 GG mit dem grundsätz- 
lichen Vorrang der Erziehung in der eigenen Fami- 
lie vor Formen der Erziehung außerhalb der eigenen 
Familie her. 

Zugleich wird darauf verzichtet, als Voraussetzung 
für die Leistung der Hilfe nach § 41 ausdrücklich zu 
normieren, daß die Erziehung des Minderjährigen 
außerhalb der eigenen Familie nicht erforderlich 
sei; zum einen ergebe sich dies bereits aus dem Kri- 
terium der Eignung der offenen pädagogischen und 
therapeutischen Hilfe zur Abwendung der Gefähr- 
dung oder zur Beseitigung der Störung der Entwick- 
lung; zum anderen solle das Kriterium der Erforder- 
lichkeit entsprechend der allgemeinen Systematik 
des Gesetzes verwandt werden, um die Erforderlich- 
keit einer Hilfe zur Erziehung außerhalb der 
eigenen Familie im Ausnahmefall zu begründen, 
nicht aber dazu, die Hilfe zur Erziehung außerhalb 
der eigenen Familie gewissermaßen als Regelfall zu 
unterstellen und die Leistung von familienunter- 
stützenden und familienergänzenden Hilfen zur Er- 
ziehung nur in Erwägung zu ziehen, wenn nicht Hil- 
fen zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie in 
Betracht kämen. 

Demgegenüber ist die Ausschußminderheit der 
Auffassung, daß auf offene pädagogische Hilfe kein 
Rechtsanspruch eingeräumt werden sollte und die 
Leistung dieser Hilfe in das Ermessen des öffentli- 
chen Trägers der Jugendhilfe gestellt werden sollte. 
Ferner solle therapeutische Hilfe nicht gleichwertig 
neben der pädagogischen Hilfe genannt werden, 
sondern deutlich gemacht werden, daß therpeuti- 
sche Hilfe nur im Einzelfall gewährt werden könne. 
Ebenso solle deutlich gemacht werden, daß offene 
Hilfe zur Erziehung nur in Frage komme, wenn die 
Erziehung des Minderjährigen außerhalb der 
eigenen Familie nicht erforderlich sei, um dem Ein- 
druck entgegenzuwirken, daß Hilfen zur Erziehung 
außerhalb der eigenen Familie — insbesondere 
Heimerziehung — in breitem Umfang durch offene 
Hilfen zur Erziehung ersetzt werden könnten. 

Die Leistung der Hilfe kann von der Mitarbeitsbe- 
reitschaft des Minderjährigen und des Erziehungs- 
berechtigten abhängig gemacht werden. 

Absatz 2 

Für die Regelung gelten die gleichen Erwägungen 
wie zu § 40 Abs. 2. 

Zu § 42 

Das Gesetz sieht die Teilnahme an einem Ubungs- 
und Erfahrungskurs als einen besonderen Lei- 
stungstatbestand innerhalb der offenen pädagogi- 
schen und therapeutischen Hilfen vor. Maßgebend 


dabei war, daß im Angebot intensiver offener und 
ggf. teilstationärer Hilfen zur Erziehung ebenso wie 
im Angebot stationärer Hilfen zur Erziehung (vor al- 
lem: Heimerziehung) eine Hilfe vorzusehen ist, die 
ihre Wirkung vor allem als Grupenerziehung (Hilfe 
durch intensive erzieherische Gruppenarbeit auf 
der Grundlage eines pädagogischen und ggf. thera- 
peutischen Konzepts) entfaltet. Soziale Gruppenar- 
beit wird im Rahmen der Heimerziehung seit lan- 
gem eingesetzt. 

Sowohl der vom Bundesministerium für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit durchgeführte dreijährige 
Modellversuch mit Erziehungskursen als auch ver- 
schiedene andere regionale und örtliche Modelle 
haben nachgewiesen, daß eine solche Erziehung 
auch in offener bzw. teilstationärer Form wirksam 
geleistet werden kann und, wo sie geeignet ist, auch 
in dieser Form geleistet werden sollte, um eine Her- 
auslösung der Minderjährigen aus der eigenen Fa- 
milie zu vermeiden. Eine solche Gruppenerziehung 
soll nach Auffassung des Ausschusses im Hilfeange- 
bot der offenen pädagogischen und therapeutischen 
Hilfen gleichgewichtig neben die Einzelbetreuung, 
wie sie vor allem als Erziehungsbeistandschaft ge- 
leistet wird, treten. Der Leistungstatbestand wird 
vor allem für die Altersgruppe der 12- bis 16jährigen 
Bedeutung haben. 

Die Leistung dieser Hilfe hängt — wie die Leistung 
aller offenen pädagogischen und therapeutischen 
Hilfen — davon ab, daß die Entwicklung des Min- 
derjährigen gefährdet öder gestört ist, wird also nur 
angeboten, wenn ein erheblicher Problemdruck be- 
steht. Voraussetzung ist ferner, daß die Teilnahme 
an dem Kurs geeignet ist, die Gefährdung abzuwen- 
den oder die Störung zu beseitigen. Im Gegensatz 
zum Regierungsentwurf wird nicht zugleich ver- 
langt, daß sie auch „ausreichend" sein muß, da der 
Einsatz der Hilfe auch dann sinnvoll ist, wenn die 
Hilfe nur zusammen mit anderen Leistungen ausrei- 
chende Wirksamkeit verspricht. Die Teilnahme an 
den Kursen ist nur mit vorheriger Zustimmung des 
Personensorgeberechtigten zulässig (§ 7 Abs. 1 
Satz 2 in Verbindung mit § 8 Abs. 1 Satz 2). Eine in- 
tensive Elternmitarbeit ist für den Erfolg der Kurse 
wichtig, es wird jedoch für entbehrlich gehalten, 
eine solche Mitarbeitsbereitschaft der Eltern zur ge- 
setzlichen Voraussetzung für die Leistung der Hilfe 
(neben dem Erfordernis der vorherigen Zustim- 
mung) zu machen. Da ohne die Bereitschaft auch des 
Minderjährigen zur Mitarbeit der Erziehungszweck 
nicht erreicht werden kann und überdies auch hin- 
sichtlich der übrigen Kursteilnehmer gefährdet wer- 
den könnte, setzt Satz 2 voraus, daß die Bereitschaft 
des Minderjährigen zur Mitarbeit besteht oder daß 
bestimmte Tatsachen die Annahme begründen, daß 
die Bereitschaft zur Mitarbeit geweckt werden 
kann. 

Im Interesse der Wirksamkeit der Kurserziehung 
soll darauf hingewirkt werden, daß Betreuer- und 
Teilnehmerwechsel vermieden werden-, im Hinblick 
auf den Grundsatz der Freiwilligkeit kann jedoch 
die Fortsetzung der Teilnahme an einem Kurs nicht 
erzwungen werden. Da die Kurse eine intensive 
Hilfe zur Erziehung für in der Entwicklung gefähr- 
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dete oder gestörte Minderjährige sind, schreibt Ab- 
satz 3 die Durchführung durch Fachkräfte vor. 

Die Ausschußminderheit hält eine gesetzliche Re- 
gelung der Übungs- und Erfahrungskurse nicht für 
zweckmäßig. 

Zu §43 

Die Vorschrift begründet einen Anspruch auf Be- 
stellung eines Erziehungsbeistands, wenn die Ent- 
wicklung des Minderjährigen gefährdet oder gestört 
ist und die Tätigkeit des Erziehungsbeistands zur 
Abwendung der Gefahr oder zur Beseitigung der 
Störung geeignet ist. Für Absatz 1 Satz 2 gilt das be- 
reits zu § 42 Abs. 1 Satz 2 Gesagte. 

Der Anspruch richtet sich gegen den öffentlichen 
Träger der Jugendhilfe. Das Jugendamt kann als Er- 
ziehungsbeistand auch einen Mitarbeiter eines 
freien Trägers der Jugendhilfe bestellen. Da es sich 
um eine intensive erzieherische Hilfe für in der Ent- 
wicklung gefährdete oder gestörte Minderjährige 
handelt, ist eine Fachkraft zu bestellen, die in der 
Regel überwiegend Aufgaben der Erziehungsbei- 
standschaft wahrnimmt; dies läßt zu, daß bei kleine- 
ren Stellen oder Ämtern, die nur mit wenigen Fach- 
kräften besetzt sind, diese Fachkräfte nicht aus- 
schließlich Aufgaben der Erziehungsbeistandschaft 
wahrnehmen. Abweichend vom Regierungsentwurf 
wird zugelassen, daß auch ein ehrenamtlicher Mit- 
arbeiter bestellt werden kann, wenn er für die Auf- 
gabe im Einzelfall geeignet ist, damit auch das Po- 
tential an geeigneten ehrenamtlichem Mitarbeitern 
genutzt werden kann; eine solche Eignung muß je- 
doch im Einzelfall geprüft, der ehrenamtliche Mitar- 
beiter muß auf eine solche Aufgabe vorbereitet und 
bei ihrer Durchführung angemessen beraten wer- 
den. 

Hinsichtlich der Regelungen in Absatz 3 und 4 wird 
dem Regierungsentwurf gefolgt. Dabei wird die ein- 
gehende sozialpädagogische Hilfe gegenüber dem 
Minderjährigen vor die Unterstützung der Eltern 
und Erziehungsberechtigten gestellt, da der Erzie- 
hungsbeistand dem Minderjährigen und nicht den 
Eltern bestellt wird. Das Recht zum Umgang mit 
dem Minderjährigen besteht nicht auch gegenüber 
den Personensorgeberechtigten, weil dies den 
Grundsatz der Freiwilligkeit der Hilfe in Frage stel- 
len würde. Die Regelung des Absatzes 5 des Regie- 
rungsentwurfs wird für entbehrlich gehalten. 

Die Ausschußminderheit spricht sich für die Fas- 
sung des Artikels 1 § 20 des Bundesratsentwurfs 
aus. 

Kapitel 7 

Erziehung außerhalb der eigenen Familie 

Zu § 44 

Der Ausschuß schlägt vor, alle Regelungen über die 
Hilfe zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie 
(ausgenommen die geschlossene Unterbringung) un- 
ter wesentlicher Straffung des Regierungsentwurfs 
an dieser Stelle zusammenzufassen. Die Ausschuß- 
minderheit spricht sich demgegenüber für die Rege- 


lungen des Artikels 1 §§ 21 bis 24 des Bundesratsent- 
wurfs in der Fassung ihres Änderungsantrags zu 
§ 23 aus. 

Absatz 1 

Satz 1 beschreibt die Formen der Hilfe zur Erzie- 
hung außerhalb der eigenen Familie. Satz 2 begrün- 
det einen Anspruch auf Hilfe zur Erziehung außer- 
halb der eigenen Familie, wenn diese nicht in der 
Lage ist, eine dem Wohl des Minderjährigen ent- 
sprechende Erziehung zu gewährleisten und wenn 
diese Hilfe geeignet und erforderlich ist; der An- 
spruch ist damit nicht auf eine einzelne Form der 
Hilfe gerichtet. Als Leistungsformen werden die Fa- 
milienpflege über Tag und Nacht, die Erziehung in 
einem Heim oder in einer anderen Einrichtung, 
ferner für Jugendliche die Erziehung in einer sozial- 
pädagogischen Jugendwohngemeinschaft oder Ein- 
zelbetreuung genannt. Alle diese Hilfeformen sind 
in der Praxis erprobt; deshalb sind alle diese Hilfe- 
formen in die Regelung miteinzube ziehen. Im Ein- 
zelfall kommen ohnedies nur die Hilfeformen in 
Frage, die dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall 
entsprechend geeignet sind. Satz 3 statuiert als Soll- 
vorschrift einen Vorrang familiärer oder familien- 
ähnlicher Erziehungs- und Wohnformen, nämlich 
für die Hilfe in Familienpflege, in einer Einrichtung 
mit familienähnlicher Erziehung und Wohnform 
(z. B. in Kinderdörfern oder Kinderhäusern), einer 
sozialpädagogischen Jugendwohngemeinschaft 
oder Einzelbetreuung, wenn diese Hilfe im Einzel- 
fall geeignet ist. 

Absatz 2 

Absatz 2 stellt klar, daß Hilfe zur Erziehung außer- 
halb der eigenen Familie auch die Sorge für Schul- 
bildung, Berufsbildung, Weiterbildung und Berufstä- 
tigkeit umfaßt, ferner den notwendigen Lebensun- 
terhalt und die Krankenhilfe. 

Absatz 3 

Satz 1 verdeutlicht, daß grundsätzlich darauf hinzu- 
wirken ist, die Erziehung in der eigenen Familie 
wieder zu ermöglichen; die Vorschrift ist verbind- 
lich gefaßt und nur für den Fall eingeschränkt wor- 
den, daß das Wohl des Minderjährigen einer Rück- 
kehr in die eigene Familie entgegensteht. Satz 2 
stellt klar, daß zur Förderung der sozialen Beziehun- 
gen — vorrangig, aber nicht nur zu der eigenen Fa- 
milie — persönliche Hilfen und Geldleistungen er- 
bracht werden können. 

Der Ausschuß hat auf eine Vorschrift des Inhalts 
verzichtet, daß Geschwister gemeinsam unterge- 
bracht werden sollten, wenn ihnen Hilfe zur Erzie- 
hung außerhalb der eigenen Familie geleistet wird; 
er geht davon aus, daß aus sozialpädagogischen 
Gründen in der Regel so verfahren wird, daß es aber 
auch Fälle gibt, in denen die Trennung der Geschwi- 
ster pädagogisch erforderlich oder unvermeidlich 
sei. 

Absatz 4 

Satz 1 garantiert die Unverletzlichkeit des Brief- 
und Postgeheimnisses im Grundsatz auch für Min- 
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derjährige gegenüber dem Jugendamt und läßt eine 
Einschränkung nur durch eine Entscheidung des 
Vormundschaftsgerichts und nur bei erheblicher 
Gefährdung des Wohls des Minderjährigen zu. 
Satz 3 stellt klar, daß der Schriftwechsel mit einem 
personensorgeberechtigten Elternteil nicht einge- 
schränkt werden darf. 

Absatz 5 

Die Vorschrift räumt Minderjährigen, denen Hilfe 
zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie gelei- 
stet wird, das Recht ein, sich in persönlichen Ange- 
legenheiten an das unterbringende Jugendamt oder 
an das zuständige Landesjugendamt zu wenden. Das 
Jugendamt und der Leiter einer Einrichtung, die die 
Hilfe leistet, oder sein Beauftragter haben den Min- 
derjährigen über dieses Recht zu unterrichten. 

Zu § 45 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen in die * neugestaltete Vorschrift über 
Hilfe zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie 
eingefügt worden sind. 

Zu § 46 

Die Frage, ob geschlossene Unterbringung (mit Frei- 
heitsentziehung verbundene Heimerziehung) in Zu- 
kunft noch zulässig sein soll, wird kontrovers disku- 
tiert Auf die Möglichkeit, in Einzelfällen eine ge- 
schlossene Unterbringung vorzusehen, kann zur 
Zeit noch nicht verzichtet werden. Sie ist allerdings 
schon heute auf seltene Ausnahmefälle zu beschrän- 
ken. Die Vorschrift stellt deshalb keine Grundlage 
für die Schaffung neuer Einrichtungen für die ge- 
schlossene Unterbringung dar. Der Ausschuß hat er- 
wogen, Einrichtungen für die geschlossene Unter- 
bringung nur für eine Ubergangzeit von zehn Jahren 
weiter zuzulassen und im übrigen eine Unterbrin- 
gung von Minderjährigen, die mit Freiheitsentzie- 
hung verbunden ist, zur Durchführung von Hilfe zur 
Erziehung nach diesem Gesetz zu verbieten. Er hat 
nach eingehenden Überlegungen davon abgesehen, 
weil die Entwicklung noch nicht weit genug fortge- 
schritten sei. Er schlägt dem Deutschen Bundestag 
zugleich eine Entschließung vor, mit der die Bundes- 
regierung aufgefordert wird, alsbald Alternativen 
zur geschlossenen Unterbringung in der Jugend- 
hilfe mit dem Ziel zu entwickeln, die geschlossene 
Unterbringung in der Jugendhilfe ganz entbehrlich 
zu machen. 

Die Ausschußminderheit spricht sich für die Fas- 
sung ihres Änderungsvorschlags (Einführung eines 
Absatzes 2 in Artikel 1 § 23 des Bundesratsentwurfs) 
aus. 

Absatz 1 

Absatz 1 schafft eine rechtsstaatlich ausreichende 
und praktikable Grundlage für eine mit Freiheits- 
entziehung verbundene Erziehung in einem Heim 
oder einer entsprechenden Einrichtung. In Überein- 
stimmung mit § 1631 b BGB in der Fassung des Ge- 
setzes zur Neuregelung des Rechts der elterlichen 
Sorge ist die Genehmigung des Vormundschaftsge- 
richts erforderlich. Wie dort sind nur geschlossene 


Heime und Anstalten und geschlossene Abteilun- 
gen von Heimen und Anstalten gemeint; von der 
Vorschrift nicht betroffen ist eine Unterbringung 
mit bloßer Freiheitsbeschränkung, wie sie sich z. B. 
durch begrenzte Ausgangszeiten und Hausarbeits- 
stunden ergibt. Für seinen Geltungsbereich geht 
§ 46 der Vorschrift des § 1631 b BGB vor. 

Die Maßnahme ist nur zulässig, wenn das Wohl des 
Minderjährigen erheblich gefährdet ist und wenn 
die Unterbringung zum Schutz des Minderjährigen 
erforderlich ist; für die Durchführung von Hilfe zur 
Erziehung reicht nicht aus, daß eine geschlossene 
Unterbringung durch Sicherheitsinteressen der All- 
gemeinheit begründet wird. Erforderlich ist ferner, 
daß die Unterbringung für eine wirksame pädagogi- 
sche und therapeutische Hilfe unterläßlich ist, um 
freiheitsentziehende Maßnahmen auf die Fälle zu 
beschränken, in denen die Ziele der Hilfe nicht an- 
ders erreicht werden können. 

Absatz 2 

Abweichend vom Regierungsentwurf wird aus- 
drücklich vorgeschrieben, daß die Unterbringung 
nur in einer Einrichtung durchgeführt werden darf, 
die dafür besonders geeignet ist und insbesondere 
über eine ausreichende Zahl von Fachkräften ver- 
fügt. Damit wird zum Ausdruck gebracht, daß an 
Einrichtungen, die Erziehung unter Freiheitsentzug 
durchführen, hohe Anforderungen hinsichtlich der 
pädagogischen und therapeutischen Qualifikation 
zu stellen sind; dabei geht es vor allem um den Auf- 
bau einer intensiven persönlichen Beziehung zu 
dem Minderjährigen, während differenzierte und 
spezialisierte pädagogische und therapeutische Ver- 
fahren nur bei Bedarf im Einzelfall erforderlich sind. 
Erforderlich ist deshalb in jedem Falle ein Erzieher- 
schlüssel, der der besonderen Situation bei ge- 
schlossener Unterbringung voll Rechnung trägt. Ab- 
satz 2 soll nicht der Schaffung besonderer Einrich- 
tungen Vorschub leisten, die ausschließlich ge- 
schlossene Unterbringung durchführen. Aus päd- 
agogischer Sicht sind vielmehr Einrichtungen vor- 
zuziehen, die z. B. nur über eine geschlossene 
Gruppe verfügen. 

Absatz 3 

Bei den Regelungen der Sätze 1 und 2 über eine Be- 
fristung der Maßnahmen ist berücksichtigt worden, 
daß diese letzte Möglichkeit einer Einflußnahme 
unter Anwesenheitszwang eine gewisse Einwir- 
kungsdauer braucht, um wirksam werden zu kön- 
nen, daß aber andererseits eine für den Minderjähri- 
gen so einschneidende Maßnahme wie die geschlos- 
sene Unterbringung auf das unerläßliche Maß be- 
schränkt werden muß. Bei Ausschöpfung aller päd- 
agogischen Möglichkeiten reicht der in Satz 1 vor- 
gegebene Zeitrahmen für die Arbeit in geschlosse- 
ner Form aus, um die pädagogische Arbeit danach 
ohne freiheitsentziehende Maßnahmen fortzuset- 
zen. Satz 3 verdeutlicht, daß die Fristen lediglich äu- 
ßerste Grenzen darstellen; auch solange sie nicht 
abgelaufen sind, ist ständig zu prüfen, ob die Voraus- 
setzungen der geschlossenen Unterbringung noch 
vorliegen und, wenn dies nicht mehr der Fall ist, die 
geschlossene Unterbringung sofort zu beenden. 
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Zu §47 

Der Ausschuß hält die im Regierungsentwurf wie 
auch sinngemäß im Entwurf des Bundesrates enthal- 
tene Vorschrift für entbehrlich. Unaufschiebbare 
Notmaßnahmen seien nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften zulässig. Darüber hinausgehende Be- 
fugnisse für den Leiter einer Einrichtung sollten 
nach Auffassung des Ausschusses nicht statuiert 
werden. 

Die Ausschußminderheit hält eine entsprechende 
Regelung für geboten und spricht sich für die Fas- 
sung des Artikels 1 § 26 Bundesratsentwurf aus. 

Zu §48 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen in die neugestaltete Vorschrift über 
Hilfe zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie 
(§ 44) als Absatz 4 eingefügt worden sind. 

Zu §49 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen in § 44 als Absatz 5 eingefügt worden 
sind. 


Kapitel 8 

Familienpflege, Adoptionsvermittlung» Familien- 
pflegevermittlung 

Erster Abschnitt 
Familienpflege 

Zu §50 

Das in den §§ 27 bis 29 JWG geregelte Institut der 
Pflegeerlaubnis wird in das neue Jugendhilferecht 
übernommen, jedoch im Hinblick auf den erfaßten 
Personenkreis neu gestaltet. Zudem soll künftig das 
Verhältnis zwischen Pflegeeltern und Jugendamt 
nicht durch die Erteilung bzw. den Entzug der Er- 
laubnis charakterisiert werden; zentrale Bedeutung 
kommt vielmehr dem in § 51 geregelten Anspruch 
der Pflegeperson auf Beratung zu. 

Die Ausschußminderheit hat die gegenüber dem Re- 
gierungsentwurf gestraffte Fassung abgelehnt und 
für die entsprechende Regelung im Entwurf des 
Bundesrates (Artikel 1 § 28) gestimmt 

Absatz 1 

Die Vorschrift enthält den grundsätzlichen Erlaub- 
nisvorbehalt für die Familienpflege. Die Vorschrift 
geht einerseits über die §§ 27 und 28 JWG hinaus 
und zieht im Interesse des Schutzes der Minderjäh- 
rigen die Altersgrenze einheitlich bei 18 Jahren; an- 
dererseits enthält die Vorschrift keinen Erlaubnis- 
vorbehalt für die Tagespflege. Eine generelle Einbe- 
ziehung der Tagespflege, wie sie der Regierungsent- 
wurf vorsah, erscheint vom Schutzbedürfnis des 
Minderjährigen her nicht geboten und ist — wie 
dies die Praxis der §§ 27, 28 JWG gezeigt hat — nicht 
durchsetzbar. Um insbesondere die stundenweise 
Betreuung Minderjähriger durch Nachbarn und 


Freunde nicht bürokratischen Regelungen zu unter- 
werfen und damit zu gefährden, hat der Ausschuß 
die Tagespflege erlaubnisfrei gestellt. Die Regelung 
in Satz 2 erlaubt es jedoch den Ländern, insoweit 
eine Erlaubnispflicht vorzusehen, wenn und soweit 
dort ein Regelungsbedürfnis erkennbar ist; dies gilt 
jedoch nicht für Pflege- und Betreuungsverhältnisse, 
die dadurch gekennzeichnet sind, daß sich Eltern 
nach Absprache bei der Betreuung ihrer Kinder ge- 
genseitig abwechseln (Eltern-Kind-Gruppen). 

Absatz 2 

Auf den Erlaubnisvorbehalt für außerfamiliäre Be- 
treuung kann verzichtet werden, wenn eine beson- 
ders enge verwandtschaftliche Beziehung oder ein 
anderweitig geregeltes Sorgeverhältnis besteht 
(Nummern 1 und 3), wenn der Sorgeberechtigte Ein- 
fluß auf die Betreuung des Minderjährigen behält 
oder wenn die Betreuung und Unterbringung ledig- 
lich kurzzeitig erfolgt (Nummern 2 und 4). 

Die Freistellung von der Erlaubnispflicht bei der Be- 
treuung als Pfleger ist nur veranlaßt, soweit der Pfle- 
ger im Rahmen seines Wirkungskreises oder auf 
sonstige Anordnung des Vormundschaftsgerichts 
handelt. In allen diesen Fällen wird unterstellt, daß 
dem Wohl des Minderjährigen auch ohne Überprü- 
fung durch die zuständige Jugendbehörde Rech- 
nung getragen wird. 

Im Rahmen des Schüler- und Jugendaustausches 
kommt es nicht selten vor, daß Minderjährige für 
länger als acht Wochen in Gastfamilien aufgenom- 
men werden. Es wäre nicht sinnvoll, in solchen Fäl- 
len eine Pflegeerlaubnis zu verlangen (Nummer 5). 

Absatz 3 

Die Vorschrift macht die Erteilung der Erlaubnis ab- 
hängig von der Eignung der Pflegeperson für die Er- 
ziehung des Minderjährigen. Wichtigstes Kriterium 
sind dabei deren erzieherische Fähigkeiten. 

Die im Regierungsentwurf im übrigen vorgesehe- 
nen Regelungen dieses Absatzes wurden wegen der 
Herausnahme der Tagespflege aus der Erlaubnis- 
pflicht gestrichen. 

Absatz 4 

Im Interesse einer schnellen und unbürokratischen 
Hilfe zum Schutz des Minderjährigen läßt die Vor- 
schrift die Familienpflege vorläufig auch ohne Er- 
laubnis zu, wenn das Wohl des Minderjährigen eine 
sofortige Betreuung in Familienpflege erfordert. Sie 
ersetzt die entsprechende Regelung in § 28 Satz 2 
JWG. 

Zu §51 

Die heutige Praxis zeigt, daß viele Familienpflege- 
verhältnisse auch deshalb scheitern, weil Pflegeel- 
tern bei auftauchenden Problemen vom Jugendamt 
keine ausreichende Hilfe erhalten. Durch einen 
Rechtsanspruch auf Beratung vor und während der 
Familienpflege sollen Pflegepersonen bei ihrer Er- 
ziehungsaufgabe unterstützt werden. Zusammen 
mit den Regelungen über ein weitgehend einheitli- 
ches Familienpflegegeld sowie über die Familien- 
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pflegevermittlung will die Vorschrift dazu beitra- 
gen, die Bedingungen der Familienpflege nachhaltig 
zu verbessern und diese Hilfeform auch für ältere 
und erziehungsschwierige Kinder und Jugendliche 
zu öffnen. 

Die von der Mehrheit des Ausschusses angenom- 
mene Fassung geht abgesehen von redaktionellen 
Änderungen auf den Regierungsentwurf zurück. Die 
Ausschußminderheit hat sich für die entsprechende 
Fassung im Entwurf des Bundesrates (Artikel 1 § 28 
Abs. 4) ausgesprochen. Nach ihrer Auffassung ist die 
von der Mehrheit des Ausschusses angenommene 
Vorschrift zu detailliert. 

Absatz 1 

Die Vorschrift räumt den betroffenen Personen vor 
und während der Familienpflege einen Anspruch 
auf regelmäßige und dem jeweiligen erzieherischen 
Bedarf entsprechende Beratung und Unterstützung 
ein; der Anspruch richtet sich auch auf begleitende 
Angebote der Familienbildung (§ 29). Der Anspruch 
auf Beratung wird ergänzt durch eine Verpflichtung 
des Jugendamtes, zur Unterstützung pädagogische 
und therapeutische Einrichtungen und Dienste be- 
reitzustellen. Satz 3 verpflichtet die Pflegeeltern zur 
Inanspruchnahme von Beratung und Unterstützung 
in Fällen der Gefährdung oder Störung der Entwick- 
lung des Minderjährigen. 

Absatz 2 

Im Interesse eines möglichst kontinuierlichen Über- 
gangs von der eigenen Familie in die Pflegefamilie 
ist es für die Pflegeperson bedeutsam, die bisherigen 
Lebensverhältnisse des Minderjährigen zu kennen. 
Auf der anderen Seite hat auch der Personensorge- 
berechtigte das Recht, bestimmte Tatsachen, die zur 
Erteilung oder zum Widerruf der Pflegeerlaubnis 
geführt haben, zu erfahren. Die Vorschrift befreit 
den Träger der Jugendhilfe insoweit von bestehen- 
den Verschwiegenheitsverpflichtungen. 

Absatz 3 

Die Vorschrift soll sicherstellen, daß das Jugendamt 
über die für die Erziehung in der Pflegefamilie be- 
sonders wichtigen Umstände unterrichtet wird (vgl. 
§ 32 JWG). Der Ausschuß hat die im Regierungsent- 
wurf enthaltenen einzelnen Anzeigetatbestände ge- 
strichen und ihre Regelung dem Landesrecht über- 
lassen. 

Zu §52 
Absatz 1 

Für die Erziehung von Minderjährigen in Familien- 
pflege müssen neben den erzieherischen auch die 
wirtschaftlichen Voraussetzungen gegeben sein. Da- 
her sieht die Vorschrift vor, daß für die Erziehung, 
wenn Hilfe zur Erziehung in Familienpflege geboten 
ist, ein Familienpflegegeld sowie Sonderzuwendun- 
gen aus besonderem Anlaß zu erbringen sind. Die 
Vorschrift unterscheidet nicht, von wem der Min- 
derjährige betreut wird und ob die Familienpflege 
vom Jugendamt oder vom Personensorgeberechtig- 


ten veranlaßt worden ist. Der Anspruch besteht, 
wenn der Träger der Jugendhilfe Hilfe zur Erzie- 
hung leistet. Er besteht aber auch, wenn die Voraus- 
setzungen für diese Leistung vorliegen, um zu ver- 
hindern, daß eigenverantwortliche Bemühungen 
deshalb unterbleiben oder hinausgezögert werden, 
weil nur so Geldleistungen erlangt werden könnten. 
Der Anspruch auf Familienpflegegeld steht wie 
nach geltendem Recht dem Minderjährigen zu; die 
Pflegeperson ist jedoch befugt, diese Leistung in 
Empfang zu nehmen. 

Der Unterhalt umfaßt die erforderlichen und ausrei- 
chenden Sach- und Geldleistungen, ebenso auch die 
Betreuungsleistungen in Form der Pflege und Erzie- 
hung. Das Familiepflegegeld muß deshalb den ge- 
samten regelmäßigen Bedarf eines Minderjährigen 
an Lebensunterhalt einschließlich eines erhöhten 
Bedarfs im Falle einer Behinderung oder einer (son- 
stigen) Gefährdung oder Störung der Entwicklung 
ebenso sicherstellen wie die Leistungen der Pflege- 
person zur Erziehung des Minderjährigen. Ein er- 
höhter Bedarf ist auch dann anzuerkennen, wenn 
zwar die Betreuung keine spezifische zusätzliche 
fachliche Qualifikation, aber ein erhöhtes Maß an 
persönlicher Zuwendung und damit zugleich einen 
besonderen Zeitaufwand erfordert; dies ist notwen- 
dig, um auch für Minderjährige mit besonderen Er- 
ziehungsschwierigkeiten Pflegefamilien finden zu 
können. 

Das Familienpflegegeld wird auch erbracht, wenn 
der Minderjährige von Verwandten betreut wird. Es 
entspräche nicht den heutigen gesellschaftlichen 
Anschauungen, von Verwandten des Minderjähri- 
gen grundsätzlich zu erwarten, daß sie unentgeltlich 
zur Familienpflege bereit sind. Bei einer anderen 
Regelung wäre auch zu befürchten, daß viele soge- 
nannte Verwandtenpflegestellen aufgegeben, zu- 
mindest aber gefährdet würden. Satz 2 läßt aller- 
dings zu, das Familienpflegegeld in den Fällen, in 
denen unterhaltspflichtige Verwandte die Pflege 
übernommen haben (Großeltern als Pflegeperso- 
nen), geringer zu bemessen, verpflichtet aber nicht 
dazu. 

Der federführende Ausschuß hat sich nach einge- 
henden Erörterungen dafür entschieden, das im Ein- 
zelfall gezahlte Kindergeld nicht auf das Familien- 
pflegegeld anzurechnen, die Kindergeldleistung 
oder vergleichbare Leistungen aber dann, wenn 
diese der Pflegeperson zustehen, bei der Bemessung 
des Familienpflegegeldes durch einen pauschalier- 
ten Abschlag — - nach Auffassung des Ausschusses 
in Höhe des Erstkindergeldes — zu berücksichtigen 
(Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 Satz 2). Eine eindeutige 
Regelung sei erforderlich, weil die Problematik der 
Anrechnung oder Nichtanrechnung des Kindergel- 
des auf das Familienpflegegeld das Verhältnis zwi- 
schen Pflegeeltern und Jugendamt erheblich bela- 
ste, ein möglichst unbelastetes Verhältnis aber die 
Voraussetzung dafür sei, daß möglichst viele Pfle- 
geeltem Pflegekinder aufzunehmen bereit seien 
und daß sie auch über längere Zeit und in schwieri- 
gen Situationen zu dem Pflegekind ständen. Die hier 
gefundene Lösung entspreche Empfehlungen der 
Fachorganisationen. Für die Lösung spreche vor al- 
lem, 
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— daß das Familiepflegegeld auch "bei Einbezie- 
hung eines Anteils für die Betreuungsleistung 
diese nicht voll (etwa im Sinne von Pflegesätzen 
in Einrichtungen) abgelten werde, 

— daß sie der Verwaltungsökonomie entspreche, 
weil eine Einzelanrechnung bei Veränderungen 
des Kindergeldes unterbleiben könne, 

— daß das Familienpflegegeld dem Minderjährigen 
zustehe, während das Kindergeld den Pflegeel- 
tern zustehe. 

Auswirkungen auf die Anrechnung des Kindergel- 
des auf die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
BSHG entstehen nicht, weil das Familienpflegegeld 
in der Sache ein leistungsgerechtes Entgelt für eine 
erzieherische Leistung der Pflegeeltern darstellt, 
der sonst auch im Jugendhilferecht geltende Grund- 
satz der Nachrangigkeit der Jugendhilfe also hier in 
der Sache ebenso wenig durchschlagen kann wie 
z. B. bei der Festlegung von Pflegesätzen für Einrich- 
tungen der Jugendhilfe. 

Absatz 2 

Zur Festlegung einheitlicher Kriterien des Fami- 
lienpflegegeldes sieht Absatz 2 eine Rechtsverord- 
nungsermächtigung für den zuständigen Bundesmi- 
nister vor. Zur Bestimmung von Inhalt und Aufbau 
des Familienpflegegeldes einschließlich des erhöh- 
ten Bedarfs und Sonderzuwendungen sowie deren 
Bemessungsgrundlagen gehört die Abgrenzung, 
welche Leistungen bzw. Aufwendungen der Pflege- 
person vom Familienpflegegeld erfaßt und abgegol- 
ten werden, die Festlegung des auch durch das un- 
terschiedliche Alter der Minderjährigen bedingten 
unterschiedlichen gestaffelten Aufbaus des Fami- 
lienpflegegeldes und der Bestimmug der Fälle, in de- 
nen ein erhöhter Bedarf anzuerkennen ist. Ebenso 
sind die Kriterien für die Bemessung des Familien- 
pflegegeldes bei Vollpflege und bei Tagespflege und 
eine etwaige geringere Bemessung des Pflegegeldes 
im Falle des Absatzes 1 Satz 2 festzulegen. 

Satz 2 regelt den bereits zu Absatz 1 Satz 3 behan- 
delten pauschalen Abschlag für Fälle, in denen der 
Pflegeperson Kindergeld oder eine vergleichbare 
Leistung zusteht; in den übrigen Fällen bleibt es 
beim vollen Familienpflegegeld. 

Absatz 3 

Innerhalb des durch Rechtsverordnung des Bundes 
nach Absatz 2 vorgegebenen Rahmens setzt die Lan- 
desregierung oder die ermächtigte Stelle (Satz 2) 
durch Rechtsverordnung die Höhe des Familien- 
pflegegeldes fest. Zweck des Satzes 4 ist es, Zeit- 
punkt und Ausmaß der Neufestsetzung des Fami- 
lienpflegegeldes einheitlich zu bestimmen. Dabei ist 
die Koppelung an die Fortschreibung der Regelsätze 
der Sozialhilfe die sachgerechteste Lösung, die zu- 
gleich im kommunalen Bereich zu einer Verwal- 
tungsvereinfachung führt. 

Die Ausschußminderheit spricht sich im Grundsatz 
für die Regelungen des Bundesratsentwurfs (Arti- 
kel 1 § 17 Abs. 2 und 3 und § 22 Satz 2) aus, wonach 
die Rechtsverordnungsermächtigung allein den 
Landesregierungen erteilt werden soll, stimmt je- 
doch der beabsichtigten Regelung der Nichtanrech- 
nung des Kindergeldes auf das Pflegegeld zu. 


Zu §ö3 

Die Vorschrift ergänzt die Regelung über die Ertei- 
lung der Erlaubnis und regelt die Voraussetzungen 
für deren Widerruf und Rücknahme. Sie enthält dar- 
über hinaus die Pflicht zur Überprüfung der Fami- 
lienpflege und ersetzt § 29 Abs. 2 und § 31 JWG. Die 
vom Ausschuß auf der Grundlage des Regierungs- 
entwurfs formulierte Fassung wurde von der Mehr- 
heit angenommen. Die Minderheit hat sich für Arti- 
kel 1 § 29 des Bundesratsentwurfs ausgesprochen. 

Absatz 1 

Die Vorschrift regelt die Pflicht des Jugendamts, re- 
gelmäßig den Fortgang der Familienpflege zu über- 
prüfen. Es soll vor der förmlichen Erteilung von Auf- 
lagen darauf hinwirken, daß festgestellte Mängel 
von der Pflegeperson behoben werden. Im Hinblick 
auf die strengen Voraussetzungen des Artikels 13 
Abs. 3 GG hat sich die Mehrheit des Ausschusses 
außerstande gesehen, ein generelles Recht für die 
Bediensteten des Jugendamts zum Betreten der 
Wohnung einzuräumen. Artikel 13 Abs. 3 GG er- 
laubt dem Gesetzgeber Eingriffe und Beschränkun- 
gen dieses Grundrechts nur zur Verhütung dringen- 
der Gefahren; auf §§ 69, 70 wird in diesem Zusam- 
menhang hingewiesen. 

Die von der Mehrheit des Ausschusses verabschie- 
dete Fassung stellt eine Zusammenfassung von Ab- 
satz 1 und 2 des Regierungsentwurfs dar. 

Absatz 2 

Durch die Zusammenfassung von Absatz 1 und 2 des 
Regierungsentwurfs ist die Vorschrift entfallen. 

Absatz 3 

Entsprechend der Regelung des § 29 Abs. 2 JW G 
werden Widerruf und Rücknahme an das Wohl des 
Kindes geknüpft. Die Vorschrift stellt eine nach § 1 
Abs. 1 VwVfG zulässige Durchbrechung der allge- 
meinen Vorschriften über Widerruf und Rück- 
nahme von Verwaltungsakten (§§ 48, 49 VwVfG) 
dar. 

Absatz 4 

Die Ausnahme der Tagespflege von der allgemeinen 
Erlaubnispflicht in § 50 Abs. 1 hat den Ausschuß 
dazu bewogen, im Interesse des Kindeswohles die 
Möglichkeit vorzusehen, die Fortsetzung der Fami- 
lienpflege zu untersagen. Die Vorschrift gilt nicht 
für Pflegeverhältnisse, die nach § 50 Abs. 2 von der 
Erlaubnispflicht ausgenommen sind. 


Zweiter Abschnitt 

Adoptionsvermittlung, Familienpflegevermittlung 

Zu §54 

Die Vorschrift geht auf § 1 des AdVermiG zurück 
und wurde in Absatz 2 um die Definition der Fami- 
lienpflegevermittlung erweitert. In den Begriff der 
Familienpflegevermittlung, der für die Anwendung 
der folgenden Rechtsvorschriften von Bedeutung 
ist, wird nur die erlaubnispflichtige Familienpflege 


39 



Drucksache 8/4080 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


über Tag und Nacht einbezogen; eine Erstreckung 
der Vorschriften dieses Abschnitts auf die nach § 50 
Abs. 2 erlaubnisfreien Pflegeverhältnisse und die 
Tagespflege erscheint sachlich nicht geboten. Aller- 
dings kann und soll der Familienpflegevermitt- 
lungsdienst auch insoweit beratend und unterstüt- 
zend tätig werden. 

Absatz 1 wurde einstimmig angenommen; Absatz 2 
wurde von der Mehrheit des Ausschusses angenom- 
men. Die Minderheit ist der Auffassung, daß eine 
Verweisung auf die entsprechenden Vorschriften 
für die Adoptionsvermittlung ausreichend ist. 

Zu §55 

Die Vorschrift übernimmt die Bestimmungen der 
§§ 2, 3 und 4 AdVermiG und erstreckt die dortigen 
Regelungen auf die Vermittlung von erlaubnis- 
pflichtiger Familienpflege über Tag und Nacht (§ 54 
Abs. 2). Mit der Einbeziehung der Familienpflege- 
vermittlung in die für die Adoptionsvermittlung gel- 
tenden Regelungen soll die Familienpflege geför- 
dert und verbessert werden. Diesem Ziel soll insbe- 
sondere die Schaffung eines beosnderen Familien- 
pflegevermittlungsdienstes dienen. Untersuchun- 
gen zur Situation der Heimerziehung machen deut- 
lich, daß diese in vielen Fällen vor allem deshalb ge- 
leistet worden ist, weil entsprechend qualifizierte 
Pflegekinderdienste nicht vorhanden waren. Die 
Schaffung eines personell ausreichend besetzten 
Pflegekinderdienstes muß deshalb als unabdingbare 
Voraussetzung für eine ausreichende Vorbereitung 
der Familienpflegevermittlung, für eine regelmä- 
ßige Betreuung der Pflegepersonen und auch für die 
Gewinnung weiterer Pflegepersonen angesehen 
werden. Der Ausschuß hat die im Regierungsent- 
wurf enthaltene Regelung redaktionell verbessert 
und einstimmig angenommen. 

Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 bis 3 übernimnmt mit redaktionellen 
Änderungen die Regelung in § 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 
AdVermiG. Die Übernahme der Regelung in den 
Sätzen 3 und 4 des § 2 Abs. 1 AdVermiG ist im Hin- 
blick auf die neuen Organisationsvorschriften für 
die öffentlichen Träger der Jugendhilfe entbehrlich 
(vgl. § 90, insbesondere Absatz 2 Satz 3). Hinsichtlich 
der Regelung in § 2 Abs. 1 Satz 5 AdVermiG wird auf 
§ 166 verwiesen. 

Anstelle des Begriffs .Adoptionsvermittlungsstelle" 
verwendet das Gesetz entsprechend seiner allge- 
meinen Terminologie den Begriff Adoptionsver- 
mittlungsdienst". Der Begriff „zentrale Adoptions- 
stelle" (§ 2 Abs. 1 Satz 2 AdVermiG) wird durch den 
Begriff „zentraler Adoptionsdienst' 1 ersetzt. 

Absatz 2 

Satz 1 und 2 sind § 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 AdVermiG 
nachgebildet. Die Errichtung eines zentralen Dien- 
stes beim Landesjugendamt schreibt das Gesetz für 
die Familienpflegevermittlung nicht vor, da ein 
zwingendes Bedürfnis dafür nicht ersichtlich ist. 
Satz 4 soll dem Jugendamt den fachlich vertretbaren 
Spielraum bei der Aufgabenzuweisung an den Spe- 
zialdienst gewährleisten. 


Absatz 3 

Die Zulassung eines gemeinsamen Vermittlungs- 
dienstes dient der Anpassung der Verwaltungsorga- 
nisation an die örtlichen Verhältnisse und läßt die 
Zusammenfassung dieser benachbarten Aufgaben 
zu. 

Absatz 4 

Die Vorschrift schließt an die Regelung des § 3 Ad- 
VermiG unter Übernahme terminologischer Ände- 
rungen an und behält die Vermittlungstätigkeit 
Fachkräften vor (vgl. § 104). Satz 2 und 3 sollen eine 
fachliche Mindestleistungsfähigkeit gewährleisten. 

Absatz 5 

Die Vorschrift geht im wesentlichen auf § 2 Abs. 2 
und § 4 Abs. 1 AdVermiG zurück und erstreckt diese 
Regelungen auch auf die Familienpflegevermitt- 
lung. Die Erlaubnis zur Adoptionsvermittlung und 
dementsprechend zur Familienpflegevermittlung 
wird auf anerkannte freie Träger der Jugendhilfe be- 
schränkt. 

Zu § 56 

Die unverändert aus dem Regierungsentwurf über- 
nommene Vorschrift entspricht mit geringfügigen 
redaktionellen Änderungen § 5 AdVermiG. Sie 
wurde einstimmig angenommen. 

Das Vermittlungsverbot in Absatz 1 sowie die Aus- 
nahmen in Absatz 2 werden auf die Familienpflege- 
vermittlung ausgedehnt. Absatz 3 entspricht § 5 
Abs. 3 AdVermiG. 

Zu §57 

Die unverändert aus dem Regierungsentwurf über- 
nommene Vorschrift wurde vom Ausschuß einstim- 
mig angenommen. 

Die Vorschrift geht auf § 6 AdVermiG zurück und 
erstreckt das Anzeigenverbot auf Suchanzeigen für 
erlaubnispflichtige Familienpflege über Tag und 
Nacht. Die Gleichbehandlung der Adoptions- und 
Familienpflegeanzeigen erscheint insoweit im Inter- 
esse des Kindeswohls geboten. Für die- Einbezie- 
hung auch der Anzeigen für Tagespflegestellen in 
das Verbot wird in der Jugendhilfepraxis keine 
zwingende Notwendigkeit gesehen. 

Zu §58 

Die Vorschrift entspricht, abgesehen von redaktio- 
nellen Verbesserungen, dem Vorschlag des Regie- 
rungsentwurfs und wurde vom Ausschuß einstim- 
mig angenommen. 

In der Jugendhilfepraxis und in der Fachwelt be- 
steht Übereinstimmung darüber, daß die Adoption 
— wenn ihre Voraussetzungen gegeben sind — bei 
Ausfall der eigenen Familie und der nahen Ver- 
wandten grundsätzlich einer langfristigen Betreu- 
ung des Minderjährigen in Familienpflege oder in 
einer Einrichtung vorzuziehen ist, weil der Minder- 
jährige durch die Adoption wieder eine eigene Fa- 
milie erhält. 
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Im Hinblick darauf verpflichtet die Vorschrift das 
Jugendamt das Landesjugendamt und den zur Ver- 
mittlung berechtigten freien Träger der Jagendhilfe 
vor Beginn einer langfristigen erlaubnispflichtigen 
Familienpflege oder Heimerziehung zu prüfen, ob 
nicht die Adoption als bessere Alternative in Be- 
tracht kommt. 


Zu §59 

Der Ausschuß hat die Bestimmung des Regierungs- 
entwurfs mit einigen redaktionellen Änderungen 
einstimmig angenommen. 

Die Betreuung eines Minderjährigen in Familien- 
pflege über Tag und Nacht kann für seine Entwick- 
lung annähernde gleiche Bedeutung wie die Adop- 
tion haben. Die Familienpflegevermittlung hat da- 
her die Aufgabe dabei mitzuhelfen, daß der Minder- 
jährige von einer Person in Familienpflege betreut 
wird, die den besonderen Bedürfnissen des Minder- 
jährigen gerecht werden kann (§ 50 Abs. 3). Damit 
soll zugleich ein Abbruch von Familienpflegever- 
hältnissen möglichst vermieden werden, der sehr 
häufig zu einer Gefährdung oder Störung der Ent- 
wicklung des Minderjährigen führt. Für die Tages- 
pflege wird eine entsprechende Verpflichtung nicht 
verankert, die Handhabung insoweit der Praxis 
überlassen. 

Absatz 1 

Die Vorschrift ist zum Teil § 7 Abs. 1 AdVermiG, 
zum Teil Vorschlägen der Fachwelt nachgebildet 
worden. Mindestvoraussetzung für eine er- 
folgreiche Familienpflege ist, daß zunächst ein in- 
tensiver persönlicher Kontakt zwischen dem Min- 
derjährigen und den Pflegepersonen hergestellt 
wird. Allerdings sollen Pflegeverhältnisse nicht „auf 
Probe 11 begründet werden. Satz 2 soll sicherstellen, 
daß auch vorübergehende Heimaufenthalte von 
Kleinkindern nach Möglichkeit vermieden wer- 
den. 

Absatz 2 

Zur Regelung weiterer Einzelheiten enthält die Vor- 
schrift eine Ermächtigung für den Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit zum Erlaß einer 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra- 
tes. 

Zu § 60 

Die Vorschrift wurde unverändert aus dem Regie- 
rungsentwurf übernommen und mit Ausnahme von 
Absatz 4 einstimmig angenommen. Absatz 4 wurde 
von der Ausschußmehrheit angenommen; die Aus- 
schußminderheit hat sich für die entsprechende 
Vorschrift im Entwurf des Bundesrates (§ 40 Abs. 1) 
entschieden. 

Absatz 1 

Die Vorschrift übernimmt mit geringfügigen redak- 
tionellen Änderungen die Regelungen in § 7 Abs. 1 
AdVermiG. 


Absatz 2 

Satz 1 übernimmt die Regelung in § 8 AdVermiG. 
Die zusätzliche Regelung in Satz 2 trägt dem Um- 
stand Rechnung, daß ein ausreichender persönlicher 
Kontakt zwischen dem Minderjährigen und den 
Pflegepersonen vor der Aufnahme in Adoptions- 
pflege erforderlich ist. 

Absatz 3 

Satz 1 entspricht mit redaktionellen Änderungen § 9 
AdVermiG. Satz 2 soll klarstellen, daß zur Adop- 
tionshilfe unter bestimmten Voraussetzungen auch 
materielle Leistungen gehören können, wenn dies 
im Einzelfall angemessen ist (z. B. Kosten für die 
Therapie eines behinderten oder erziehungsschwie- 
rigen Kindes). 

Absatz 4 

Die Vorschrift übernimmt mit redaktionellen Ände- 
rungen die Regelung in § 51 b JWG. 

Absatz 5 

Die Vorschrift entspricht § 7 Abs. 2 AdVermiG. 

Zu § 61 

Der Ausschuß hat die Fassung des Regierungsent- 
wurfs ohne Änderung einstimmig angenommen. 

Absätze 1 und 2 

Die Vorschrift übernimmt in Absatz 1 und 2 mit re- 
daktionellen Änderungen die Regelungen der §§ 1 1 
und 12 AdVermiG. Sie bleiben auf die Adoptionsver- 
mittlung beschränkt; eine Einbeziehung der Fami- 
lienpflegevermittlung ist nicht erforderlich. 

Absatz 3 

Die Vorschrift entspricht mit redaktionellen Anpas- 
sungsänderungen § 13 AdVermiG. Zur Klarstellung 
wurde zusätzlich die Regelung auf genommen, daß 
der beim zentralen Adoptionsdienst arbeitende Ju- 
rist die Befähigung zum Richteramt haben muß. 

Zu § 62 

Die Vorschrift wurde unverändert aus dem Regie- 
rungsentwurfs übernommen und einstimmig ange- 
nommen. 

Sie übernimmt mit redaktionellen Änderungen § 10 
AdVermiG. Die Einbeziehung der Familienpflege in 
diese speziell auf die Situation der Adoptionsver- 
mittlung abgestellte Vorschrift erscheint sachlich 
nicht geboten. 

Kapitel 9 
Einrichtungen 

Zu §63 

Die Heimaufsicht nach Abschnitt VII des Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes wird durch die Erlaubnis für den 
Betrieb von Einrichtungen, die Überprüfung von 
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Einrichtungen und insbesondere den Anspruch des 
Trägers der Einrichtung auf Beratung ersetzt. Mögli- 
chen Gefahren für das Wohl der betreuten Minder- 
jährigen soll bereits im Rahmen der Erteilung der 
Erlaubnis, im übrigen durch die Beratung begegnet 
werden; die Schließung von Einrichtungen und der 
damit notwendige Wechsel der Umgebung und der 
sozialen Beziehungen für die Minderjährigen soll 
nach Möglichkeit ganz vermieden werden. Neben 
der Betriebserlaubnis ist eine besondere Erlaubnis 
für die Betreuung des einzelnen Minderjährigen in 
der Einrichtung, wie sie § 79 JWG vorsieht, nicht 
mehr erforderlich. 

Der Ausschuß hat die Formulierung des Regie- 
rungsentwurfes gestrafft und redaktionell überar- 
beitet. Der Bereich erlaubnisfreier Einrichtungen 
nach Absatz 2 Satz 1 wurde erweitert. Die so umge- 
staltete Vorschrift wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen. Die Minderheit stimmte für 
Artikel 1 § 31 des Entwurfs des Bundesrates. 

Absatz 1 

Die Erlaubnispflicht erfaßt solche Einrichtungen, 
die Gegenstand der Heimaufsicht nach § 78 Abs. 1 
JWG sind. Die in § 78 Abs. 1 Satz 1 JWG verwende- 
tete Formulierung „ganztägig oder für einen Teil des 
Tages" wurde wie in § 50 durch die Formulierung 
„über Tag und Nacht oder nur tagsüber oder für ei- 
nen Teil des Tages" ersetzt. Die Vorschrift umfaßt 
sowohl Heime und Einrichtungen, wie Kinderdörfer, 
Kinderhäuser als auch Tageseinrichtungen. 

Der Betrieb der Einrichtung erfordert nur dann eine 
Erlaubnis, wenn regelmäßig mehr als fünf Minder- 
jährige betreut oder ihnen Unterkunft gewährt wird. 
Nimmt eine Einrichtung nur bis zu fünf Minderjäh- 
rige auf, sieht Satz 2 vor, daß anstelle der Betriebser- 
laubnis für jeden Minderjährigen eine Einzelerlaub- 
nis erforderlich ist. Diese Vorschrift hat insbeson- 
dere Bedeutung für Einrichtungen, die vornehmlich 
Erwachsene aufnehmen. 

Absatz 2 

Von der Erlaubnispflicht sind entsprechend § 78 
Abs. 1 JWG generell Jugendbildungs- und Jugend- 
freizeitstätten ausgenommen. Auch für Schulland- 
heime und Studentenwohnheime erscheint ein Er- 
laubnisvorbehalt entbehrlich, da diese Einrichtun- 
gen in engem Zusammenhang mit der (Hoch-) Schul- 
ausbildung stehen. Im Rahmen der Ausschußbera- 
tungen hat sich darüber hinaus gezeigt, daß eine Er- 
laubnispflicht auch für den Bereich von Jugendher- 
bergen sowie für die Betreuung von Minderjährigen 
in Eltern-Kind-Gruppen nicht notwendig er- 
scheint. 

Im übrigen werden Einrichtungen ausgenommen, 
die außerhalb der Jugendhilfe liegende Aufgaben 
für Minderjährige wahrnehmen sowie Einrichtun- 
gen des Hotel- oder Gaststättengewerbes. 

Absatz 3 

Der Ausschuß hält diese Vorschrift für entbehrlich 
und hat daher seine Streichung beschlossen. 


Absatz 4 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene zwingende 
Abfolge von befristeter Erlaubnis und Erteilung ei- 
ner unbefristeten Erlaubnis wurde vom Ausschuß 
aufgegeben. In seiner jetzigen Fassung sieht die 
Vorschrift nur noch generell die Erteilung einer Er- 
laubnis vor. 

Absatz 5 

Durch die Straffung der Erlaubnisvorschriften ist 
diese Vorschrift entfallen. 

Absatz 6 

Der Ausschuß hat die an dieser Stelle im Regie- 
rungsentwurf geregelten Anzeigepflichten gestri- 
chen und ihre Regelung dem Landesrecht überlas- 
sen. 

Zu §64 . 

Im Gegensatz zur Heimaufsicht des Jugendwohl- 
fahrtsgesetzes soll das Schwergewicht staatlicher 
Mitwirkung künftig einerseits auf der präventiven 
Kontrolle durch den Erlaubnisvorbehalt des § 63 
und andererseits auf der Beratung der Träger von 
Einrichtungen liegen. Die als Rechtsanspruch aus- 
gestaltete Regelung ist von besonderer Bedeutung 
für kleinere Träger — z. B. Initiativ- und Eltern- 
selbsthilfegruppen — , die in erhöhtem Maß auf Be- 
ratung angewiesen sind. Da der Beratungsbedarf 
nicht erst im Stadium der Inbetriebnahme besteht, 
vielmehr gerade bei der Planung die Beratung von 
besonderer Bedeutung ist, bezieht Satz 1 beide Pha- 
sen in den Anspruchstatbestand ein. 

Die Formulierung des Regierungsentwurfs wurde 
mit redaktionellen Verbesserungen von der Mehr- 
heit des Ausschusses angenommen. Die Minderheit 
hält eine Vorschrift über die Beratung von Trägern 
der Einrichtungen nicht für notwendig. 

Zu §65 

Zur Verbesserung der Erziehung in Einrichtungen 
sah der Entwurf der Bundesregierung in dieser Vor- 
schrift die Verpflichtung vor, jeweils vor Ablauf ei- 
nes Jahres nach Aufnahme des jungen Menschen in 
die Einrichtung, auf Anforderung jedoch unverzüg- 
lich, einen Bericht über seine Entwicklung vorzule- 
gen, der durch Fachkräfte erstellt ist. Im übrigen sah 
er auch bei einer längerfristigen Fremderziehung 
ohne Mitwirkung des Jugendamts die Vornahme ei- 
ner Untersuchung und die Aufstellung eines Ge- 
samtplans vor. Damit sollte § 78 JWG abgelöst wer- 
den. 

Der Ausschuß hat auf Vorschlag der Bundesregie- 
rung die Fassung des Regierungsentwurfs gestri- 
chen und die erst am 1. Januar 1977 in Kraft getre- 
tene Vorschrift des § 78 a JWG wiederhergestellt. 
Zusätzlich verlangt die Vorschrift künftig eine Äu- 
ßerung darüber, ob für den Minderjährigen Fami- 
lienpflege in Betracht kommt. 

Der Ausschuß hält die in §78a geregelten Ver- 
pflichtungen für ausreichend und hat die Beibehal- 
tung von § 78 a JWG einstimmig beschlossen. 
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Zu § 66 

Durch Mitwirkung und Mitverantwortung wird die 
Entwicklung des jungen Menschen zur eigenverant- 
wortlichen Persönlichkeit gefördert. Schon bisher 
gab es in den Einrichtungen unterschiedliche Mög- 
lichkeiten der Mitwirkung, die häufig an den örtli- 
chen Bedürfnissen und Gegebenheiten ausgerichtet 
waren. Die Möglichkeiten der Mitwirkung sollen 
künftig durch die Bildung von Jugendvertretungen, 
Elternvertretungen und Konferenzen der Mitarbei- 
ter gestärkt werden. Die Vorschrift regelt Grundsät- 
ze, die durch Landesrecht näher auszugestalten 
sind. 

Die Vorschrift konkretisiert den für das Jugendhil- 
ferecht bestimmenden Grundsatz, daß die Leistun- 
gen weitestgehend an den Wünschen, Bedürfnissen 
und Interessen der Betroffenen auszurichten sind. 
Ihm kann im Bereich der Einrichtungen der Jugend- 
hilfe nur durch die Schaffung von Mitwirkungsorga- 
nen angemessen Rechnung getragen werden. Dies 
gilt sowohl für die Jugendvertretungen und die 
Konferenzen der Mitarbeiter als auch für die Ver- 
tretungen der Eltern, denen damit die Wahrneh- 
mung ihrer Erziehungsverantwortung insoweit erst 
ermöglicht wird. 

Für den Bereich der Freizeiteinrichtungen vermit- 
telt die Vorschrift Anstöße zur Übernahme von 
Selbstverantwortung und Selbstverwaltung. 

Die Fassung des Regierungsentwurfs wurde mit re- 
daktionellen Änderungen von der Mehrheit des 
Ausschusses angenommen. Die Minderheit hat für 
die entsprechende Regelung im Entwurf des Bun- 
desrates (Artikel 1 § 33) gestimmt, die dem Landes- 
recht einen größeren Regelungsspielraum beläßt. 

Zu § 67 

Die Vorschrift ergänzt § 63 und sieht neben dem 
Recht zur Überprüfung der Einrichtung insbeson- 
dere Eingriffsmöglichkeiten zur Beseitigung von 
Mängeln vor. 

Der Ausschuß hat die Formulierung im Regierungs- 
entwurf gestrafft und insbesondere auf die in Ab- 
satz 4 vorgesehene Möglichkeit der Androhung von 
Rücknahme oder Widerruf verzichtet. Entspre- 
chende Lösungen sollen dem Landesrecht yorbehal- 
ten bleiben. Diese veränderte Fassung des Regie- 
rungsentwurfs wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen. Die Minderheit hat sich für 
Artikel 1 § 32 des Bundesratsentwurfs ausgespro- 
chen. 

Absatz 1 

Die Vorschrift regelt das Recht des Jugendamts, den 
Betrieb der Einrichtung an Ort und Stelle regelmä- 
ßig zu überprüfen und verpflichtet die Hinzuzie- 
hung der zentralen Stelle eines freien Trägers. We- 
gen der engen verfassungsrechtlichen Grenzen von 
Artikel 13 GG hat die Mehrheit des Ausschusses auf 
die Formulierung eines allgemeinen Rechts zum Be- 
treten von Einrichtungen verzichtet Für die Fälle 
dringender Gefahr ist ein Betretensrecht für das Ju- 
gendamt und das Landesjugendamt in den §§ 69 und 
70 normiert. 


Absatz 2 

Die Vorschrift verpflichtet in erster Linie zur einver- 
nehmlichen Beseitigung festgestellter Mängel und 
erlaubt die Erteilung von Auflagen erst wo dies un- 
umgänglich ist. 

Absatz 3 

Der Ausschuß hat die hier geregelten Vorschriften 
über Widerruf und Rücknahme nach seiner Ent- 
scheidung über die Herausnahme des Jugendhilfe- 
rechts aus dem Sozialgesetzbuch an die Terminolo- 
gie und Systematik des Verwaltungsverfahrensge- 
setzes angepaßt. Dem Schutzbedürfnis der betreu- 
ten Minderjährigen kann in einem Fall, in dem die 
Voraussetzungen für die Rücknahme oder den Wi- 
derruf der Erlaubnis vorliegen, nur dadurch Rech- 
nung getragen werden, daß dem Erlaubnisinhaber 
verboten wird, weiterhin von der Erlaubnis Ge- 
brauch zu machen. Die Regelung schließt daher die 
aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen und 
Rechtsmitteln aus. 

Absatz 4 

Der Ausschuß hat die im Regierungsentwurf vorge- 
sehene Möglichkeit der Androhung von Rück- 
nahme oder Widerruf gestrichen und entspre- 
chende Regelungen dem Landesrecht überlassen. 

Die Ausschußmehrheit hat sich nicht dafcu ent- 
schließen können, entsprechend der Regelung des 
Artikel 1 § 32 Abs. 2 Satz 2 Bundesratsentwurf dem 
Landesjugendamt die Befugnis einzuräumen, die Tä- 
tigkeit einer Person in der Einrichtung zu untersa- 
gen, wenn Tatsachen vorliegen, die sie für die Aus- 
übung einer erzieherischen Tätigkeit ungeeignet er- 
scheinen lassen. Sie verkenne nicht, daß für eine sol- 
che Regelung in bestimmtem Umfange ein Bedürf- 
nis bestehe, sie halte die vorgeschlagene Regelung 
jedoch für zu unbestimmt und unter rechtsstaatli- 
chen Gesichtspunkten für bedenklich. 

Die Ausschußminderheit teilt diese Bedenken nicht, 
verweist auf entsprechende Regelungen anderer 
Gesetze und spricht sich für den Bundesratsvor- 
schlag aus. 

Zu §66 

Die Vorschrift enthält eine Ermächtigung zur bun- 
deseinheitlichen Regelung notwendiger und wichti- 
ger Bereiche im Zusammenhang mit dem Betrieb 
von Einrichtungen und ist zum wirksamen Vollzug 
der Bestimmungen dieses Kapitels erforderlich. 

Nummer 1 erlaubt eine nähere Regelung der Be- 
zeichnung der Einrichtungen als Voraussetzung für 
eine einheitliche Terminologie bei der Anwendung 
des Gesetzes u. a. auf dem Gebiet der Statistik. Sie 
ermöglicht darüber hinaus die Festlegung einheitli- 
cher Mindeststandards in bezug auf die räumliche 
Ausgestaltung. 

Nummer 2 ermöglicht nähere Regelungen im Zu- 
sammenhang mit der Erteilung und der Aufhebung 
der Erlaubnis sowie über die Zusammenarbeit mit 
nach anderen Gesetzen für die Erteilung einer Er- 
laubnis zum Betrieb einer Einrichtung zuständigen 
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Stellen. Damit soll künftig auch eine enge Zusam- 
menarbeit bei der Erteilung und Aufhebung der Er- 
laubnis und bei der Beratung hinsichtlich solcher 
Einrichtungen sichergestellt werden, die sowohl Er- 
wachsene als auch Minderjährige aufnehmen. 

Nummer 3 soll die Mitwirkung des Jugendamtes bei 
der Erteilung der Erlaubnis nach § 63 Abs. 1 Satz 2 
für die Aufnahme von bis zu fünf Minderjährigen in 
einer Einrichtung sowie bei der Überprüfung von 
Einrichtungen ermöglichen. 

Nummer 4 ermöglicht Regelungen über die Min- 
destvoraussetzungen für die Ausstattung von Ein- 
richtungen mit Fachkräften. Eine bedarfsgerechte 
Ausstattung von Einrichtungen mit qualifizierten 
Fachkräften ist unabdingbare Voraussetzung für die 
Leistung wirksamer Hilfen zur Erziehung. 

Der Ausschuß hat die Formulierung des Regie- 
rungsentwurfs nach redaktioneller Überarbeitung 
mit Mehrheit angenommen. Die Ausschußminder- 
heit hält eine Ermächtigung zur bundeseinheitli- 
chen Regelung nicht für erforderlich und will ent- 
sprechende Regelungen dem Landesrecht überlas- 
sen. 

Kapitel 10 

Maßnahmen bei Gefahr 

Zu §69 

Die Vorschrift befugt das Jugendamt, Maßnahmen 
zu treffen, wenn sich Minderjährige ohne Zustim- 
mung des Personensorgeberechtigten an einem Ort 
aufhalten, an dem ihr Wohl gefährdet ist. Sie geht in- 
haltlich über § 1 des Gesetzes zum Schutz der Ju- 
gend in der Öffentlichkeit hinaus. 

Der Ausschuß hat die Formulierung des Regie- 
rungsentwurfs nach redaktionellen Ergänzungen 
und der Anfügung einer Vorschrift über die Aufhe- 
bung einer nicht gerichtlich angeordneten Frei- 
heitsentziehung mit Mehrheit verabschiedet. Die 
Minderheit hat für Artikel 1 § 27 Abs. 1 und 3 des 
Entwurfs des Bundesrates gestimmt. 

Absatz 1 

Die Vorschrift macht das Eingreifen des Jugend- 
amts von einer Gefährdung des Wohles des Minder- 
jährigen am Aufenthaltsort abhängig. Liegt eine sol- 
che Gefährdung nicht vor, ist das Jugendamt nicht 
zum Eingreifen befugt. Grundsätzlich hat das Ju- 
gendamt den Minderjährigen vom Aufenthaltsort zu 
entfernen und ihn dem Personensorgeberechtigten 
zuzuführen. 

Absatz 2 

Zum Schutz des Minderjährigen hat das Jugendamt 
von einer Übergabe jedoch abzusehen, wenn da- 
durch das Wohl des Minderjährigen gefährdet 
würde und der Gefahr nicht auf andere Weise be- 
gegnet werden kann. Das Jugendamt ist befugt, den 
Minderjährigen vorläufig anderweitig unterzubrin- 
gen, ist jedoch verpflichtet, unverzüglich eine Ent- 
scheidung des Vormundschaftsgerichts über die 
weiter zu treffenden Maßnahmen zu beantragen. 


Absatz 3 

Um dem Jugendamt eine wirksame und schnelle 
Hilfe zu ermöglichen, muß es die Befugnis erhalten, 
ini Falle dringender Gefahr auch Wohnungen und 
Einrichtungen betreten zu können. Im Falle unmit- 
telbarer Gefahr für Leib oder Leben des Minderjäh- 
rigen sind Mitarbeiter des Jugendamts auch zur 
Durchsuchung der Wohnung befugt. Die Vorschrift 
hält sich in den dem Gesetzgeber nach Artikel 13 
Abs. 2 und 3 GG gesetzten Grenzen. 

Absatz 4 

Die Vorschrift verpflichtet das Jugendamt zur un- 
verzüglichen Benachrichtigung des Personensorge- 
berechtigten, um diesen in die Lage zu versetzen, 
seine Rechte wahrzunehmen. Sie befugt das Jugend- 
amt, im Gefahrenfalle von der Mitteilung des Unter- 
bringungsorts vorläufig abzusehen, verpflichtet je- 
doch gleichzeitig das Jugendamt, eine Entscheidung 
des Vormundschaftsgerichts über die weiter zu tref- 
fenden Maßnahmen herbeizuführen. 

Absatz 5 

Den Anforderungen von Artikel 104 Abs. 2 GG ent- 
sprechend hat der Ausschuß eine Vorschrift über 
die Aufhebung einer nicht gerichtlich angeordneten 
Freiheitsentziehung aufgenommen. 

Zu §70 

Die Vorschrift ermächtigt das Jugendamt, bei un- 
mittelbarer Gefahr für das Wohl des Minderjährigen 
vorläufige Eilmaßnahmen gegen den Willen des 
Personensorgeberechtigten zu treffen, wenn Ent- 
scheidungen des Vormundschaftsgerichts nicht ab- 
gewartet werden können. Besondere Bedeutung hat 
die Vorschrift für den Fall der Kindesmißhand- 
lung. 

Der Ausschuß hat die Formulierung des Regie- 
rungsentwurfs an die Terminologie des neuen elter- 
lichen Sorgerechts angepaßt und mit Mehrheit ver- 
abschiedet. Die Minderheit hat für Artikel 1 § 27 
Abs. 2 des Bundesratsentwurfs gestimmt. 

Absatz 1 

Das Eingreifen des Jugendamts ist an die Vorausset- 
zungen der §§ 1666, 1666 a BGB gebunden. Das Ju- 
gendamt wird befugt, den Minderjährigen vorläufig 
anderweitig unterzubringen; gleichzeitig wird es 
verpflichtet, eine Entscheidung des Vormund- 
schaftsgerichts über die weiter zu treffenden Maß- 
nahmen zu beantragen. 

Absatz 2 

Die Vorschrift erweitert die in Absatz 1 vorgesehe- 
nen Befugnisse auf den Fall, daß sich der Minderjäh- 
rige nicht in der eigenen Familie, sondern mit Zu- 
stimmung des Personensorgeberechtigten bei einer 
anderen Person oder in einer Einrichtung aufhält. 
Der Ausschuß hat die Befugnis zum Tätigwerden 
auch auf das Landesjugendamt erweitert, um diesem 
im Rahmen der Überprüfung von Einrichtungen im 
Gefahrenfall die Möglichkeit zum Einschreiten zu 
geben. 
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Absatz 3 

Für das Recht zum Betreten von Wohnungen, deren 
Durchsuchung, die Pflicht zur Benachrichtigung des 
Personensorgeberechtigten über die vorläufige Un- 
terbringung sowie die Höchstdauer einer nichtge- 
richtlich angeördneten Freiheitsentziehung gelten 
§ 69 Abs. 3 bis 5 entsprechend. 


Kapitel 11 

Vormundschaftsgerichtshilfe, Familiengerichts- 
hilfe, Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft, 
A ufnahm e und Vollstreckbarkeit von Urkunden, 
Beglaubigungen, Jugendgerichtshilfe 

Erster Abschnitt 

Zusammenwirken mit dem Vormundschaftsgericht und 
dem Familiengericht 

Zu § 71 

Anknüpfend an §§ 44 und 48 JWG regelt die Vor- 
schrift die Mitwirkungspflichten des Jugendamts 
gegenüber dem Vormundschaftsgericht sowie dem 
Familiengericht im Hinblick auf dessen durch das 
Erste Gesetz zur Reform des Ehe- und Familien- 
rechts vom 14. Juni 1976 (BGBl. I S. 1421) neu be- 
gründete Zuständigkeiten. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat die Fassung des 
Regierungsentwurfs in imveränderter Form ange- 
nommen; die Minderheit hat für Artikel 1 § 34 
Abs. 1 und 2 des Bundesratsentwurfs gestimmt 

Zu §72 

Die Vorschrift entspricht — abgesehen von Anpas- 
sungen an das Gesetz zur Neuregelung des Rechts 
der elterlichen Sorge — § 48 c JWG. Satz 2 verweist 
auf die Spezialbestimmungen der §§ 8 und 9. 

Die Vorschrift wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen; die Minderheit hält eine sol- 
che Regelung im Rahmen des Jugendhilferechts für 
überflüssig. 

Zu §73 

Die Vorschrift übernimmt die Regelungen der 
§§ 48 a und 48 b JWG. Der Ausschuß hat die Formu- 
lierungen des Regierungsehtwurfs an die Termino- 
logie des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der 
elterlichen Sorge angepaßt Eine ausdrückliche Re- 
gelung über die Anhörung des Jugendamts vor ge- 
richtlichen Entscheidungen nach diesem Gesetz 
war nicht erforderlich, da das Jugendamt dort be- 
reits als Verfahrensbeteiligter gehört werden muß. 

Die Ausschußmehrheit hat die geänderte Fassung 
des Regierungsentwurfs angenommen. Die Aus- 
schußminderheit ist der Auffassung, daß eine ent- 
sprechende Bestimmung aus systematischen Grün- 
den in das Gesetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit einzustellen sei und hat 
sich für die in Artikel 3 § 1 Nr. 2 des Entwurfs des 
Bundesrates enthaltene Regelung ausgesprochen. 


Zu §74 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 47 
JWG. Folgeänderungen auf Grund des Gesetzes zur 
Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge (Bei- 
behaltung des Beistandes und Streichung des Fami- 
lienrates) wurde im Rahmen der Ausschußberatun- 
gen Rechnung getragen. 

Die Bestimmung wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen; die Minderheit hat sich für 
Artikel 1 § 35 des Entwurfs des Bundesrates ausge- 
sprochen. 

Zu §75 

Die Vorschrift entspricht § 47 b JWG. Da die ur- 
sprünglich gestrichene Beistandschaft im Gesetz 
zur Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge 
beibehalten worden ist, wurde Absatz 3 vom Aus- 
schuß entsprechend angepaßt 

Die Vorschrift wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses verabschiedet; die Minderheit hält die 
Vorschrift für entbehrlich und verweist auf die Para- 
lellregelung in § 1851 BGB. 

Zu §76 

Die Vorschrift faßt die in § 47 d und § 47 a JWG ent- 
haltenen Bestimmungen zusammen. Auf die Bera- 
tung wurde ein Rechtsanspruch eingeräumt. Der 
Ausschuß hat Folgeänderungen aus dem Gesetz zur 
Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge (Bei- 
behaltung der ursprünglich gestrichenen Beistand- 
schaft) berücksichtigt und die Vorschrift mit Mehr- 
heit verabschiedet; die Ausschußminderheit hat für 
Artikel 1 § 36 des Entwurfs des Bundesrates ge- 
stimmt. 


Zweiter Abschnitt 

Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft 

Erster Unterabschnitt 
Allgemeines ' 

Zu § 77 

Die Vorschrift faßt mit redaktionellen Änderungen 
die Bestimmungen der §§ 37 und 43 JWG zusammen. 
Als Anknüpfungspunkt für die Abgabe der Amts- 
pflegschaft und Amtsvormundschaft nach Absatz 3 
ist der Wohnsitzwechsel des Minderjährigen vorge- 
sehen. Die Antragsbefugnis der Mutter (§ 43 Abs. 1 
Satz 2 JWG) wurde erweitert zur Antragsbefugnis 
jedes Eltemteils, da die Einbeziehung auch des Va- 
ters den Intentionen des nichtehelichen Rechts ent- 
spricht 

Im R ahm en der Ausschußberatungen wurde in Ab- 
satz 2 Satz 1 der neu eingefügte zweite Halbsatz ge- 
strichen. Eine entsprechende Regelung kann dem 
Landesrecht oder Verwaltungsrichtlinien Vorbehal- 
ten bleiben. Die Vorschrift wurde von der Mehrheit 
des Ausschusses angenommen; die Minderheit hat 
für Artikel 1 § 37 des Bundesratsentwurfs ge- 
stimmt. 
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Zu §78 

Die Vorschrift tritt an die Stelle von § 38 JWG. Die 
Übernahme von § 38 Abs. 4 JWG erscheint im Hin- 
blick auf die allgemeine Regelung in § 1 Abs. 4 die- 
ses Gesetzes entbehrlich. 

Der neu eingefügte Absatz 4 enthält eine bundes- 
einheitliche abschließende Regelung der Befrei- 
ungsmöglichkeiten für das Jugendamt. Der im Rah- 
men der Ausschußberatungen gegenüber dem Re- 
gierungsentwurf erweiterte Katalog der Befreiungs- 
tatbestände übernimmt einen Teil der Regelungen 
aus Länderausführungsgesetzen zum Jugendwohl- 
fahrtsgesetz. Darüber hinausgehende Befreiungen 
des Jugendamts erscheinen nicht zweckmäßig. 

Die Vorschriften über die Anlegung von Mündel- 
geld wurden gegenüber der Fassung im Regierungs- 
entwurf erweitert, um eine möglichst einfache und 
zweckmäßige Verwaltung der Gelder sicherzustel- 
len. 

Die Vorschrift wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen; die Minderheit hat sich für 
Artikel 1 § 38 des Entwurfs des Bundesrates ausge- 
sprochen. 

Zu §79 

Die Vorschrift faßt die §§ 39a und 39b JWG zusam- 
men. Die unterschiedliche Formulierung hinsicht- 
lich des Kindeswohls in den §§ 39 a und 39 b JWG 
wird durch die neue Fassung in Absatz 1 vereinheit- 
licht, weil kein Grund für eine unterschiedliche Fas- 
sung ersichtlich ist Die Pflicht zur Anhörung des Ju- 
gendamts wird in Absatz 3 gegenüber § 39 a Abs. 3 
JWG verstärkt 

Der Ausschuß hat die Vorschrift des Regierungsent- 
wurfs nach redaktionellen Änderungen mit Mehr- 
heit angenommen. Die Minderheit hat sich gegen 
die Vorschrift ausgesprochen und verweist auf 
Parallelvorschriften in den §§ 1887 und 1889 Abs. 2 
BGB. 

Zweiter Unterabschnitt 

Gesetzliche Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft 
Zu §80 

Die Vorschrift entspricht § 40 JWG. 

Der Ausschuß hat die Vorschrift des Regierungsent- 
wurfs nach redaktioneller Berichtigung in Absatz 1 
mit Mehrheit angenommen. Die Minderheit lehnt 
die Vorschrift ab und verweist auf die entspre- 
chende Bestimmung in § 1709 BGB. 

Zu §81 

Die Vorschrift entspricht § 41 JWG. 

Der Ausschuß hat die unveränderte Fassung des Re- 
gierungsentwurfs mit Mehrheit angenommen; die 
Minderheit hat die Vorschrift abgelehnt und ver- 
weist auf die entsprechende Regelung in § 1791c 
BGB. 


Zu §82 

Die Vorschrift faßt den Inhalt der §§ 42 und 43 JWG 
zusammen. 

Der Ausschuß hat die unveränderte Fassung des Re- 
gierungsentwurfs mit Mehrheit angenommen; die 
Minderheit hat für Artikel 1 § 51 Abs. 7 des Ent- 
wurfs des Bundesrates gestimmt. 

Zu§83 

Die Vorschrift entspricht mit redaktionellen Ände- 
rungen § 44 JWG. 

Der Ausschuß hat die unveränderte Fassung des Re- 
gierungsentwurfs mit Mehrheit angenommen; die 
Minderheit hat für Artikel 1 §34 Abs. 3 des Ent- 
wurfs des Bundesrates gestimmt 

Dritter Unterabschnitt 

Bestellte Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft 
Zu §84 

Die Vorschrift entspricht §45 JWG. Der Ausschuß 
hat die unveränderte Fassung des Regierungsent- 
wurfs mit Mehrheit angenommen; die Minderheit 
hat die Vorschrift abgelehnt und auf die entspre- 
chende Regelung in § 1791b BGB verwiesen. 

Zu §85 

Die Vorschrift entspricht § 46 JWG. Der Ausschuß 
hat die Fassung des Regierungsentwurfs an das Ge- 
setz zur Neuregelung des Rechts der elterlichen 
Sorge angepaßt und mit Mehrheit angenommen. Die 
Minderheit hält die entsprechenden Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches für ausreichend. 

Zu §86 

Die Vorschrift entspricht § 53 JWG. Sie wird beibe- 
halten, weil andernfalls das Landesjugendamt bei ei- 
ner Entscheidung nach § 1791a Abs. 1 BGB völlig 
freies Ermessen hätte und bei einem fehlenden Vor- 
behalt die Kompetenz des Landesgesetzgebers frag- 
lich wäre. 

Der Ausschuß hat die Fassung des Regierungsent- 
wurfs an das Gesetz zur Neuregelung des Rechts der 
elterlichen Sorge angepaßt und mit Mehrheit ange- 
nommen; die Minderheit hat für Artikel 1 § 39 des 
Entwurfs des Bundesrates gestimmt. 

Dritter Abschnitt 

Aufnahme und Vollstreckbarkeit von Urkunden 
Zu §87 

Die Vorschrift entspricht weitgehend § 49 JWG. Im 
Gegensatz zu § 49 Abs. 1 JWG ist die Ermächtigung 
nicht mehr von einem Antrag des Jugendamts ab- 
hängig, weil jedes Jugendamt über entsprechend er- 
mächtigte Bedienstete verfügen soll. 

Der Ausschuß hat die Fassung des Regierungsent- 
wurfs dahin gehend geändert, daß anstelle des Lan- 
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desjugendamts der örtliche Träger selbst seine Be- 
diensteten ermächtigt. Diese Änderung soll der Ver- 
waltungsvereinfachung dienen. 

Der Ausschuß hat die Vorschrift mit Mehrheit ange- 
nommen; die Minderheit hat für Artikel 1 § 41 des 
Entwurfs des Bundesrats gestimmt. 

Zu §88 

Die Vorschrift entspricht § 50 JWG. 

Der Ausschuß hat die unveränderte Fassung des Re- 
gierungsentwurfs mit Mehrheit angenommen; die 
Minderheit hat für Artikel 1 § 42 des Entwurfs des 
Bundesrates gestimmt. 

Vierter Abschnitt 
Jugendgerichtshilfe 

Zu §89 

Die Vorschrift will der Jugendgerichtshilfe neben 
ihrer Hilfsfunktion für das Jugendgericht die Auf- 
gabe einer eigenständigen sozialpädagogischen 
Hilfe für den jungen Menschen zuweisen. Die Ver- 
ankerung der Jugendgerichtshilfe im Jugendhilfe- 
recht, die bereits § 4 Nr. 4 JWG enthielt, wird für er- 
forderlich gehalten, um eine klare Aufgabenzuwei- 
sung an die Jugendhilfe vorzunehmen, eine entspre- 
chende Ausstattung der Jugendgerichtshilfe durch 
die öffentlichen Träger der Jugendhilfe zu gewähr- 
leisten und um den auch in der Kostenschätzung 
vorgesehenen sachlich erforderlichen Ausbau der 
Jugendgerichtshilfe voranzutreiben. 

Die Beschlußfassung des federführenden Ausschus- 
ses zu § 89 war einstimmig. 

Absatz 1 

Wie bisher soll die Jugendgerichtshilfe von dem Ju- 
gendamt im Zusammenwirken mit den freien Trä- 
gern der Jugendhilfe geleistet werden. Nach heuti- 
gem Verständnis der Jugendgerichtshilfe soll der 
Jugendgerichtshelfer eine Fachkraft mit entspre- 
chender Ausbildung und beruflicher Erfahrung sein, 
die möglichst ausschließlich Jugendgerichtshilfe 
leistet. Absatz 1 schreibt deshalb auch die Ausübung 
der Jugendgerichtshilfe durch Fachkräfte vor, läßt 
im übrigen aber zu, daß bei kleineren Stellen oder 
Ämtern, die nur mit wenigen Fachkräften besetzt 
sind, diese Fachkräfte nicht ausschließlich Aufga- 
ben der Jugendgerichtshilfe wahrnehmen. 

Absatz 2 

Die Jugendgerichtshilfe sieht sich neben ihrer Hilfs- 
funktion für das Jugendgericht vor die Aufgabe ge- 
stellt, sozialpädagogische Hilfe für den jungen Men- 
schen zu leisten, gegen den sich das Jugendgerichts- 
verfahren richtet. Eine solche Hilfe ist zwar auch 
schon nach geltendem Recht möglich, ausdrücklich 
jedoch nur für das Nachverfahren vorgesehen (§ 38 
Abs. 2 JGG). Absatz 2 verpflichtet nunmehr den Ju- 
gendgerichtshelfer zur Betreuung während des ge- 
samten Verfahrens. Dazu kann auch gehören, daß er 
den Jugendlichen auf die Hauptverhandlung vorbe- 
reitet und mit den Eltern zusammenarbeitet. 


Zweiter Teil 

Organisation, Verfahren und Kostenrege- 
lungen 

Kapitel 1 

öffentliche Träger der Jugendhilfe 

Zu §90 

Die Vorschrift bestimmt, wer für die Erfüllung der 
Aufgaben auf dem Gebiet der öffentlichen Jugend- 
hilfe verantwortlich ist. Sie faßt zugleich diese Rege- 
lungen — mit Ausnahme der Regelungen über die 
oberste Landesjugendbehörde und die Aufgaben des 
Bundes — zusammen und bezieht kreisangehörige 
Gemeinden, die nicht Träger der Jugendhilfe, wohl 
aber Träger von Einrichtungen, Diensten und Ver- 
anstaltungen für den örtlichen Bereich sind, vor al- 
lem von Spielplätzen,. Kindertagesstätten und Ein- 
richtungen der Jugendarbeit, mit ein. 

Die Ausschußminderheit spricht sich für die Rege- 
lung des Artikels 1 § 43 Bundesratsentwurf aus. 

Absatz 1 

Das Gesetz unterscheidet wie das Bundessozialhil- 
fegesetz örtliche und überörtliche Träger. Satz 2 ent- 
hält den Grundsatz, daß örtliche Träger der Jugend- 
hilfe die Kreise und kreisfreien Städte sind. Nach 
Satz 3 kann Landesrecht kreisangehörige Städte 
und Gemeinden zu örtlichen Trägern der Jugend- 
hilfe bestimmen, bei denen die Leistungsfähigkeit 
zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz ge- 
währleistet ist. Kriterium dafür kann nicht nur das 
Überschreiten einer bestimmten Einwohnerzahl 
sein; Voraussetzung ist, daß die fachliche und finan- 
zielle Leistungsfähigkeit tatsächlich gesichert ist 
Da das Gesetz von der Gesamtkonzeption ausgeht, 
die sachliche Zuständigkeit für alle Leistungen (aus- 
genommen die außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes zu erbringenden) beim örtlichen Trä- 
ger zu konzentrieren, sind an diese Aufgabe hohe 
fachliche Anforderungen zu stellen. Dabei kommt es 
vor allem auf die Leistungsfähigkeit der Sozialarbeit 
und der sozial-pädagogischen Arbeit an. 

Für den Ausnahmefall, daß durch die kreisangehöri- 
gen Städte und Gemeinden als Träger der Jugend- 
hilfe der Bedarf des gesamten Kreisgebietes abge- 
deckt wird oder nur geringe Restzuständigkeiten 
bleiben, kann der Landesgesetzgeber nach Satz 4 be- 
stimmen, daß der Kreis nicht örtlicher Träger der 
Jugendhilfe ist. Die Länder sollen auch bestimmen, 
wer überörtlicher Träger ist. 

Der Ausschuß hat sich mehrheitlich nicht entschlie- 
ßen können, dem Landesrecht zu überlassen, Zu- 
ständigkeiten kreisangehöriger Gemeinden auf dem 
Gebiet der Jugendhilfe schlechthin zu bestimmen, 
wie es § 43 Abs. 1 Satz 4 des Bundesratsentwurfs 
vorsah. Vielmehr war der Ausschuß der Auffassung, 
daß die Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe 
grundsätzlich — abgesehen von den in Absatz 4 ge- 
regelten Fällen — auch von öffentlichen Trägern der 
Jugendhilfe wahrgenommen werden sollten, die 
über einen Jugendhilfeausschuß unter Beteiligung 
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der freien Träger der Jugendhilfe verfügten. Demge- 
genüber hätte die vom Bundesrat vorgesehene Re- 
gelung dazu führen können, daß nahezu die gesam- 
ten Aufgaben der Jugendhilfe von kreisangehörigen 
Städten und Gemeinden ohne eigenes Jugendamt 
und ohne Jugendhilfeausschuß hätten durchgeführt 
werden können. Auf dieser Grundlage hätte auch 
bestimmt werden können, daß die Kreise ihnen zu- 
gehörige Gemeinden und Gemeindeverbände zur 
Durchführung von Aufgaben nach diesem Gesetz 
heranziehen und ihnen dabei Weisungen erteilen 
könnten; für eine solche kommunalverfassungs- 
rechtlich allgemein unerwünschte Delegationsrege- 
lung bestehe für den Bereich der Jugendhilfe kein 
Bedarf. 

Die Ausschußminderheit hält die in dem Bundes- 
ratsentwurf vorgesehene Regelung für ausreichend 
und weitergehende bundesrechtliche Regelungen 
nicht für erforderlich. 

Absatz 2 

Absatz 2 enthält die Verpflichtung für jeden örtli- 
chen Träger, ein Jugendamt, und für jeden überörtli- 
chen Träger, ein Landesjugendamt zu errichten. 
Satz 2 läßt die Errichtung mehrerer Landesjugend- 
ämter im Bereich eines Landes zu. Satz 3 ermöglicht 
Jugendämtern und Landesjugendämtern, zur Durch- 
führung einzelner Aufgaben gemeinsame Einrich- 
tungen und Dienste zu bilden; für die Adoptionsver- 
mittlung tritt die Vorschrift insoweit an die Stelle 
des § 2 Abs. 1 Satz 3 und 4 Adoptionsvermittlungs- 
gesetz. 

Absatz 3 

Nach Absatz 3 werden Aufgaben der Jugendhilfe, 
die dem öffentlichen Träger der Jugendhilfe oblie- 
gen, ausschließlich von den Jugendämtern und Lan- 
desjugendämtern wahrgenommen. Damit wird zu- 
gleich ausgeschlossen, daß Jugendhilfeaufgaben auf 
selbständige Verwaltungseinheiten zu eigenverant- 
wortlicher Wahrnehmung übertragen werden. Dies 
soll in gleicher Weise für die Wahrnehmung von 
Aufgaben der Jugendhilfe durch gemeinsame so- 
ziale Dienste des örtlichen Trägers galten, so daß 
der Ausschuß Satz 3 des Absatzes 3 Regierungsent- 
wurf nicht übernommen hat Nach Satz. 2 soll — wie 
für das geltende Recht — die Zuweisung z. B. von 
Sozialhilfeaufgaben oder von kulturellen Aufgaben 
für junge Menschen an das Jugendamt zulässig 
sein. 

Absatz 4 

Satz 1 stellt klar, daß die kreisangehörigen Gemein- 
den Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 
der Jugendhilfe mit örtlichem, d. h. auf die Ge- 
meinde beschränktem Bedarf, vor allem Kinderta- 
geseinrichtungen, Kinderspielplätze und Freizeit- 
einrichtungen anregen, schaffen und fördern kön- 
nen und daß die Regelungen dieses Gesetzes über 
die öffentlichen Träger der Jugendhilfe (Jugendäm- 
ter) dem nicht entgegenstehen. Diese Grundsatzre- 
gelung soll nicht dem Landesrecht überlassen blei- 
ben, dem jedoch nähere Bestimmungen Vorbehalten 
sind. Satz 2 stellt klar, daß für die kreisangehörige 


Gemeinde im Verhältnis zu Leistungsempfängern 
und zu freien Trägern der Jugendhilfe die für öffent- 
liche Träger der Jugendhilfe geltenden Vorschriften 
entsprechend gelten. Auch § 104 — ausgenommen 
Absatz 4 — findet sinngemäß Anwendung. Entge- 
gen dem Regierungsentwurf wird eine Regelung 
über die Mitwirkung kreisangehöriger Gemeinden 
an den Aufgaben des örtlichen Trägers nicht vorge- 
sehen, weil hierfür kein hinreichender Bedarf be- 
steht und dies zur Einführung neuer und problema- 
tischer Organisationsprinzipien führen könnte. 
Ferner wird eine Verpflichtung der kreisangehöri- 
gen Gemeinden, das Jugendamt über alle ihnen be- 
kanntgewordenen Fälle zu unterrichten, in denen 
ein Tätigwerden des Jugendamtes in Betracht 
kommt, für entbehrlich behalten. 

Zu §91 

In § 91 werden die Regelungen über den Jugendhil- 
feausschuß, dessen Aufgaben und den Landesju- 
gendhilfeausschuß zusammengefaßt. Die Zweiglied- 
rigkeit des Jugendamtes nach geltendem Recht — 
das Jugendamt besteht aus dem Jugendwohlfahrts- 
ausschuß und der Verwaltung des Jugendamts — 
wird aufgegeben. Der Jugendhilfeausschuß soll dem 
öffentlichen Träger der Jugendhilfe in gleicher 
Weise wie andere kommunale Ausschüsse zugeord- 
net werden. Die wachsenden Aufgaben der Jugend- 
hilfe erfordern allerdings auch weiterhin ein 
eigenes sachverständiges Gremium, in dem Mitglie- 
der der Vertretungskörperschaften, der Jugendver- 
bände und der anderen freien Träger verantwortlich 
Zusammenarbeiten und die Vertretungskörper- 
schaft sachgerecht unterstützen. Deshalb sind auch 
künftig bundesgesetzliche Garantien hinsichtlich 
Errichtung, Zusammensetzung und Aufgaben dieses 
Gremiums nötig. Die Regelung stellt einen Kompro- 
miß zwischen der Auffassung vor allem der kommu- 
nalen Spitzenverbände, den Jugendhilfeausschuß in 
die übliche kommunalverfassungsrechtliche Struk- 
tur einzuordnen und Zusammensetzung, Verfassung 
und Verfahren dem jeweiligen Kommunalverfas- 
sungsrecht des Landes zu überlassen, und der Auf- 
fassung und der freien Träger der Jugendhilfe dar, 
die Zweigliedrigkeit des Jugendamtes beizubehal- 
ten und den freien Trägern der Jugendhilfe (minde- 
stens) die Hälfte der Stimmen im Jugendhilfeaus- 
schuß zu geben. 

Gegenüber dem geltenden Recht und dem Regie- 
rungsentwurf schlägt der Ausschuß eine Straffung 
der Regelungen und den Verzicht auf eine bundes- 
rechtliche Regelung über beratende Mitglieder des 
Ausschusses vor. Jedoch werden im Interesse der 
freien Träger der Jugendhilfe und der Fachlichkeit 
der Jugendhilfe weitergehende bundesgesetzliche 
Garantien vorgesehen, als sie der Gesetzentwurf des 
Bundesrates vorsieht So hat nicht nur der örtliche 
Träger einen Jugendhilfeausschuß, sondern auch 
der überörtliche Träger bei jedem Landesjugendamt 
einen Landesjugendhilfeausschuß zu bilden (Ab- 
satz 1 und 4 Satz 1); auch im Bereich des überörtli- 
chen Trägers wird eine partnerschaftliche und fach- 
kundige Zusammenarbeit mit Vertretern der freien 
Träger der Jugendhilfe in einem Landesjugendhilfe- 
ausschuß für erforderlich gehalten. Dem Jugendhil- 
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feausschuß wie dem Landesjugendhilfeausschuß 
sollen mit je einem Fünftel des Anteils der Stimmen 
Personen angehören, die von den Jugendverbänden 
und Gruppen der Jugend einerseits und von den 
Verbänden der freien Wohlfahrtspflege anderer- 
seits vorgeschlagen werden. Die übrigen drei Fünf- 
tel der Stimmen stehen den Mitgliedern der kom- 
munalen Vertretungskörperschaften zu. 

Entsprechend dem geltenden Recht und dem Regie- 
rungsentwurf wird auch daran festgehalten, die Auf- 
gaben des Jugendhilfeausschusses im Gesetz zu be- 
stimmen. Der Jugendhilfeausschuß hat sich mit al- 
len Angelegenheiten der Jugendhilfe zu befassen, 
soweit es sich nicht um Angelegenheiten der laufen- 
den Verwaltung des öffentlichen Trägers handelt. 
Der Jugendhilfeausschuß hat Beschlußrecht und ist 
vor jeder Beschlußfassung der Vertretungskörper- 
schaft in Fragen der Jugendhilfe und — abweichend 
vom Regierungsentwurf — auch vor der Berufung 
eines Leiters des Jugendamtes zu hören. Der Ju- 
gendhilfeausschuß hat das Recht, an die Vertre- 
tungskörperschaft Anträge zu stellen. 

Nähere Regelungen — insbesondere über die Auf- 
nahme beratender Mitglieder — bleiben dem Lan- 
desrecht überlassen. 

Die Ausschußminderheit spricht sich für Artikel 1 
§ 44 des Bunderatsentwurfs aus und hält insbeson- 
dere eine bundesgesetzliche Regelung über die Auf- 
gaben des Jugendhilfeausschusses und des Landes- 
jugendhilfeausschusses sowie eine zwingende Rege- 
lung über die Bildung von Landesjugendhilfeaus- 
schüssen für nicht erforderlich. 

Zu §92 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen in den neugefaßten § 91 als Absatz 3 
aufgenommen worden sind. 

Zu §93 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen in den neuformulierten § 91 auf genom- 
men worden sind. 

Zu § 94 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen gestrafft und in § 90 als Absatz 4 einge- 
fügt worden sind. 

Kapitel 2 

Freie Träger der Jugendhilfe 

Zu §95 
Absatz 1 

Die Vorschrift nennt die Organisationen, die als 
freie Träger der Jugendhilfe i. S. des Gesetzes aner- 
kannt werden können, soweit sie Jugendhilfe lei- 
sten oder fördern. Sie ist entsprechend der in der 
Bundesrepublik Deutschland vorhandenen Träger- 
pluralität weit gefaßt und bezieht auch kleinere 
Gruppen, z. B. selbstorganisierte Gruppen, ein. Num- 
mer 1 stellt den überregional organisierten Jugend- 


verbänden die Gruppen der Jugend als örtliche Zu- 
sammenschlüsse von jungen Menschen gleich, wo- 
bei eine besondere Rechtsform nicht vorgeschrie- 
ben wird. Nummer 2 nennt die in der Regel auf Bun- 
des-, Landes- und Kreisebene organisierten freien 
Wohlfahrtsverbände. Nummer 3 bestimmt die Kir- 
chen und Religionsgesellschaften des öffentlichen 
Rechts als freie Träger, soweit sie Jugendhilfe lei- 
sten oder fördern. Nummer 4 bezieht sich auf son- 
stige Organisationen, wobei klarzustellen war, daß 
es sich auch um Vereinigungen handeln soll, die 
nicht juristische Personen sind-, dazu gehören z. B. 
Fachorganisationen, Träger der Jugendsozialarbeit 
und der Jugendbildungseinrichtungen sowie Eltern- 
selbsthilfegruppen. 

Absatz 2 

Die Vorschrift nennt die Voraussetzungen für die 
Anerkennung der freien Träger der Jugendhilfe. Die 
Formulierung „Gewähr für eine den Zielen des 
Grundgesetzes förderliche Arbeit" aus § 9 Abs. 1 
JWG wurde nicht übernommen; statt dessen wird 
verlangt, daß die Arbeit des Trägers sich im Rahmen 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes hält und er Aufgaben 
der Jugendhilfe im Sinne dieses Gesetzes sachge- 
recht wahrnimmt. Der Begriff „freiheitliche demo- 
kratische Grundordung im Sinne des Grundgeset- 
zes" sei durch die Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichts in seinem Inhalt und seiner Trag- 
weite näher bestimmt und biete damit verläßliche 
und rechtsstaatliche Entscheidungskriterien. Diese 
Formulierung gewährleiste, daß die Selbständigkeit 
freier Träger der Jugendhilfe in Zielsetzung und 
Durchführung ihrer Aufgaben nicht beeinträchtigt 
werde. Aus den gleichen Gründen wurde davon ab- 
gesehen, entsprechend dem Regierungsentwurf zu 
fordern, daß der Träger die Gewähr für eine entspre- 
chende Arbeit bietet; eine Verpflichtung, derartige 
Zukunftsprognosen anzustellen, soll im Interesse 
der Trägerautonomie nicht statuiert werden. 

Satz 2 begründet — im Gegensatz zu § 9 Abs. 2 JWG, 
der eine Ermächtigung der Bundesregierung vor- 
sieht, jedoch im Einklang mit der bisherigen Verwal- 
tungspraxis — die Kompetenz der Länder, das Nä- 
here über das Verfahren und die Zuständigkeit zu 
regeln. Ein Landesrechtsvorbehalt auch hinsichtlich 
der materiellen Voraussetzungen der Anerkennung 
erscheine nicht angebracht; freie Träger der Ju- 
gendhilfe sollten in Respektierung ihrer Autonomie 
nicht anderen als allgemein bundesgesetzlich nor- 
mierten Anerkennungsvoraussetzungen unterwor- 
fen werden. 

Die Ausschußminderheit vertritt demgegenüber die 
Auffassung, es müsse entsprechend dem gegenwär- 
tigen Recht gefordert werden, daß die Arbeit des 
freien Trägers den Zielen des Grundgesetzes förder- 
lich sei; es müsse von den freien Trägern der Ju- 
gendhilfe ein klares Bekenntnis zur grundgesetzli- 
chen Ordnung gefordert werden. Das Landesrecht 
solle auch die Voraussetzungen der Anerkennung 
genauer umschreiben können, so daß sich der Lan- 
desrechtsvorbehalt auch auf die Regelung der mate- 
riellen Voraussetzungen der Anerkennung erstrek- 
ken solle. 
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Zu §96 
Absatz 1 

Absatz 1 verpflichtet die öffentlichen Träger der Ju- 
gendhilfe, mit den anerkannten freien Trägern der 
Jugendhilfe unter Wahrung ihrer Selbständigkeit 
partnerschaftlich zusammenzuarbeiten, ihre Ein- 
richtungen, Dienste und Veranstaltungen anzure- 
gen und zu unterstützen und sie an der Planung von 
Anfang an zu beteiligen. Die Zusammenarbeit rich- 
tet sich nach den Grundsätzen, die im Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juli 1967 
(BVerfGE 22, 180 [200]) enthalten sind. 

Absatz 2 

Absatz 2 normiert die Verpflichtung des öffentli- 
chen Trägers der Jugendhilfe, zum Zwecke dieser 
Zusammenarbeit mit den anerkannten freien Trä- 
gern der Jugendhilfe in Arbeitsgemeinschaften zu- 
sammenzuarbeiten; die im Regierungsentwurf an 
späterer Stelle enthaltene Norm ist aus Gründen 
des Sachzusammenhanges in § 96 eingefügt worden. 
Absatz 2 nennt die Zusammenarbeit in den von den 
anerkannten freien Trägem der Jugendhilfe selbst 
gebildeten Arbeitsgemeinschaften an erster Stelle, 
um die Bedeutung dieser Art der Zusammenarbeit 
besonders zu betonen. Er nennt daneben die Bildung 
weiterer Arbeitsgemeinschaften, in denen vor allem 
solche anerkannten freien Träger mitwirken, die in 
den anderen Arbeitsgemeinschaften (Jugendringe, 
Arbeitsgemeinschaften der freien Wohlfahrtspfle- 
ge) nicht vertreten sind. Die Vorschrift läßt auch zu, 
daß im Bereich eines öffentlichen Trägers der Ju- 
gendhilfe mehrere Arbeitsgemeinschaften oder 
mehrere Arbeitskreise einer Arbeitsgemeinschaft 
für unterschiedliche Leistungsbereiche gebildet 
werden. Die nähere Ausgestaltung bleibt dem Lan- 
desrecht überlassen; dieses kann auch vorsehen, daß 
weitere öffentliche Stellen und sachverständige 
Kräfte in den Arbeitsgemeinschaften vertreten 
sind. 

Absatz 3 

Absatz 3 begründet einen Anspruch jedes freien 
Trägers der Jugendhilfe, der anerkannt ist oder die 
Anerkennung anstrebt, auf fachliche Beratung. Die 
Einbeziehung auch noch nicht anerkannter freier 
Träger der Jugendhilfe soll freien Trägern bereits 
bei der Planung, d. h. auch schon vor Beginn ihrer 
Arbeit, beratende Unterstützung zukommen lassen. 

Einbezogen sind auch Initiativgruppen. Der Bera- 
tungsanspruch nach § 64, der nur dem Träger einer 
Einrichtung zusteht, in der Minderjährige betreut 
werden oder Unterkunft erhalten, und sich nur auf 
den Betrieb dieser Einrichtung bezieht, reicht nach 
Auffassung des Ausschusses nicht aus. Ergänzend 
sieht § 102 Abs. 3 Satz 2 vor, daß anerkannte freie 
Träger der Jugendhilfe und bestimmte andere Trä- 
ger auch Anspruch auf Beratung über eine zweck- 
entsprechende, wirtschaftliche und sparsame Ver- 
wendung der Mittel haben. Diese Beratung soll qua- 
lifiziert geleistet werden und auch die Hilfestellung 
in organisatorischen Fragen umfassen. 

Die Vorschrift wird vor allem für kleinere freie Trä- 
ger, die nicht über eine größere Verwaltung und 


über einen größeren Stab hauptberuflicher Mitar- 
beiter verfügen, Bedeutung haben. Zur Durchfüh- 
rung der Beratung kann sich der öffentliche Träger 
der Jugendhilfe auch eines freien Trägers der Ju- 
gendhilfe bzw. eines Zusammenschlusses freier Trä- 
ger (z. B. Jugendring) bedienen. 

Die Ausschußminderheit hält die Vorschrift des § 96 
insgesamt für entbehrlich. 

Zu §97 

Nach dieser Vorschrift soll Landesrecht bestimmen, 
daß und inwieweit der öffentliche Träger der Ju- 
gendhilfe anerkannte freie Träger der Jugendhilfe 
an der Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben und 
an der Leistung einzelner Hilfen nach diesem Ge- 
setz beteiligen oder ihnen die Durchführung über- 
tragen kann. Gemeint sind hier nicht Aufgaben, die 
in den Bereich der eigenständigen Betätigungs- 
rechte oder in den Bereich privatrechlich geregelter 
Zusammenarbeit zwischen den öffentlichen und den 
freien Trägern der Jugendhilfe fallen, sondern öf- 
fentlich-rechtliche Aufgaben, soweit diese an Pri- 
vate übertragen werden können, übertragbar sind 
auch bestimmte Aufgaben insgesamt (z. B. Jugend- 
gerichtshilfe), wie im Text der Vorschrift ausdrück- 
lich klargestellt worden ist. Im Falle einer Beteili- 
gung oder Übertragung entsteht ein öffentlich- 
rechtliches Vertragsverhältnis zwischen dem öffent- 
lichen und dem freien Träger der Jugendhilfe. Ab- 
satz 3 stellt klar, daß die Übertragung auf den freien 
Träger oder seine Beteiligung die Verantwortung 
des öffentlichen Trägers für die Verwirklichung des 
Rechts auf Erziehung unberührt läßt, Absatz 2 ver- 
langt im Interesse der Rechtsklarheit für die Beteili- 
gung und Übertragung die Schriftform. 

Dem Landesrecht bleibt überlassen zu bestimmen, 
von der Möglichkeit der Beteiligung oder Übertra- 
gung Gebrauch zu machen und Näheres zu regeln. 
Damit solle den Besonderheiten der jeweiligen lan- 
desrechtlichen Entwicklung Rechnung getragen 
werden können. 

Die Ausschußminderheit ist demgegenüber der 
Auffassung, daß diese bundesrechtliche Vorschrift 
die grundsätzliche Regelung der Beteiligung oder 
Übertragung selbst enthalten und dem Landesrecht 
nur die Bestimmung näherer Einzelheiten Vorbehal- 
ten sein sollte. Sie spricht sich für Artikel 1 § 46 des 
Bundesratsentwurfs aus. 


Kapitel 3 

Gesamtverantwortung, Gewährleistung, Fachlich- 
keit und Planung 

Zu §98 
Absatz 1 

Die Vorschrift stellt in Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfGE 22, 180, 200) klar, daß der öffentliche Trä- 
ger der Jugendhilfe insgesamt für die Durchfüh- 
rung des Gesetzes verantwortlich ist 
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Absatz 2 

Absatz 2 enthält die Gewährleistungpflicht des öf- 
fentlichen Trägers der Jugendhilfe für die erforder- 
lichen und geeigneten Einrichtungen, Dienste und 
Veranstaltungen der Jugendhilfe, ferner dafür, daß 
eine ausreichende Zahl von Pflegepersonen für die 
Familienpflege zur Verfügung steht. Die im Regie- 
rungsentwurf noch enthaltenen besonderen Ge- 
währleistungsvorschriften (Artikel 1 § 44 Abs. 2, § 45 
Abs. 3) sind an dieser Stelle inhaltlich einbezogen 
worden. Zwischen der Gewährleistung von Einrich- 
tungen, Diensten und Veranstaltungen für Hilfen 
zur Erziehung, auf die ein Rechtsanspruch besteht, 
und der Gewährleistung von Einrichtungen, Dien- 
sten und Veranstaltungen für andere Hilfen und für 
Förderungsangebote wird nicht unterschieden. Die 
Verbindlichkeit der Gewährleistung bezieht sich auf 
beides, für beides sollen die erforderlichen und ge- 
eigneten Einrichtungen, Dienste und Veranstaltun- 
gen ausreichend und rechtzeitig zur Verfügung ste- 
hen. Ob die Angebote von anerkannten freien oder 
von öffentlichen Trägern der Jugendhilfe gemacht 
werden sollen, richtet sich nach § 102. Der öffentli- 
che Träger der Jugendhilfe gewährleistet, daß die 
Angebote zur Verfügung stehen; dies umfaßt das 
Anregen, Fördern und Bereitstellen der Angebote. 

Die Verpflichtung des öffentlichen Trägers ist als 
„Soll- Verpflichtung“ ausgestaltet. Eine bloße Hinwir- 
kungsverpflichtung, wie sie der Regierungsentwurf 
vorsah, hielt der Ausschuß nicht für ausreichend, 
während eine zwingende Verpflichtung zu einer 
Überforderung der Finanzkraft der öffentlichen Trä- 
ger der Jugendhilfe führen könnte. Die Gewährlei- 
stungspflicht trifft sowohl die örtlichen wie die 
überörtlichen Träger. 

Absatz 3 

Sätze 1 und 2 sollen eine ausreichende, auch qualifi- 
zierte personelle Ausstattung der Jugendämter und 
der Landesjugendämter als Grundlage sachgemäßer 
und effektiver Arbeit der öffentlichen Träger der Ju- 
gendhilfe sichern. Eine solche Ausstattung ist vor al- 
lem im Bereich der intensiveren pädagogischen und 
therapeutischen Hilfen für die betroffenen Minder- 
jährigen und Familien von oft schicksalhafter Be- 
deutung. Satz 3 enthält eine Rechtsverordnungser- 
mächtigung, die den Ausbau einiger ambulanter so- 
zialer Dienste nach Mindestausstattung und Quali- 
fikation (Regelung darüber, welchen Ausbildungsab- 
schluß Fachkräfte haben müssen, nicht etwa Rege- 
lung von Ausbildungsgängen) absichern soll. Die Re- 
gelung beschränkt sich auf die zur Verwirklichung 
der Grundintentionen des Gesetzes besonders wich- 
tigen Dienste, die die Aufgaben nach § 31, nach § 33, 
die Aufgaben der Erziehungsbeistandschaft, der 
Adoptionsvermittlung und der Familienpflegever- 
mittlung und der Jugendgerichtshilfe wahrneh- 
men. 

Diese Regelungen sind als für die sachgerechte Aus- 
führung des materiellen Rechts unabdingbare An- 
nexe durch die Kompetenznorm des Artikels 74 
Nr. 7 GG gedeckt. Die dem Bund hieraus erwach- 
sende Regelungskompetenz kann nicht wirksam 
werden, ohne daß die Minimalausstattung der vor- 


gesehenen Dienste gesichert wird. Die Regelungen 
lassen den Kernbereich der kommunalen Selbstver- 
waltung unangetastet. Insoweit ist wesentlich auf 
die geschichtliche Entwicklung und die historischen 
Erscheinungsformen der kommunalen Selbstver- 
waltung abzustellen, die entscheidend durch den 
Aufgabenbereich der Jugendhilfe mitgeprägt sind. 

Die Ausschußminderheit spricht sich für Artikel 1 
§ 48 des Bundesratsentwurfs aus. Sie hält die Sollge- 
währleistungspflicht für überzogen, Absatz 3 für 
nicht erforderlich und Absatz 3 Satz 3 für verfas- 
sungsrechtlich bedenklich und verfassungspolitisch 
unerwünscht. 

Zu §99 

Die Vorschrift enthält die Verpflichtung jedes öf- 
fentlichen Trägers der Jugendhilfe, einen Jugend- 
hilfeplan aufzustellen und ihn fortzuschreiben; die 
Fortschreibung richtet sich nach dem jeweiligen Be- 
darf. Der Jugendhilfeplan enthält alle Ansätze für 
Jugendhilfeleistungen, auch wenn sie in verschie- 
denen Plänen, Titeln und Funktionsgruppen des 
Haushalts enthalten sind. Die Förderung der Ju- 
gendarbeit ist gesondert auszuweisen. Eine verläßli- 
che Planung ist für die Jugendhilfe besonders wich- 
tig, weil die hierfür zur Verfügung stehenden Mittel 
begrenzt sind und ihr wirksamer und wirtschaftli- 
cher Einsatz sorgfältig geplant werden muß; sie ist 
besonders wichtig für die Jugendarbeit, weil es hier 
weniger um Einzelhilfen geht und individuelle An- 
sprüche nicht bestehen, sondern die Angebote der 
Jugendarbeit den einzelnen jungen Menschen über 
Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen öffent- 
licher und freier Träger der Jugendhilfe erreichen. 

Es ist erforderlich, die Maßnahmen der freien und 
öffentlichen Träger der Jugendhilfe mittel- und 
langfristig aufeinander abzustimmen, um einen be- 
darfsgerechten Mitteleinsatz zu gewährleisten. Des- 
halb wird eine mindestens fünfjährige Planung vor- 
geschrieben. Es ist Sache der kommunalen Praxis im 
Einzelfall, die Planung so flexibel zu gestalten, daß 
sie auf aktuellen Bedarf eingehen kann (vgl. auch 
§ 100 Abs. 1 Nr. 3 zweiter Halbsatz). Aus der Not- 
wendigkeit einer solchen Abstimmung folgt zu- 
gleich die in der Vorschrift festgelegte Verpflich- 
tung der öffentlichen Träger, die freien Träger an 
der Jugendhilfeplanung von Anfang an zu beteili- 
gen, ebenso wie die Verpflichtung zur Beteiligung 
auch der kreisangehörigen Gemeinden und zur Ab- 
stimmung zwischen der Jugendhilfeplanung der 
überörtlichen und örtlichen Träger und zur Abstim- 
mung mit anderen örtlichen Trägern hinsichtlich 
der Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 
mit überörtlichem Angebot. 

‘Absatz 3 ermächtigt und verpflichtet die Länder, 
Näheres über die Jugendhilfeplanung zu bestim- 
men. 

Die Ausschußminderheit spricht sich für Artikel 1 
§ 47 des Bundesratsentwurfs aus. 

Zu § 100 

Die Vorschrift enthält Planungsgrundsätze. Absatz 1 
enthält die Verpflichtung zur Feststellung des Ju- 
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gendhilfebestandes, zur Ermittlung des Jugendhilfe- 
bedarfes unter Berücksichtigung der Wünsche, Be- 
dürfnisse und Interessen der betroffenen jungen 
Menschen und der Erziehungsberechtigten sowie 
zur rechtzeitigen Planung der zur Bedarfsbefriedi- 
gung notwendigen Vorhaben; gegenüber dem Re- 
gierungsentwurf ist die Verpflichtung hinzugefügt 
worden sicherzustellen, daß auch neuer Bedarf be- 
friedigt werden kann. Absatz 2 enthält einige beson- 
ders wichtige Grundsätze, die in der bisherigen Pla- 
nung häufig nicht genügend berücksichtigt worden 
sind, insbesondere den Grundsatz orts- und bürger- 
naher Jugendhilfeplanung (Nummer 1) und den 
Grundsatz, junge Menschen und Familien in gefähr- 
deten Lebens- und Wohnbereichen besonders zu 
fördern (Nummer 3). In Nummer 2 ist gegenüber 
dem Regierungsentwurf der Begriff „vielseitiges“ 
durch den Begriff „plurales“ Angebot ersetzt wor- 
den. 

Absatz 3 legt Jugendämtern und Landesjugendäm- 
tem ebenso die Beachtung vorhandener Entwick- 
lungsplanungen in anderen Bereichen auf, wrie ih- 
nen bei der Planung in anderen Bereichen Mitwir- 
kungsbefugnisse eingeräumt werden sollten. 

Satz 3 des Regierungsentwurfs ist zur Straffung ge- 
strichen worden. 

Die Ausschußminderheit ist der Auffassung, daß auf 
die Vorschrift insgesamt verzichtet werden sollte. 

Zu § 101 

Die Vorschrift betont die Mitverantwortung der Ju- 
gendämter und Landesjugendämter für die Gesamt- 
planung mit dem Ziel, darauf hinzuwirken, daß die 
Planungen den Bedürfnissen und Interessen der jun- 
gen Menschen und der Familien Rechnung tragen. 
Bei den Nummern 1 und 3 geht es um eine Abstim- 
mung im Hinblick auf die Verpflichtung zur Bedarfs- 
ermittlung und rechtzeitigen Planung von Jugend- 
hilfe wie auch zur Nutzung der Möglichkeiten, die 
Leistungen wirksamer und wirtschaftlicher zu er- 
bringen. Nummer 2 enthält eine Konkretisierung 
der den Jugendämtern und Landesjugendämtern 
nach Satz 1 obliegenden Verpflichtungen. Num- 
mer 4 betont die besondere Verpflichtung der Ju- 
gendhilfe, auf Verbesserungen in sozialen Brenn- 
punkten hinzuwirken. 

Die Ausschußminderheit ist der Auffassung, daß auf 
die Vorschrift verzichtet werden sollte. 

Zu § 102 

Die Vorschrift regelt die Kriterien, nach denen zu 
entscheiden ist, ob Jugendhilfeangebote freier Trä- 
ger der Jugendhilfe öffentlich gefördert werden und 
ob Angebote des öffentlichen Trägers der Jugend-' 
hilfe gemacht werden sollten; außerdem wird die 
Förderung von Angeboten freier Träger der Jugend- 
hilfe durch den öffentlichen Träger der Jugendhilfe 
geregelt. Die Vorschrift wird damit von grundlegen- 
der Bedeutung für das Verhältnis zwischen öffentli- 
chen und freien Trägern der Jugendhilfe. 

Ebenso wrie die Bundesregierung geht der Ausschuß 
davon aus, daß Jugendhilfe in der Bundesrepublik 
Deutschland zum größeren Teil von freien Trägern 


geleistet wird. Die Tätigkeit freier Träger und ihr 
Zusammenspiel mit der Tätigkeit der Jugendämter 
und Lande sjugendämter sollen das plurale Angebot 
gewährleisten, das den Wünschen und Interessen 
nach Berücksichtigung unterschiedlicher Fähigkei- 
ten, Neigungen, Grundrichtungen der Erziehung 
und Werthaltungen Rechnung tragen soll. Diese 
Pluralität ist eine entscheidende Voraussetzung für 
die Ausübung der Freiheitsrechte der Eltern bei der 
Erziehung ebenso wie der jungen Menschen bei ih- 
rer Entwicklung. Die Absicherung dieser Pluralität 
durch einen Funktionsschutz für die freien Träger 
der Jugendhilfe ist deshalb nicht nur für diese selbst, 
sondern vor allem auch für die Eltern und die jungen 
Menschen im Interesse ihrer Freiheitsräume erfor- 
derlich. 

Um diese Ziele zu erreichen, erschien der Aus- 
schußmehrheit die Regelung des Regierungsent- 
wurfs nicht in jeder Hinsicht ausreichend. Sie hat 
deshalb Absätze 1 und 2 auf der Grundlage eines 
Vorschlags des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge umgestaltet. Die beiden Kern- 
teile dieser Regelung sind die folgenden: 

1. Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 
sollen von dem öffentlichen oder dem anerkann- 
ten freien Träger der Jugendhilfe geschaffen und 
betrieben werden, dessen Angebot einem an den 
Wünschen, Bedürfnissen und Interessen der jun- 
gen Menschen und der Erziehungsberechtigten 
sowie an deren Wahlrecht nach § 10 Abs. 2 orien- 
tierten Bedarf entspricht, zur angemessenen 
Vielfalt des Gesamtangebots beiträgt und die 
sachlichen und fachlichen Voraussetzungen für 
den Betrieb der Einrichtung, des Dienstes oder 
der Veranstaltung erfüllt. 

2. Ist ein anerkannter freier Träger der Jugendhilfe 
bereit, Einrichtungen, Dienste und Veranstaltun- 
gen gemäß Nummer 1 rechtzeitig zu schaffen 
und zu betreiben, soll ihm in der Regel Gelegen- 
heit dazu durch Förderung mit öffentlichen Mit- 
teln gegeben werden. 

Entscheidendes Kriterium solle die Bedarfssituation 
sein, die in erster Linie aus der Sicht der Wünsche, 
Bedürfnisse und Interessen der betroffenen Eltern 
und jungen Menschen zu beurteilen sei. Die Wün- 
sche der Betroffenen seien dabei bewußt an die erste 
Stelle gesetzt worden, weil es primär Sache der be- 
troffenen Eltern und jungen Menschen und erst in 
zweiter Linie Sache der Träger sei zu bestimmen, 
welches Angebot das am besten geeignete sei; für 
öffentliche und für freie Träger der Jugendhilfe gel- 
te, was die Erziehung Minderjähriger betrifft, glei- 
chermaßen, daß — unbeschadet des Artikels 6 
Abs. 2 Satz 2 GG — sich Jugendhilfe an der elterli- 
chen Bestimmung auszurichten habe, während An- 
gebote an junge Erwachsene sich primär nach deren 
Wünschen zu richten hätten. Die Wünsche der Be- 
troffenen sollten demnach darüber entscheiden, 
welcher Träger unter Inanspruchnahme öffentlicher 
Mittel Angebote machen könne; die Wünsche der 
Betroffenen hätten grundsätzlich gleiches Gewicht, 
ob sie auf ein bestimmtes Angebot eines freien oder 
auf ein Angebot des öffentlichen Trägers der Ju- 
gendhilfe abzielten. Im Hinblick auf die starke Stel- 
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lung des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe bei 
der Bereitstellung von Haushaltsmitteln und bei der 
Entscheidung darüber, welches Angebot zum Zuge 
komme, sehe Absatz 2 Satz 2 einen verstärkten 
Funktionsschutz für die freien Träger der Jugend- 
hilfe vor. Damit solle einerseits verhindert werden, 
daß der öffentliche Träger dann, wenn mehrere be- 
darfsgerechte Angebote konkurrierten, das eigene 
Angebot gegenüber Angeboten von freien Trägern 
der Jugendhilfe begünstige; vielmehr solle in die- 
sem Falle in der Regel zunächst das Angebot des 
freien Trägers zum Zuge kommen. Die Vorschrift 
solle und werde ferner bewirken, daß dann, wenn bei 
den Betroffenen keine ausgeprägte Trägerpräferenz 
vorhanden sei, in der Regel freie Träger tätig wür- 
den, wenn sie dazu bereit seien. 

Die Ausschußminderheit hält eine solche Regelung 
zum Schutz der freien Träger der Jugendhilfe nicht 
für ausreichend. Sie ist der Auffassung, daß die ge- 
setzliche Regelung den Vorrang der freien Träger 
der Jugendhilfe bei Schaffung und Betrieb von Ein- 
richtungen, Diensten und Veranstaltungen zu re- 
geln habe. Ein Abstellen auf die Wünsche der Be- 
troffenen sei weder erforderlich noch praktikabel. 
Es müsse genügen, daß das Angebot des anerkann- 
ten freien Trägers der Jugendhilfe ausreichend und 
geeignet sei. In diesem Fall habe der öffentliche Trä- 
ger der Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen abzu- 
sehen und den Berechtigten auf das zumutbare An- 
gebot des freien Trägers zu verweisen. 

Die Ausschußminderheit spricht sich deshalb für die 
Regelung des Artikels 1 § 2 Abs. 3 Satz 2 des Bun- 
desratsentwurfs in der Fassung ihres Änderungs- 
vorschlages aus, nach der der öffentliche Träger der 
Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen absehen muß, 
wenn freie Träger der Jugendhilfe ein ausreichen- 
des und geeignetes Angebot machen. Weiterhin ist 
die Ausschußminderheit der Auffassung, daß durch 
die von der Ausschußmehrheit verabschiedete Fas- 
sung des § 102 Abs. 2 das Prinzip der „partnerschaft- 
lichen Zusammenarbeit“ nicht an Gefahren einge- 
büßt habe: es stehe — wie befürchtet — in Zukunft 
stets immer im Ermessen des öffentlichen Trägers, 
welcher freie Träger wann tätig werden dürfe. Denn 
wenn ein anerkannter freier Träger der Jugendhilfe 
bereit sei, Einrichtungen, Dienste und Veranstaltun- 
gen rechtzeitig zu schaffen und zu betreiben, be- 
stehe kein Bedarf mehr für eine Tätigkeit des öffent- 
lichen Trägers. Die von der Minderheit vorgeschla- 
gene Fassung sichere eine vernünftige Aufgaben- 
verteilung zwischen freien und öffentlichen Trägern 
und eine möglichst wirtschaftliche Verwendung der 
zur Verfügung stehenden öffentlichen und privaten 
Mittel. Sie bedeute keine Funktionssperre für den 
öffentlichen Träger, bilde jedoch den zur Sicherung 
der Trägerpluralität und des Wahlrechts (§ 10) uner- 
läßlichen Funktionsschutz zugunsten der freien Trä- 
ger. Sie entspreche inhaltlich § 5 Abs. 3 JWG. Durch 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
18. Juli 1967 (BVerfGE 22, 180 ff.) sei die Überein- 
stimmung mit dem Grundgesetz klargestellt. 

Absatz 1 

Bereits in der grundlegenden Eingangsnorm des § 3 
Abs. 3 heißt es, daß die freien und die öffentlichen 
Träger der Jugendhilfe partnerschaftlich mit der 


Zielsetzung Zusammenarbeiten, ein auch inhaltlich 
vielfältig orientiertes Angebot zu schaffen, zu erhal- 
ten und auszubauen. Notwendig ist nicht nur eine 
Vielfalt an Angeboten und an Einrichtungen, Dien- 
sten und Veranstaltungen, sondern ebenso eine Plu- 
ralität von Angebotsträgern. Zum Zuge kommen soll 
der Träger der Jugendhilfe, dessen Angebot einem 
an den Wünschen, Bedürfnissen und Interessen der 
jungen Menschen und der Erziehungsberechtigten 
sowie an deren Wahlrecht nach § 10 Abs. 2 orien- 
tierten Bedarf entspricht; dieses in Nummer 1 ge- 
nannte Kriterium ist auch für die Verwirklichung 
der Trägerpluralität das wichtigste und im Zweifel 
tragende Kriterium. Der in Nummer 2 genannte Bei- 
trag zur angemessenen Vielfalt des Gesamtangebots 
soll ein Entscheidungskriterium vor allem in dem 
Fall darstellen, daß mehrere Angebote, die den Kri- 
terien der Nummern 1 und 3 entsprechen, miteinan- 
der konkurrieren; in diesem Falle soll vorrangig ein 
Angebot eines Trägers, der bisher noch nicht vertre- 
ten war, oder das Angebot eines bereits vertretenen 
Trägers, das z. B. neuartige Wege zu gehen versucht, 
berücksichtigt werden. Nummer 3 nennt die sachli- 
chen und fachlichen Voraussetzungen als Mindest- 
voraussetzungen f die in den einzelnen Bereichen 
der Jugendhilfe allerdings unterschiedlich zu beur- 
teilen sind. Die sachlichen und fachlichen Voraus- 
setzungen schließen nicht die finanzielle Leistungs- 
fähigkeit ein, die ggf. durch die Förderung des freien 
Trägers der Jugendhilfe gern. Absatz 3 hergestellt 
werden muß. 

Absatz 2 

Satz 1 enthält eine Konkretisierung der Verpflich- 
tung des öffentlichen Trägers zur partnerschaftli- 
chen Zusammenarbeit (§ 96 Abs. 1). Satz 2 enthält 
den bereits im Vorspann erläuterten stärkeren 
Funktionsschutz für freie Träger der Jugendhilfe, 
die bereit sind, Einrichtungen, Dienste und Veran- 
staltungen gern. Absatz 1 rechtzeitig zu schaffen und 
zu betreiben. Die Vorschrift enthält eine Soll-Ver- 
pflichtung, ein nach Absatz 1 bedarfsgerechtes An- 
gebot im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten in 
der Regel und damit zugleich vor einem eigenen 
Angebot des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe 
zu berücksichtigen, das in geringerer oder in glei- 
cher Weise bedarfsgerecht ist. Die positive Formu- 
lierung „soll ihm in der Regel Gelegenheit dazu nach 
Absatz 3 gegeben werden“ anstelle einer negativen 
Formulierung wie „hat der öffentliche Träger der Ju- 
gendhilfe von eigenen Maßnahmen abzusehen“ 
wurde gewählt, um die Zielsetzung deutlich zu ma- 
chen, daß es auf die Befriedigung des Bedarfs in ge- 
meinsamer Anstrengung der öffentlichen und freien 
Träger der Jugendhilfe ankommt. Daß der öffentli- 
che Träger der Jugendhilfe dann, wenn der Bedarf 
gemäß Absatz 1 durch freie Träger der Jugendhilfe 
bereits abgedeckt ist, nicht noch weitere Angebote 
macht, für die ein Bedarf nicht besteht, ist eine haus- 
haltsrechtliche Selbstverständlichkeit und bedarf 
keiner bundesgesetzlichen speziellen Regelung. Ei- 
ner bundesgesetzlichen Normierung bedarf hinge- 
gen die Förderungsverpflichtung des öffentlichen 
Trägers der Jugendhilfe, wenn er das Angebot des 
freien Trägers in seine Jugendhilfeplanung einbe- 
zieht; denn für den freien Träger der Jugendhilfe 
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kommt es in diesem Fall darauf an, daß der öffentli- 
che Träger der Jugendhilfe sein Angebot fördert, 
und nicht darauf, daß der öffentliche Träger von 
eigenen Maßnahmen absieht (auch wenn die Förde- 
rung des freien Trägers nach der Intention des Bun- 
desratsentwurfs nicht als „eigene Maßnahme“, von 
der abzusehen ist, verstanden werden soll). 

Absatz 3 

Die Vorschrift statuiert einen Anspruch des aner- 
kannten freien Trägers der Jugendhilfe auf Förde- 
rung von Einrichtungen, Diensten und Veranstal- 
tungen, die er gemäß Absatz 1 und 2 schafft oder be- 
treibt, d. h. die in die Jugendhilfeplanung des öffent- 
lichen Trägers der Jugendhilfe auf genommen wor- 
den sind. Eine Absicherung der freien Träger der Ju- 
gendhilfe kann nur im Rahmen einer abgestimmten 
Jugendhilfeplanung des öffentlichen Trägers der Ju- 
gendhilfe erreicht werden. Deshalb schreibt § 99 ei- 
nen Jugendhilfeplan für jeden öffentlichen Träger 
der Jugendhilfe vor, der eine verbindliche Grund- 
lage für die Planung auch der freien Träger der Ju- 
gendhilfe sein soll. Die Begrenzung auf die nach 
Maßgabe der im Haushaltsplan zur Verfügung ste- 
henden Mittel soll verdeutlichen, daß die umfas- 
sende Geltung des kommunalen Haushaltsplans 
nicht unterlaufen werden soll. 

Satz 1 zweiter Halbsatz, 1. Teil enthält Kriterien, die 
sich für die öffentlichen Träger der Jugendhilfe be- 
reits aus dem Haushaltsrecht ergeben. Zweiter 
Halbsatz, 2. Teil verlangt eine angemessene Beteili- 
gung (Eigenleistung) des freien Trägers der Jugend- 
hilfe. Damit soll erreicht werden, daß in gemeinsa- 
men Bemühungen öffentliche und private Mittel be- 
reitgestellt werden. Die Eigenleistung umfaßt die 
Gesamtheit der sächlichen und finanziellen Mittel, 
die der freie Träger der Jugendhilfe aus eigener 
Kraft oder mit Hilfe Dritter — ausgenommen die 
des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe — auf- 
bringt; sie kann auch in personellen Leistungen eh- 
renamtlicher und selbstfinanzierter Mitarbeiter be- 
stehen. Zur Angemessenheit der Eigenleistung ent- 
hält Absatz 4 nähere Vorschriften. 

Satz 3 statuiert einen Rechtsanspruch auf Beratung 
über eine zweckentsprechende, wirtschaftliche und 
sparsame Verwendung der Mittel bereits vor der 
Entscheidung über die Förderung. Damit soll vor al- 
lem kleinen und finanzschwachen freien Trägern er- 
möglicht werden, die entsprechenden Anforderun- 
gen des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe zu er- 
füllen. Der Anspruch steht aus diesem Grunde auch 
Trägern zu, deren Leistungen nach Absatz 6 Satz 2 
gefördert werden können. Anspruchsberechtigt sind 
alle anerkannten freien Träger der Jugendhilfe, weil 
zwischen diesen nicht unterschieden werden sollte; 
es wird jedoch davon ausgegangen, daß freie Träger 
der Jugendhilfe mit einer eingespielten Verwaltung 
eine entsprechende Beratung nicht benötigen. 

Absatz 4 

Die Vorschrift sieht vor, daß die Unterschiede in der 
Finanzkraft und die sonstigen Verhältnisse zu be- 
rücksichtigen sind. Für einen finanzschwachen 
freien Träger der Jugendhilfe kann deshalb die an- 


gemessene Eigenleistung ziffernmäßig und prozen- 
tual niedriger anzusetzen sein als bei einem finanz- 
stärkeren freien Träger. Allerdings kann verlangt 
werden, daß eine angemessene Eigenleistung durch 
Beitragserhebung ermöglicht wird, jedoch ist auch 
dabei auf die jeweiligen Verhältnisse (z. B. bei Ju- 
gendverbänden auf die finanziellen Verhältnisse 
von Schülern und Lehrlingen) Rücksicht zu nehmen. 
Die Fassung von Satz 1 zweiter Halbsatz bringt nun- 
mehr zum Ausdruck, daß die Förderung darauf abzu- 
zielen hat, daß die Angebote gemäß Absatz 1 und 2 
bedarfsgerecht zur Verfügung stehen. Die Ange- 
messenheit der Eigenleistung wird durch diese Ziel- 
setzung bestimmt, nicht etwa darf umgekehrt durch 
eine der Finanzkraft des freien Trägers der Jugend- 
hilfe und den sonstigen Verhältnissen nicht entspre- 
chende Bemessung der Eigenleistung verhindert 
werden, daß bedarfsgerechte Angebote gemacht 
werden können. Ohne einen solchen „Funktions- 
schutz“ der finanzschwachen freien Träger der Ju- 
gendhilfe, die auch vor dem Hintergrund der finan- 
ziellen Situation der jungen Menschen einerseits 
und benachteiligter Gruppen andererseits gesehen 
werden muß, ist eine an den Wünschen, Bedürfnis- 
sen und Interessen der Betroffenen orientierte Trä- 
gerpluralität nicht herzustellen. 

Satz 2 entspricht § 8 Abs. 2 und 3 JWG. Auf eine 
Vorschrift des Inhalts, daß der öffentliche Träger der 
Jugendhilfe nach pflichtgemäßem Ermessen über 
die Art der Förderung entscheidet, hat der Aus- 
schuß verzichtet. Die Entscheidung über die Höhe 
der Förderung ist keine Ermessensentscheidung; 
die Angemessenheit der Eigenleistung und die in 
Absatz 4 Satz 1 zusätzlich genannten Kriterien sind 
vielmehr unbestimmte Rechtsbegriffe, die gericht- 
lich nachprüfbar sind. 

Absatz 5 

Die Vorschrift enthält einen Vorbehalt für das Lan- 
desrecht, in einzelnen Bereichen der Jugendhilfe — 
nicht allgemein — nähere Förderungsbestimmun- 
gen zu treffen. Dies gilt jedoch nicht für die Bemes- 
sung der Eigenleistung. 

Absatz 6 

Satz 1 stellt klar, daß auch weiterhin nicht im Ju- 
gendhilfeplan vorgesehene Einrichtungen, Dienste 
und Veranstaltungen gefördert werden können, da- 
mit auf neue, unvorhergesehene Problemlagen oder 
Entwicklungen reagiert werden kann. Abgestellt 
wird dabei auf einen unvorhergesehenen, nicht auf 
einen unabweisbaren Bedarf. Satz 2 läßt die Förde- 
rung nicht anerkannter freier Träger und gewerbli- 
cher Träger zu, für die in der Praxis in einzelnen Fäl- 
len ein Bedürfnis besteht. 

Zu § 103 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen in § 96 als Absatz 2 eingefügt worden 
sind. 

Zu § 104 

Die Vorschrift ist die grundlegende Norm für den 
Einsatz von Mitarbeitern in der Jugendhilfe. Sie ent- 
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hält die Verpflichtung, ehrenamtliche Tätigkeit be- 
sonders zu fördern, Grundsätze für den Einsatz von 
Fachkräften in der Jugendhilfe, Regelungen für die 
Betrauung mit leitenden Funktionen des Jugend- 
amts sowie einen Landesrechtsvorbehalt für nähere 
Regelungen. Die Ausschußmehrheit hält die Vor- 
schrift für besonders wichtig, um die Voraussetzun- 
gen für eine wirksame Jugendhilfe zu schaffen. Die 
Regelung stelle eine „punktuelle Annexregelung zu 
einer zur Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers ge- 
hörenden materiellen Regelung" dar, die sachbezo- 
genen und für die Gewährleistung eines wirksamen 
Vollzugs der materiellen Bestimmungen des Ju- 
gendhilferechts gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG not- 
wendig sei. 

Demgegenüber ist die Ausschußminderheit der 
Auffassung, daß — wie im Bundesratsentwurf — auf 
eine bundesrechtliche Regelung verzichtet werden 
sollte. Für den Fall der Aufnahme dieser Norm in 
das Gesetz begrüßt sie allerdings die Verpflichtung, 
ehrenamtliche Tätigkeit besonders zu fördern und 
die Voranstellung der ehrenamtlichen Mitarbeiter 
in Absatz 1 Satz 1. 

Absatz 1 

In der Aufzählung der Mitarbeiter der Jugendhilfe 
werden die ehrenamtlichen Mitarbeiter in erster Li- 
nie genannt. Der Ausschuß trägt damit, ohne die Be- 
deutung der hauptberuflichen Fachkräfte in der Ju- 
gendhilfe zu verkennen, der besonderen Bedeutung 
der ehrenamtlichen Mitarbeit Rechnung und be- 
rücksichtigt auch, daß es besonderer Anstrengun- 
gen bedarf, die ehrenamtliche Mitarbeit als wesent- 
liches Element der Jugendhilfe zu erhalten und 
wenn möglich auszubauen. Satz 2 enthält die Ver- 
pflichtung, ehrenamtliche Tätigkeit besonders zu 
fördern; die Verpflichtung bezieht sich sowohl auf 
die Ausschöpfung der Möglichkeiten zum Einsatz 
ehrenamtlicher Mitarbeiter als auch auf die Förde- 
rung ehrenamtlicher Mitarbeiter bei Durchführung 
ihrer Aufgaben. 

Absatz 2 

Eine Voraussetzung für eine fachlich qualifizierte 
Jugendhilfe ist die Beschäftigung von Fachkräften. 
§ 104 gilt — mit Ausnahme des Absatzes 3 — des- 
halb auch für freie Träger der Jugendhilfe und für 
kreisangehörige Gemeinden (§ 90 Abs. 4 Satz 2). 
Fachkräfte der Jugendhilfe sind vor allem Sozialar- 
beiter, Sozialpädagogen, Erzieher, Psychologen, 
Heilpädagogen, Sonderschulpädagogen, Psychago- 
gen, Jugendpsychiater, Psychotherapeuten und Pä- 
diater. Neben der durch einschlägige Ausbildung er- 
worbenen fachlichen Qualifikation läßt die Vor- 
schrift besondere Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Jugendhilfe genügen, soweit nicht für einzelne Auf- 
gaben der Jugendhilfe etwas anderes bestimmt ist; 
in manchen Bereichen der Jugendhilfe hat sich ge- 
zeigt, daß hauptberufliche Kräfte qualifizierte Ju- 
gendhilfe leisten können, ohne hierfür eine gere- 
gelte Ausbildung durchlaufen zu haben. In den Be- 
griff „Fachkraft" werden jedoch nur Mitarbeiter ein- 
bezogen, die eine ihre jeweiligen Aufgaben entspre- 
chende Ausbildung erhalten haben. 

Satz 2 verschärft die Anforderungen an die Fach- 
lichkeit für die Aufgaben, die nur durch Fachkräfte 


sachgerecht wahrgenommen werden können. Diese 
Bereiche werden in diesem Gesetz, von Ausnahmen 
abgesehen, nicht im einzelnen genannt, um der Ju- 
gendhilfepraxis und der künftigen Entwicklung an- 
gemessenen Spielraum zu lassen. § 157 enthält eine 
Übergangsvorschrift für Nichtfachkräfte. Satz 2 be- 
rücksichtigt auch, daß die fachgerechte Wahrneh- 
mung bestimmter Aufgaben eine Zusatzausbildung 
nach der beruflichen Grundausbildung erfordert. 
Satz 3 schreibt das Zusammenwirken von Fachkräf- 
ten verschiedener Fachrichtungen vor, insoweit dies 
Voraussetzung für fachgerechte Leistungen ist 

Absatz 3 

In Anlehnung an § 16 Abs. 2 und § 21 Abs. 4 JWG 
sieht diese Sollvorschrift für die Übertragung leiten- 
der Funktionen in Jugendämtern und Landesju- 
gendämtern — d. h. für die Funktion der Leiter die- 
ser Ämter und für Funktionen, mit denen die Fach- 
aufsicht über mehrere Fachkräfte verbunden ist — 
eine fachliche Qualifikation voraus. 

Absatz 4 

Die Vorschrift enthält einen Landesrechtsvorbehalt 
für weitergehende Regelungen. 

Zu § 105 

Absatz 1 Satz 1 verpflichtet die öffentlichen und 
freien Träger der Jugendhilfe, die Fortbildung ihrer 
Mitarbeiter sicherzustellen. Die fachliche Fortbil- 
dung ist im Bereich der Jugendhilfe besonders wich- 
tig, da Berufsvollzüge und Ausbildung sich hier be- 
sonders stark verändert haben und noch weiter ver- 
ändern. Satz 2 stellt klar, daß Landesrecht die Ver- 
pflichtung zur Fortbildung konkretisieren kann. Ab- 
satz 2 verpflichtet die öffentlichen Träger der Ju- 
gendhilfe, Einrichtungen, Dienste und Veranstal- 
tungen anzuregen, zu fördern oder zu schaffen, zu- 
gleich auch als Grundlage für eine entsprechende 
Förderung von Einrichtungen, Diensten und Veran- 
staltungen freier Träger der Jugendhilfe. 

Die Ausschußminderheit hält die Regelung für ent- 
behrlich. 


Zu § 106 

Eine bundesrechtliche Regelung über die Jugend- 
hilfeforschung ist geboten, um die Wirksamkeit der 
Jugendhilfeleistungen zu verbessern und zu sichern. 
Im Besonderen muß gewährleistet sein, daß bundes- 
gesetzlich normierte Eingriffe in die Rechte der El- 
tern oder der Minderjährigen in der Jugendhilfepra- 
xis auf das Maß beschränkt bleiben, das sich aus 
dem jeweiligen Stand der wissenschaftlichen For- 
schung ergibt, und daß der aufgrund des Wächte- 
ramtes eingreifende Staat seiner Verpflichtung 
nachkommt, die Pflege und Erziehung des Minder- 
jährigen zu gewährleisten. Die Regelung ist jedoch 
im Vergleich zum Regierungsentwurf auf die we- 
sentlichen Aussagen beschränkt worden. 

Die Ausschußminderheit hält die Regelung für ent- 
behrlich. 
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Zu § 107 

Die Vorschrift erweitert die in § 23 Nr. 1 JWG ent- 
haltene Verpflichtung des öffentlichen Trägers der 
Jugendhilfe um die Unterrichtung der Öffentlich- 
keit über die besonderen Probleme junger Men- 
schen und die sich daraus ergebenden Verpflichtun- 
gen der Jugendhilfe. Die Verpflichtung richtet sich 
entsprechend der differenzierten Aufgabenstellung 
gleichermaßen an Jugendämter und Landesjugend- 
ämter; Beiträge sollen auch die Jugendberichte der 
Bundesregierung (§ 115) leisten. Die Fassung „darauf 
hinwirken' 1 stellt klar, daß die Öffentlichkeit nicht 
nur durch eigene Veröffentlichungen und Veran- 
staltungen des Jugendamtes unterrichtet werden 
soll, sondern daß sich die Jugendämter auch der 
Hilfe freier Träger der Jugendhilfe sowie der Mas- 
senmedien bedienen können und sollen. 

Die Ausschußminderheit hält die Regelung für ent- 
behrlich. 

Zu § 108 

Jugendhilfe kann nur in enger Zusammenarbeit al- 
ler Stellen und Einrichtungen, die mit der Jugend- 
hilfe zusammenhängende Aufgaben wahrnehmen, 
geleistet werden. Als besonders wichtige Beispiele 
werden die Zusammenarbeit mit Schule, beruflicher 
Ausbildung und Weiterbildung, mit öffentlichem 
Gesundheitswesen, mit der Arbeitsverwaltung und 
der Gewerbeaufsicht, mit den Trägern der Sozial- 
hilfe und anderer Sozialleistungen und mit Einrich- 
tungen der Ausbildung, der Weiterbildung und der 
Forschung genannt. 

Die Ausschußminderheit hält die Regelung für ent- 
behrlich. 

Kapitel 4 
Zuständigkeit 

Zu $ 109 

Die Vorschrift regelt die örtliche Zuständigkeit für 
Leistungen und Aufgaben der Jugendhilfe in An- 
knüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt des Lei- 
stungsberechtigten. Im Interesse einer möglichst ra- 
schen und wirksamen Hilfeleistung sieht sie in be- 
sonderen Situationen Durchbrechungen dieses 
Grundsatzes vor. 

Der Ausschuß hat die Fassung des Regierungsent- 
wurfs im Grundsatz beibehalten. Zur Straffung des 
Gesetzes wurde § 110 des Regierungsentwurfs in 
seiner Systematik geändert und als Absatz 8 in die 
Vorschrift mitaufgenommen. Absatz 7 wurde zur Er- 
leichterung von gerichtlichen Zustellungen entspre- 
chend ergänzt. 

Der Ausschuß hat die Vorschrift mit Mehrheit ange- 
nommen; die Minderheit hat sich für Artikel 1 § 51 
Abs. 1 bis 5 und 7 des Bundesratsentwurfs ausge- 
sprochen. 

Absatz 1 

Das Gesetz knüpft die örtliche Zuständigkeit des Ju- 
gendamts grundsätzlich an den gewöhnlichen Auf- 


enthalt des Leistungsberechtigten. Mit dieser Rege- 
lung soll eine eindeutige Bestimmung der Lei- 
stungsverantwortlichkeit und eine leichte Feststel- 
lung der Kostentragungspflicht ermöglicht werden. 
Darüber hinaus wird dadurch eine bedarfsgerechte 
Leistung sowie die Zusammenarbeit mit den Betei- 
ligten wesentlich begünstigt. Das Jugendamt, in des- 
sen Bezirk der Leistungsempfänger seinen Lebens- 
mittelpunkt hat, ist mit den örtlichen Lebensverhält- 
nissen am besten vertraut, kann sich auf die Lage 
der Familie des jungen Menschen rasch einstellen 
und mit ihm und seinen Angehörigen am wirkungs- 
vollsten Zusammenarbeiten. Um die Verbindung des 
jungen Menschen mit seinem Personensorgebe- 
rechtigten aufrecht zu erhalten und ggf. zu stärken, 
richtet sich bei Leistungen an Minderjährige die Zu- 
ständigkeit nach dem gewöhnlichen Aufenthalt des 
Personensorgeberechtigten. 

Absatz 2 

Die Vorschrift ergänzt die Regelung in Absatz 1 und 
bestimmt die Zuständigkeit des Jugendamts bei ge- 
trennt lebenden Personensorgeberechtigten sowie 
in den Fällen, in denen ein Minderjähriger von An- 
fang an nicht bei den Eltern, sondern bei anderen 
Personen (z. B. den Großeltern) gelebt hat. Schließ- 
lich enthält die Vorschrift eine Sonderregelung für 
die Zuständigkeit von Jugendämtern, die als Vor- 
mund oder Pfleger personensorgeberechtigt sind. 

Absatz 3 

Die Vorschrift regelt die Zuständigkeit für die Fälle, 
in denen Leistungsberechtigte ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt nicht im Geltungsbereich des Gesetzes 
haben oder in denen ein gewöhnlicher Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht zu ermit- 
teln ist. Im Rahmen der Ausschußberatungen wurde 
der hier maßgebliche Grundsatz des tatsächlichen 
Aufenthalts auch auf die Fälle ausgedehnt, in denen 
der Personensorgeberechtigte noch nicht bekannt 
ist. 

Absatz 4 

Die Anknüpfung der örtlichen Zuständigkeit an den 
gewöhnlichen Aufenthalt des Personensorgebe- 
rechtigten führt beim Wechsel des gewöhnlichen 
Aufenthalts des Personensorgeberechtigten zu ei- 
nem Wechsel des örtlich zuständigen Jugendamts. 
Dieser Zuständigkeitswechsel kann sich schädlich 
auf die Gestaltung der Hilfen und damit auf die Ent- 
wicklung des Minderjährigen auswirken. Die Vor- 
schrift will verhindern, daß ein Wechsel des ge- 
wöhnlichen Aufenthalts des Personensorgeberech- 
tigten zwingend eine Änderung in der Verantwort- 
lichkeit für die Fortführung einer Hilfe zur Erzie- 
hung außerhalb der eigenen Familie herbeiführt. 

Absatz 5 

Die Vorschrift bindet die Zuständigkeit für Maßnah- 
men bei Gefahr auch dann an den tatsächlichen Auf- 
enthalt des Minderjährigen, wenn der gewöhnliche 
Aufenthalt des Personensorgeberechtigten bekannt 
ist. Maßnahmen bei Gefahr dulden in der Regel kei- 
nen Aufschub, bis das nach Absatz 1 zuständige Ju- 
gendamt tätig wird. Für die Rückführung zum Perso- 
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nensorgeberechtigten bleibt es dagegen bei der all- 
gemeinen Zuständigkeitsregelung, weil eine unan- 
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mieden werden soll. 


Absatz 6 

Die Vorschrift ergänzt die Zuständigkeitsregelung 
in Absatz 1. Sie will die bedarfsgerechte Leistung 
von Hilfen auch in solchen Fällen sicherstellen, in 
denen das an sich zuständige Jugendamt nicht oder 
nicht bedarfsgerecht leistet. Darüber hinaus sollen 
die Fälle erfaßt werden, in denen sich der Minder- 
jährige im Bereich eines anderen als des nach Ab- 
satz 1 zuständigen Jugendamts tatsächlich aufhält 
und das Tätigwerden des örtlich nicht zuständigen 
Jugendamts sinnvoll und weniger kostenaufwendig 
ist. 


Absatz 7 

Die Vorschrift regelt die Zuständigkeit für die 
Wahrnehmung der Aufgaben nach Kapitel 1 1 des 
Ersten Teils und knüpft an die in Absatz 1 aufge- 
stellten Grundsätze an. Die in den §§ 82 und 87 
Abs. 2 enthaltenen Spezialvorschriften bleiben aus- 
drücklich unberührt. Im Laufe der Ausschußbera- 
tungen wurde ein weiterer Satz angefügt, der Unzu- 
träglichkeiten, die sich bei der Zustellung von Ent- 
scheidungen in Sorgerechtsangelegenheiten erge- 
ben haben, beseitigen soll. 

Absatz 8 

Der Ausschuß hat die Bestimmung der örtlichen Zu- 
ständigkeit für Leistungen an Deutsche im Ausland, 
die im Entwurf der Bundesregierung in § 110 gere- 
gelt war, als Absatz 8 angefügt. Für den Fall, daß der 
Geburtsort nicht im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes liegt oder nicht zu ermitteln ist, hat der Aus- 
schuß entsprechend der Vorschrift im Entwurf des 
Bundesrates die Zuständigkeit des Landesjugend- 
amts Berlin bestimmt. Die eindeutige Bestimmung 
des zuständigen Landesjugendamtes ist zweckmä- 
ßig, um auch in solchen Fällen Leistungen rasch er- 
bringen zu können und Kompetenzkonflikte zu ver- 
meiden. 

Zu §110 

Die Vorschrift entfällt, da die Ausschußmehrheit die 
Regelung der örtlichen Zuständigkeiten für Leistun- 
gen im Ausland in § 109 Abs. 8 vorgenommen hat. 

Zu § 111 

Die Vorschrift regelt die örtliche Zuständigkeit für 
die Erteilung sowie den Widerruf und die Rück- 
nahme von Erlaubnissen und andere damit zusam- 
menhängendeAufgaben sowie für die Eignungser- 
klärung nach § 86. 

Der Ausschuß hat die Fassung des Regierungsent- 
wurfes bei im wesentlichen unverändertem Inhalt 
und nach der Anpassung an geänderte materielle 
Vorschriften mit Mehrheit angenommen? die Aus- 
schußminderheit hat für Artikel 1 §51 Abs. 6 des 
Entwurfs des Bundesrates gestimmt, der die Rege- 
lung in größerem Umfang dem Landesrecht über- 
läßt. 


Absatz 1 

Die Vorschrift knüpft die Zuständigkeit für die Er- 
teilung der Erlaubnis zur Familienpflege und die da- 
mit zusammenhängenden Aufgaben sowie für die 
Untersagung der Fortsetzung der Familienpflege an 
den gewöhnlichen Aufenthalt der Pflegeperson und 
entspricht damit § 30 JWG. Die in Satz 3 den Län- 
dern eröffnete Möglichkeit zu abweichenden Rege- 
lungen entspricht insbesondere einem Bedürfnis 
der Stadtstaaten, die Minderjährige in Pflegefami- 
lien außerhalb des Staatsgebietes unterbringen und 
erlaubt eine einheitliche Zuständigkeit für die Pfle- 
geerlaubnis und die Leistung der Hilfe zur Erzie- 
hung der Familienpflege nach § 44. 

Absatz 2 

Die Vorschrift regelt die örtliche Zuständigkeit für 
die Erteilung der Erlaubnis zur Adoptionsvermitt- 
lung nach § 55 Abs. 5 Satz 2 und der Familienpflege- 
vermittlung nach § 55 Abs. 5 Satz 3 und stellt dabei 
auf die Stelle des freien Trägers ab, die den Vermitt- 
lungsdienst einrichten will. 

Absatz 3 

Als Anknüpfungspunkt für die örtliche Zuständig- 
keit für die Erteilung der Betriebserlaubnis und die 
damit zusammenhängenden Aufgaben bestimmt die 
Regelung den Standort der Einrichtung. 

Absatz 4 

Die Vorschrift knüpft die örtliche Zutändigkeit für 
die Erteilung der Eignungserklärung an einen 
rechtsfähigen Verein wie die Vorschriften der 
§§ 21 ff. BGB an den Sitz des Vereins an. 

Zu § 112 

Die Vorschrift regelt die sachliche Zuständigkeit 
und weist künftig alle Leistungen und Aufgaben im 
Grundsatz dem Jugendamt zu. Damit wird die Auf- 
spaltung der Zuständigkeit für Leistungen zwischen 
Jugendamt und Lande sjugendamt, wie sie im Ju- 
gendwohlfahrtsgesetz geregelt war, aufgehoben. 

Der Ausschuß hat die Fassung des Regierungsent- 
wurfs wesentlich gestrafft und in Absatz 4 eine Re- 
gelung angefügt, die bestehende abweichende Zu- 
ständigkeitsbestimmungen für den Bereich der För- 
derung der Jugendarbeit unberührt läßt 

Die Vorschrift wurde von der Ausschußmehrheit 
angenommen; die Ausschußminderheit'hat für Arti- 
kel 1 § 52 Abs t 1 und 2 des Bundesratsentwurfs ge- 
stimmt. 

Absatz 1 

Die Vorschrift weist die Zuständigkeit für Leistun- 
gen der Jugendhilfe grundsätzlich dem Jugendamt 
zu. Eine bedarfsgerechte Jugendhilfe wird nur durch 
einen ortsnahen Jugendhilfeträger gewährleistet. 
Die Zusammenfassung der Zuständigkeit für alle 
Leistungen des Gesetzes in einer Hand ist außer- 
dem die Voraussetzung für dynamische Gestaltung 
der Leistungen im Rahmen des Hilfeverbundes. Dies 
setzt jedoch voraus, daß das Jugendamt dafür genü- 
gend leistungsfähig ist 
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Absatz 2 

Die hier genannten Aufgaben müssen wegen ihrer 
überörtlichen Bedeutung vom überörtlichen Träger 
der Jugendhilfe wahrgenommen werden. 

Absatz 3 

Die Vorschrift entfällt aufgrund der Neufassung von 
Absatz 2, die von der Mehrheit angenommen wor- 
den ist. 

Absatz 4 

Die Vorschrift trägt den unterschiedlichen organisa- 
torischen Regelungen der Länder über die Wahr- 
nehmung der Aufgabe des Landesjugendamtes und 
der obersten Landesjugendbehörde Rechnung und 
erlaubt eine von Absatz 2 abweichende Zuständig- 
keitsverteilung. Der vom Ausschuß angefügte Satz 2 
erlaubt die Beibehaltung landesrechtlicher Regelun- 
gen, nach denen die Förderung der Jugendarbeit, so- 
weit für sie nach Absatz 2 das Landesjugendamt zu- 
ständig wäre, auf andere Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts übertragen worden ist. Die Vorschrift 
ist insbesondere im Hinblick auf die Aufgaben des 
bayerischen Landesjugendringes eingefügt wor- 
den. 

Absatz 5 

Die Vorschrift erlaubt eine Verlagerung der Zustän- 
digkeit für die Erteilung der Erlaubnis zum Betrieb 
von Tageseinrichtungen und die damit zusammen- 
hängenden Aufgaben durch Landesrecht auf das Ju- 
gendamt. Sie trägt damit einer bereits nach § 78 
JWG in verschiedenen Ländern entwickelten Praxis 
Rechnung. 

Kapitel 5 

Oberste Landesjugendbehörde 

Zu § 113 

Die Vorschrift bezeichnet die Aufgaben der ober- 
sten Landes jugendbehörde in allgemeiner Form. Sie 
entspricht im wesentlichen § 22 JWG. Gegenüber 
dem Regierungsentwurf hat der Ausschuß der kür- 
zeren Fassung des Bundesratsentwurfs (Artikel 1 
§ 52 Abs. 3) den Vorzug gegeben. 

Kapitel 6 

Aufgaben des Bundes, Jugendbericht 

Zu § 114 

Die Vorschrift regelt die Förderungskompetenz des 
Bundes im Bereich der Jugendhilfe und stellt klar, 
daß der Bund wie bisher auf der Grundlage des § 25 
Abs. 1 JWG Maßnahmen von überregionaler Bedeu- 
tung fördern kann und soll; die Fassung „soll" ist ge- 
wählt worden, weil der Bundesgesetzgeber nicht nur 
die Länder einschließlich der Kommunen, sondern 
auch den Bund für die Verbesserung der Jugend- 
hilfe stärker in Pflicht nehmen sollte. Die Vorausset- 
zungen für eine Förderung durch den Bund sind ent- 


sprechend der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 18. Juli 1967 (BVerfGE 22, 180 
[217]) näher umschrieben worden. 

Die Regelung hinsichtlich der Beratung der Bundes- 
regierung durch ein Bundesjugendkuratorium ist 
hierher übernommen worden. Auf nähere Regelun- 
gen durch Verwaltungsvorschriften ist verzichtet 
worden. 

Hinsichtlich der Regelung der Förderung von Ju- 
gendhilfemaßnahmen durch den Bund spricht sich 
die Ausschußminderheit für Artikel 1 § 50 des Bun- 
desratsentwurfes aus. Eine Regelung über das Bun- 
desjugendkuratorium hält sie für entbehrlich. 

Zu §115 

Die Regelung hält grundsätzlich daran fest, daß den 
gesetzgebenden Gremien Jugendberichte vorzule- 
gen sind, verlängert jedoch den Rhythmus in Über- 
einstimmung mit der Regierungsvorlage auf acht 
Jahre. Abweichend vom Regierungsentwurf wird 
diese Frist als Höchstfrist festgesetzt, so daß bei Be- 
darf auch in kürzeren Abständen Berichte vorgelegt 
werden können. Auf die Berufung einer Sachver- 
ständigenkommission soll verzichtet werden; der 
Ausschuß ist der Auffassung, daß die Jugendbe- 
richte von der Bundesregierung erstattet und ver- 
antwortet werden sollten. Die Berichte sollen vor al- 
lem die Lage junger Menschen und nicht allein die 
Bestrebungen und Leistungen der Jugendhilfe dar- 
stellen. Berichte, die einen Überblick über die ge- 
samte Jugendhilfe vermitteln sollen, werden nicht 
vor ge schrieben; vielmehr geht es um knappe und 
allgemein verständlich gehaltene Berichte. Die Aus- 
kunftspflicht besteht nunmehr gegenüber der Bun- 
desregierung, auskunftspflichtig sollen auch die an- 
erkannten freien Träger der Jugendhilfe sein. 

Die Ausschußminderheit hält die Regelung für ent- 
behrlich. 

Zu § 116 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen gestrafft und in § 114 als Absatz 2 ein- 
gefügt worden sind. 

Zu §§ 117 und 118 

Die Vorschriften entfallen, da sich der Ausschuß 
entschieden hat, die Zuständigkeitsverteilung zwi- 
schen Vormundschaftsgericht und Verwaltungsge- 
richt aufrecht zu erhalten. 

Kapitel 7 

Gerichtliches Verfahren 
Zu § 118a 

Der Ausschuß hat im Laufe seiner Beratungen die 
im Regierungsentwurf enthaltene Konzentration al- 
ler gerichtlichen Verfahren bei ,dem Vormund- 
schaftsgericht auf gegeben und hat entsprechend der 
im Entwurf des Bundesrates gefundenen Lösung die 
bisherige Zuständigkeitsverteilung zwischen or- 
dentlicher Gerichtsbarkeit und Verwaltungsge- 
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richtsbarkeit wieder hergesieili. Er hält nach wie 
vor die sachlichen Argumente für die Einführung ei- 
nes einheitlichen Rechtswegs für beachtlich, hält je- 
doch auf der anderen Seite die damit verbundenen 
erheblichen Belastungen für die freiwillige Ge- 
richtsbarkeit zur Zeit nicht für vertretbar. Er hält da- 
her an der Zweispurigkeit des geltenden Rechts fest, 
die die gerichtliche Kontrolle einer Verwaltungs- 
handlung dem Verwaltungsgericht zuweist und für 
Anordnungen und Genehmigungen im Zusammen- 
hang mit Hilfen zur Erziehung die Zuständigkeit des 
Vormundschaftsgerichts vorsieht 

Aus dieser Konzeption ergibt sich, daß die im Regie- 
rungsentwurf in §118 Abs. 2 für das Vormund- 
schaftsgericht eingeräumte Auskunftsbefugnis nun- 
mehr dem Verwaltungsgericht zukommt, dessen 
Verfahren sich im übrigen nach den Vorschriften 
der Verwaltungsgerichtsordnung bestimmt 

Die Vorschrift über die Auskunftspflicht lehnt sich 
an § 136 Abs, 1 an. Auf eine Regelung entsprechend 
§ 136 Abs. 2 konnte dabei verzichtet werden. Zur 
Auskunft sind nach den Sätzen 2 und 3 alle genann- 
ten Personen und Stellen in gleichem Umfang ver- 
pflichtet. Satz 3 stellt lediglich klar, daß Satz 1 für 
Behörden keine zusätzliche Amtspflicht auf Aus- 
kunftserteilung begründet. 

Die Vorschrift wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen; die Ausschußminderheit 
sieht kein Bedürfnis für die Regelung. 

Zu §119 

Die Vorschrift enthält allgemeine Verfahrensgrund- 
sätze, die für alle Verfahren des Vormundschaftsge- 
richts nach diesem Gesetz von Bedeutung sind. Die 
Vorschrift wurde im Rahmen der Ausschußberatun- 
gen neu gefaßt. Absatz 1, der den allgemeinen Hin- 
weis auf die Vorschriften des Gesetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ent- 
hält, wurde aus § 1 18 Abs. 1 des Regierungsentwurfs 
übernommen und systematisch angepaßt. 

Die in Absatz 2 geregelte Eilzuständigkeit des Vor- 
mundschaftsgerichts wurde im Rahmen der Aus- 
schußberatungen neu eingefügt. Die Bestimmung 
geht auf § 77 JWG zurück, ist jedoch nicht auf be- 
stimmte gerichtliche Entscheidungen beschränkt, 
sondern umfaßt alle gerichtlichen Entscheidungen, 
die im Anschluß an Eilmaßnahmen des Jugendamts 
nach § 69 Abs, 2 und 4 und § 70 Abs. 2 und 3 getroffen 
werden können. 

Die Vorschrift ist von der Mehrheit des Ausschus- 
ses angenommen worden. 

Zu § 119a 

Die Vorschrift regelt besondere Verfahrensbestim- 
mungen und tritt an die Stelle von § 119 des Regie- 
rungsentwurfs. 

Neu aufgenommen wurde die entsprechende An- 
wendung der §§ 50 a bis 50 c des Gesetzes über die 
Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit für 
die Anhörung des Minderjährigen, des Personensor- 
geberechtigten, der Eltern des Minderjährigen so- 
wie einer Pflegeperson, die durch das Gesetz zur 


Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge ein- 
gefügt worden sind. Auf eine entsprechende An- 
wendung der §§ 64 a und 64 g FGG für die Anhörung 
des Minderjährigen im Rahmen des Verfahrens über 
die Genehmigung einer geschlossenen Unterbrin- 
gung nach § 46 dieses Gesetzes wurde verzichtet. 
Diese Vorschriften sind in erster Linie auf die Anhö- 
rung eines volljährigen geisteskranken Mündels ab- 
gestellt, der auf eine Dauer von bis zu zwei Jahren 
geschlossen untergebracht werden kann. Für das 
Genehmigungsverfahren nach §46 erscheint §50b 
FGG geeigneter, da diese Vorschrift auf Minderjäh- 
rige abgestellt ist und den unterschiedlichen Alters- 
und Entwicklungsstufen in besserer Weise Rech- 
nung trägt. 

Für das Verfahren nach § 8 Abs. 1 gelten die be- 
zeichneten Vorschriften des Gesetzes über die An- 
gelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit unmit- 
telbar. 

Die in den Absätzen 2 bis 4 enthaltenen Regelungen 
sind aus § 1 19 Abs. 3 bis 5 des Regierungsentwurfs 
entnommen und redaktionell angepaßt. Die in Ab- 
satz 2 enthaltenen Bestimmungen gehen auf § 65 
Abs. 3 JWG zurück. 

Die Regelung in Absatz 3 entspricht den Vorschrif- 
ten des geltenden Rechts bei der Anordnung einer 
Fürsorgeerziehung (§ 65 Abs. 4 und § 69 Abs. 2 JWG) 
und ist in gleicher Form in dem ähnlich gelagerten 
Fall des § 55 a Abs, 1 FGG vorgesehen. 

Die Regelung der Beschwerdeberechtigung in Ab- 
satz 4 wurde in Anlehnung an § 65 Abs. 4 JWG ge- 
troffen. 

Die Vorschrift wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen. 

Zu §§ 120 bis 132 

Die Vorschriften entfallen, da der Ausschuß sich für 
die Beibehaltung der bisherigen Zuständigkeitsver- 
teilung zwischen ordentlicher Gerichtsbarkeit und 
Verwaltungsgerichtsbarkeit entschieden hat. 

Kapitel 8 

Kostenregelungen 

Zu § 133 

Der Ausschuß hat die Fassung des Regierungsent- 
wurfs redaktionell überarbeitet und die Regelung 
des Absatzes 4 in Absatz 2 einbezogen. Er hat die 
Vorschrift mit Stimmenmehrheit angenommen; die 
Minderheit hat für Artikel 1 § 55 des Entwurfs des 
Bundesrates votiert, da diese Vorschrift klar gefaßt 
sei und sich auf Regelungen im Verhältnis zwischen 
dem öffentlichen Träger der Jugendhilfe und dem 
Leistungsempfänger beschränke. 

Absatz 1 

Die Vorschrift stellt in Abweichung von § 81 Abs. 1 
JWG klar, daß Leistungen der Jugendhilfe unabhän- 
gig davon erbracht werden, ob den in § 134 Abs, 1 ge- 
nannten Personen die Aufbringung der Kosten die- 
ser Leistungen nach § 135 zuzumuten ist Die Ver- 
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pflichtung zur Leistung ist daher ausschließlich 
nach den Tatbestandsvoraussetzungen zu beurtei- 
len. Sie steht in keinem rechtlichen Zusammenhang 
mit der Aufbringung der Kosten. 

Absatz 2 

Satz 1 enthält den Grundsatz, daß das Jugendamt 
oder das Lande sjugendamt als gesetzlich zuständi- 
ger Leistungsträger auch die Kosten der Leistung zu 
tragen hat. Er ist von besonderer Bedeutung bei der 
Beteiligung freier Träger an der Erbringung der Lei- 
stungen. Satz 2 bestimmt, daß im Verhältnis zwi- 
schen öffentlichem Träger und Leistungsberechtig- 
tem die in § 134 Abs. 1 genannten Personen in zu- 
mutbarem Rahmen die Kosten zu tragen oder einen 
Kostenbeitrag zu leisten haben. Für die Beratung 
sollen Kosten nicht erhoben werden. Dies entspricht 
bereits der derzeitigen Praxis der Jugendhilfe und 
soll eine der Grundintentionen des Gesetzes absi- 
chern, nämlich die gewünschte Beratung nicht da- 
durch zu erschweren, daß Kostenfragen vorab gere- 
gelt oder erörtert werden müssen. 

Absatz 3 

Für den Bereich der Förderungsleistungen überläßt 
die Vorschrift die Erhebung von Teilnehmerbeiträ- 
gen dem pflichtgemäßen Ermessen des Jugend- 
amts. 

Absatz 4 

Die Vorschrift entfällt, da der Ausschuß die Rege- 
lung in Absatz 2 angefügt hat. 

Absatz 5 

Die Vorschrift ermöglicht es den Ländern, die 
Kostenbelastung der betroffenen Personen gegen- 
über der Regelung in diesem Kapitel weiter zu ver- 
mindern. 

Zu § 134 

Der Ausschuß hat die Fassung des Regierungsent- 
wurfs mit Ergänzungen in Absatz 1 und Absatz 2 mit 
Stimmenmehrheit angenommen; die Minderheit hat 
für Artikel 1 § 56 des Bundesratsentwurfs ge- 
stimmt. 

Absatz 1 

Die Vorschrift umschreibt den Personenkreis, der 
entsprechend der Regelung des § 135 zu einem Bei- 
trag zu den Kosten der in Absatz 2 genannten Lei- 
stungen und Maßnahmen herangezogen wird oder 
herangezogen werden kann. 

Der Ausschuß hat neben den bereits im Regierungs- 
entwurf enthaltenen Personengruppen (Nummer 1 
bis 3) noch eine 4. Kategorie hinzugefügt; Nummer 4 
kommt insbesondere zur Anwendung, wenn Lei- 
stungen an Erziehungsberechtigte erbracht werden 
(z. B. § 33). 

Absatz 2 

Die Vorschrift regelt abschließend, für welche Lei- 
stungen und Maßnahmen die in Absatz 1 genannten 
Personen die Kosten ganz oder teilweise zu tragen 


haben oder zu einem Kostenbeitrag herangezogen 
werden. Die in den Nummern 1 bis 6 enthaltene 
Aufzählung entspricht im wesentlichen der derzeiti- 
gen Praxis der Jugendhilfe. 

Absatz 3 

Die Vorschrift ermöglicht es, in besonders gelager- 
ten Fällen von einem Kostenbeitrag abzusehen, 
wenn sonst Sinn und Zweck der Leistung gefährdet 
würden. 

Absatz 4 

Die Vorschrift entspricht § 81 Abs. 4 Satz 1 JWG, 
Absatz 5 

Die Vorschrift ermächtigt die Länder, nach näherer 
gesetzlicher Regelung weitere Erleichterungen ein- 
zuführen. 

Zu § 135 

Die vom Ausschuß verabschiedete Fassung ent- 
spricht mit redaktionellen Änderungen der Fassung 
des Regierungsentwurfs. Durch eine Verweisung 
auf die §§ 90 und 91 des Bundessozialhilfegesetzes, 
die als Absatz 3 angefügt wurde, konnte auf die Vor- 
schrift des § 137 verzichtet werden. 

Die Vorschrift wurde mit Mehrheit angenommen; 
die Minderheit stimmte für Artikel 1 § 57 Abs, 1 bis 
3 des Bundesratsentwurfs. 

Absatz 1 

Die Vorschrift verweist für den Einsatz des Einkom- 
mens auf einschlägige Bestimmungen des Bundes- 
sozialhilfegesetzes. Für den Einsatz des Einkom- 
mens unter der Einkommensgrenze enthält Satz 2 
eine § 85 Nr. 3 BSHG entsprechende Vorschrift, die 
für dieses Gesetz auch auf die in Nummern 1 bis 3 
genannten Leistungstatbestände ausgedehnt wird. 

Absatz 2 

Werden teure und über längere Zeit zu leistende 
Hilfen zur Erziehung gewährt, muß befürchtet wer- 
den, daß die gebotene positive Einstellung der Fami- 
lie durch die finanzielle Belastung in Frage gestellt 
wird. Daher wird für die in Absatz 2 genannten Fälle 
bestimmt, daß an die Stelle der allgemeinen Ein- 
kommensgrenze die höhere Einkommensgrenze des 
§ 81 Abs. 1 BSHG tritt. 

Absatz 3 

Die Vorschrift verweist bezüglich des Übergangs 
von Ansprüchen gegen Dritte auf die einschlägigen 
Vorschriften des Bundessozialhilfegesetzes. 

Zu § 136 

Die im Regierungsentwurf enthaltene Fassung der 
Vorschrift war als notwendige Ergänzung zu Vor- 
schriften des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch ge- 
staltet. Auf Grund des Beschlusses des Ausschusses, 
das Jugendhilfegesetz aus dem Sozialgesetzbuch 
herauszunehmen, wurde die Vorschrift teilweise 
neu formuliert. 
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Der Ausschuß hat die Bestimmung mit Stimmen- 
mehrheit angenommen; die Ausschußminderheit 
hat für Artikel 1 § 57 Abs. 4 des Bundesratsentwurfs 
gestimmt. 

Absatz 1 

Die Vorschrift verpflichtet die in § 134 Abs. 1 ge- 
nannten Personen, deren Arbeitgeber, die Träger 
von Sozialleistungen und die Finanzbehörden die 
für die Entscheidung für die Heranziehung zu den 
Kosten erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die 
Regelung in Satz 2 soll den in § 134 Abs. 1 genannten 
Personen die Möglichkeit geben, vor dem Aus- 
kunftsersuchen an Dritte entweder selbst weiteres 
Beweismaterial zur Verfügung zu stellen oder unter 
mehreren Auskunftspflichtigen zu wählen, wenn da- 
durch der Zweck der Auskunft ebenfalls erreicht 
wird. 

Absatz 2 

Die Vorschrift ist § 64 Abs. 3 BSHG nachgebildet. 

Zu § 137 

Die Vorschrift entfällt auf Grund der vom Ausschuß 
beschlossenen Verweisung auf die §§ 90 und 91 
BSHG (§ 135 Abs. 3). 


Zu §138 

Die Vorschrift regelt sowohl die Kostenerstattung 
zwischen öffentlichen Trägern der Jugendhilfe als 
auch die Erstattung von Leistungen, die Dritte in ei- 
nem Eilfall anstelle des öffentlichen Trägers er- 
bracht haben (Absatz 7). Sie entspricht weitgehend 
§ 83 JWG in Verbindung mit §§ 103 ff. BSHG sowie 
§121 BSHG. Der Ausschuß hat die in § 140 des Re- 
gierungsentwurfs enthaltene Regelung als Absatz 7 
ängefügt und die Vorschrift im übrigen weitgehend 
an die entsprechende Regelung des Bundesratsent- 
wurfs angepaßt. Die Vorschrift wurde mit Stimmen- 
mehrheit angenommen; die Minderheit hat für Arti- 
kel 1 § 59 des Bundesratsentwurfs gestimmt. 

Absatz 1 

Die Vorschrift regelt die Fälle der Kostenerstattung 
zwischen örtlichen Trägem auf Gmnd von Ver- 
pflichtungen nach diesem Gesetz. 

Absatz 2 

Die Vorschrift knüpft an den Begriff der pflichtwid- 
rigen Handlung in § 107 BSHG an. Sie sieht entspre- 
chend dessen Absatz 3 vor, daß zusätzlich zu den 
aufgewendeten Kosten ein Drittel dieser Kosten zu 
erstatten ist Damit sollen pflichtwidrige Handlun- 
gen vermieden werden. 

Absatz 3 

In den Fällen des § 109 Abs. 3 richtet sich die örtli- 
che Zuständigkeit nach zufälligen Umständen. Zum 
Ausgleich wird bestimmt, daß der überörtliche Trä- 
ger der Jugendhilfe die Kosten zu erstatten hat. Die 
Vorschrift entspricht § 106 BSHG. 


Absatz 4 

Die Vorschrift bestimmt den Umfang der Kostener- 
stattung. Sie ist § 1 1 1 Abs. 1 und 3 BSHG nachgebil- 
det. Die Bagatellgrenze für die Kostenerstattung ist 
im Hinblick auf die allgemeinen Lebenshaltungsko- 
sten auf 1 000 Deutsche Mark festgesetzt worden. 

Absatz 5 

Die Vorschrift regelt die Frist zur Geltendmachung 
des Anspruchs auf Kostenerstattung. Sie entspricht 
§112 BSHG. 

Absatz 6 

Die Vorschrift regelt die Verjährung von Kostener- 
stattungsansprüchen entsprechend § 113 BSHG. 

Absatz 7 

Die § 121 BSHG nachgebildete Bestimmung will fi- 
nanzielle Nachteile bei der Erbringung nicht auf- 
schiebbarer Leistungen ausgleichen. Sie dient in be- 
sonderer Weise der Stärkung der Eigenverantwor- 
tung und der Nachbarschaftshilfe. 

Zu § 139 

Die Leistung von Hilfe zur Erziehung ist Aufgabe 
des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe. Nach dem 
Grundgedanken dieses Gesetzes soll er hieran die 
freien Träger der Jugendhilfe in möglichst weitem 
Umfang beteiligen. Zur finanziellen Sicherung der 
freien Träger müssen klare Regelungen darüber be- 
stehen, wie der Aufwand des freien Trägers abgegol- 
ten wird, wenn der öffentliche Träger zur Ausfüh- 
rung von Hilfe zur Erziehung dessen Einrichtungen 
oder Dienste in Anspruch nimmt. 

Die Vorschrift bestimmt ebenso wie bisher § 84 
JWG, daß hierüber Vereinbarungen anzustreben 
sind. Sie läßt jedoch Raum für landesrechtliche Vor- 
schriften; diese gehen individuellen Vereinbarun- 
gen vor. 

Der Ausschuß hat die in Artikel 1 § 139 Abs. 2 des 
Regierungsentwurfs enthaltene Vorschrift gestri- 
chen und damit die Bestimmung an die entspre- 
chende Vorschrift des Bundesratsentwurfs ange- 
paßt. 

Die Vorschrift ist von der Mehrheit des Ausschus- 
ses angenommen worden; die Ausschuß minderheit 
hat für Artikel 1 § 58 des Bundesratsentwurfs ge- 
stimmt. 

Zu § 139 a 

Auf Grund der Entscheidung, das Jugendhilferecht 
aus dem Sozialgesetzbuch herauszunehmen, hat der 
Ausschuß eine eigenständige Vorschrift über die 
Kostenfreiheit eingefügt. 

Die Vorschrift ist § 118 BSHG und E — - X § 62 SGB 
nachgebildet. 

Zu § 140 

Die Vorschrift entfällt, da die hier geregelten Be- 
stimmungen in § 138 als Absatz 7 aufgenommen 
worden sind. 
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Dritter Teil 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

Zu § 141 

Die Vorschrift ist § 86 JWG nachgebildet 

Der Ausschuß hat die Fassung des Regierungsent- 
wurfs ohne Änderung mit Mehrheit angenommen; 
die Ausschußminderheit hat für Artikel 1 § 60 des 
Entwurfs des Bundesrates gestimmt 

Zu § 142 

Die Vorschrift ersetzt § 87 JWG. Da das Gesetz den 
Betrieb von Einrichtungen grundsätzlich von einer 
Erlaubnis abhängig macht, wird der Betrieb einer 
Einrichtung ohne Erlaubnis mit Strafe bedroht 

Der Ausschuß hat die Fassung des Regierungsent- 
wurfs nach redaktioneller Überarbeitung mit Stim- 
menmehrheit angenommen; die Ausschußminder- 
heit hat für Artikel 1 § 61 des Entwurfs des Bundes- 
rates gestimmt 

Zu § 143 

Die Vorschrift tritt an die Stelle von § 88 JWG und 
§14 AdVermiG. 

Der Ausschuß hat die Fassung des Regierungsent- 
wurfs an die geänderten materiellen Bestimmungen 
angepaßt und redaktionelle Änderungen vorgenom- 
men. Die in Absatz 2 des Regierungsentwurfs vorge- 
sehene Bußgeldvorschrift wurde gestrichen, da ein 
Bedürfnis für eine Ahndung nicht erkennbar sei. 

Der Ausschuß hat die Bestimmung mit Mehrheit an- 
genommen; die Minderheit hat für Artikel 1 § 62 des 
Entwurfs des Bundesrates gestimmt. 


Vierter Teil 

Anpassung des Bundesrechts 

Zu § 144 

Während der Entwurf der Bundesregierung das 
neue Jugendhilferecht als Teil des Sozialgesetz- 
buchs ausgestaltet hatte und in dieser Vorschrift die 
notwendigen Anpassungsänderungen für das Erste 
Buch Sozialgesetzbuch vorsah, hat der Ausschuß 
einstimmig beschlossen, das Jugendhilferecht aus 
dem Sozialgesetzbuch herauszunehmen. Mit der 
Neuformulierung wird diesem Beschluß Rechnung 
getragen. 

Zu §145 

Die in den Nummern 1 bis 3 enthaltenen Änderun- 
gen des Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgen im Hin- 
blick auf entsprechende Neuregelungen in diesem 
Gesetz und im Gesetz zur Neuregelung des Rechts 
der elterlichen Sorge. 

Die Änderung unter Nummer 4 (Neufassung des 
§ 1897 BGB) entspricht der fast allgemein in der 
Fachwelt vertretenen Auffassung, daß das Jugend- 
amt oder das Landesjugendamt in der Regel nicht 


zum Vormund oder Pfleger für einen Volljährigen 
bestellt werden sollte, weil diese Aufgabe nicht zur 
Jugendhilfe gehört. Die durch die Verweisung auf 
§ 1791 b BGB bisher kraft Bundesrechts bestehende 
Befugnis, das Jugendamt zum Vormund oder Pfleger 
zu bestellen, wird daher gestrichen. Die Bestim- 
mung der zuständigen Behörde erfolgt künftig aus- 
schließlich durch Landesrecht. 

Die Ausschußmehrheit ist der Auffassung, daß be- 
stehende Doppelregelungen im Bürgerlichen Ge- 
setzbuch (insbesondere in den §§ 1849 bis 1851 BGB) 
zunächst beibehalten werden sollten. Wegen der en- 
gen Verzahnung der dort geregelten Aufgaben des 
Jugendamts mit denen des Vormundschaftsgerichts 
sprächen gute Gründe sowohl für eine Regelung im 
Bürgerlichen Gesetzbuch als auch im Jugendhilfe- 
recht. Die Doppelregelungen erschienen rechtlich 
unschädlich und erleichterten die Handhabung bei- 
der Gesetze. 

Die Ausschußminderheit ist der Auffassung, daß 
Doppelregelungen im Recht der Jugendhilfe und im 
Bürgerlichen Gesetzbuch vermieden werden soll- 
ten. Sie gebe daher der Lösung des Bundesratsent- 
wurfs den Vorzug, der insbesondere im Abschnitt 
Vormundschaftswesen dieses Gesetzes nur Normen 
aufgenommen habe, die sich an das Jugendamt rich- 
teten und halte eine Regelung von Vorschriften, die 
sich an das Vormundschaftsgericht und das Fami- 
liengericht richteten, im Bürgerlichen Gesetzbuch 
bzw. im Gesetz über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit für sachgerecht. 

Die Vorschrift wurde nach redaktionellen Änderun- 
gen von der Ausschußmehrheit angenommen; die 
Ausschußminderheit hat für Artikel 2 des Entwurfs 
des Bundesrates gestimmt. 

Zu §146 

Die aus dem Regierungsentwurf unverändert über- 
nommene Vorschrift enthält redaktionelle Anpas- 
sungsänderungen. 

Die Vorschrift wurde von der Ausschußmehrheit 
angenommen; die Ausschußminderheit hat für Arti- 
kel 3 § 1 des Bundesratsentwurfs gestimmt. 

Zu §147 

Der Ausschuß folgt im wesentlichen dem Regie- 
rungsentwurf und beschränkt sich darauf, notwen- 
dige Anpassungen des Jugendgerichtsgesetzes an 
die Neuordnung des Jugendhilferechts vorzuneh- 
men. Dabei wird im Anschluß an § 89 vor allem die 
Beteiligung der Jugendgerichtshilfe verstärkt. Eine 
darüber hinausgehende Neuregelung des Jugend- 
kriminalrechts bleibt einer Novelle zum Jugendge- 
richtsgesetz Vorbehalten. Die hier vorgenommenen 
Änderungen sollen aber bereits mehr als das gel- 
tende Recht verdeutlichen, daß Jugendhilfegesetz 
und Jugendgerichtsgesetz zwar eigenständige Ge- 
setze mit unterschiedlichen Strukturen und Grund- 
sätzen sind, daß aber bei beiden erzieherische Hilfen 
im Vordergrund stehen sollen. Deshalb sollen auch 
bei straffälligen Jugendlichen weitgehend Hilfen 
zur Erziehung geleistet werden können, sofern die 
Hilfen eine sinnvolle Ergänzung der Maßnahmen 


62 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode DrUCkSSChe 8/4080 


nach dem Jugendgerichtsgesetz sind oder an deren 
Stelle treten können. In vermehrtem Maße sollten 
solche Hilfen möglichst frühzeitig durch das Ju- 
gendamt geleistet werden, damit in stärkerem Maße 
von den §§ 45 und 47 JGG Gebrauch gemacht und 
die Anordnung solcher Hilfen durch den Jugend- 
richter in einem förmlichen Verfahren vermieden 
werden kann. 

Die Ausschußminderheit hat demgegenüber für Ar- 
tikel 3 § 3 des Bundesratsentwurfs gestimmt. 

Nummer 1 (§ 3 JGG) 

Die Änderung soll deutlich machen, daß es bei feh- 
lender Verantwortungsreife in erster Linie Sache 
des Jugendamts ist, die notwendige Hilfe zur Erzie- 
hung zu leisten. Der Jugendrichter behält jedoch die 
Möglichkeit, selbst die notwendigen Hilfen anzu- 
ordnen, wenn eine richterliche Anordnung erforder- 
lich ist. Anders als nach dem Regierungsentwurf soll 
auch die Anordnung vormundschaftsrichterlicher 
Erziehungsmaßnahmen der in § 34 Abs. 3 Nr. 1 und 2 
genannten Art unmittelbar durch den Jugendrichter 
zulässig bleiben. 

Nummer 2 (§ 5 JGG) 

Die Neufassung unterscheidet schärfer zwischen 
Maßnahme des Jugendgerichtsgesetzes und Hilfen 
zur Erziehung nach dem Jugendhilferecht. Sie ver- 
meidet, letztere wie im geltenden Recht zu Erzie- 
hungsmaßregeln zu machen. Absatz 2 stellt das Ver- 
hältnis zwischen den dort genannten Rechtsfolgen 
klar. 

Nummer 3 (§ 8 JGG) 

Die Vorschrift enthält Folgeänderungen. Darüber 
hinaus wird auf die Möglichkeit verzichtet, neben 
Jugendstrafe die Bestellung eines Erziehungsbei- 
stands anzuordnen. 

Nummern 4 und 5 (Bezeichnung des zweiten Ab- 
schnitts und § 9 JGG) 

Folgeänderungen aus der schärferen Trennung zwi- 
schen Hilfen zur Erziehung nach dem Jugendhilfe- 
recht und Maßnahmen des Jugendgerichtsgeset- 
zes. 

Nummer 6 (§ 10 JGG) 

Die Vorschrift enthält redaktionelle Änderungen 
und nimmt ferner die Weisung, sich der Aufsicht 
und Leitung einer bestimmten Person zu unterstel- 
len, ausdrücklich in den Katalog des Absatzes 1 
Satz 3 auf. 

Nummer 7 (§ 12 JGG) 

Durch die Änderung wird klargestellt, daß die Vor- 
aussetzungen für die Anordnung sowie die Ausfüh- 
rung der Hilfen zur Erziehung sich nach dem Ju- 
gendhilfegesetz richten. Auf die Sätze 2 und 3 des 
Regierungsentwurfs konnte nach der Neufassung 
des § 8 Abs. 1 des Jugendhilfegesetzes verzichtet 
werden, da sich die Anordnungsbefugnis des Ju- 
gendrichters bereits aus § 5 Abs. 1 JGG in der Fas- 
sung der Nummer 2 ergibt und es auch keiner be- 
sonderen Klarstellung mehr bedarf, daß der Jugend- 


richter nicht an die Voraussetzungen der §§ 1666, 
1666 a BGB gebunden ist. 

Nummern 8 und 9 (§ 17 Abs. 2, § 31 JGG) 
Folgeänderungen. 

Nummer 10 (§ 34 JGG) 

Die Vorschriften enthalten Folgeänderungen, re- 
daktionelle Änderungen sowie Anpassungen an die 
Neufassung des Rechts der elterlichen Sorge. 

Nummer 11 (§35 JGG) 

Anpassungen an den Sprachgebrauch des Jugend- 
hilfegesetzes. 

Nummer 12 (§ 38 JGG) 

Die Vorschrift verwendet entsprechend § 89 Abs. 1 
des Jugendhilfegesetzes den Begriff des Jugendge- 
richtshelfers, enthält ferner redaktionelle Änderun- 
gen und überträgt dem Jugendgerichtshelfer die 
Aufgaben nach § 10 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5, falls der Rich- 
ter keinen anderen Helfer bestellt. 

Nummern 13 und 14 (§ 39 Abs. 1, § 43 JGG) 

Folge änderungen. 

Nummer 15 (§ 45 Abs. 2 JGG) 

Die Fassung der in Absatz 2 eingefügten Nummer 2 
wird entsprechend dem Bundesratsentwurf erwei- 
tert. Mit der neuen Nummer 2 wird darauf hinge- 
wiesen, daß die Leistung von Hilfe zur Erziehung an 
junge Straffällige im Zusammenhang mit einem Vor- 
gehen nach den §§ 45, 47 JGG einen wesentlichen 
Anwendungsbereich der Leistung von Hilfe zur Er- 
ziehung an junge Straffällige darstellen kann. 

Nummer 16 (§ 50 JGG) 

Absatz 3 Satz 1 unterstreicht die Verantwortung des 
jeweiligen Trägers der Jugendhilfe dafür, daß für 
eine angemessene Vertretung in der Hauptverhand- 
lung gesorgt wird. Satz 2 schreibt grundsätzlich die 
Teilnahme des Jugendgerichtshelfers an der Haupt- 
verhandlung vor, der die notwendigen Nachfor- 
schungen angestellt hat; der Richter hat jedoch die 
Möglichkeit, einen informierten Vertreter zuzulas- 
sen oder von der Teilnahme eines Vertreters der Ju- 
gendgerichtshilfe ganz abzusehen, wenn dies im 
Einzelfall vertretbar ist. Absatz 4 gleicht die Rechts- 
stellung eines etwa bestellten Bewährungshelfers in 
der Hauptverhandlung der des Jugendgerichtshel- 
fers an. Seine Kenntnisse über die Entwicklung des 
Jugendlichen sollen in gleicher Weise wie die Erhe- 
bungen der Jugendgerichtshilfe für die Entschei- 
dungsfindung mit herangezogen werden können. 

Nummer 17 (§ 53 JGG) 

Folgeänderungen. 

Nummer 18 (§ 55 Abs. 1 JGG) 

Die Anordnung von Hilfen zur Erziehung außerhalb 
der eigenen Familie ist, wie bisher die Verhängung 
von Fürsorgeerziehung, uneingeschränkt anfecht- 
bar. 
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Nummer 19 (§ 65 JGG) 

Im Falle einer nachträglichen Änderung von Wei- 
sungen soll außer dem Staatsanwalt und dem Ju- 
gendlichen auch der Jugendgerichtshelfer gehört 
werden. 

Nummern 21 bis 25 

(§§ 71, 72 Abs. 3, §§ 76, 77 Abs. 1, § 78 Abs. 1 JGG) 
Folgeänderungen und redaktionelle Anpassungen. 

Nummer 26 (§ 82 Abs. 2 JGG) 

Folgeänderungen und redaktionelle Anpassungen. 
Satz 2 stellt klar, daß die Vorschriften über die Been- 
digung einer richterlich angeordneten Hilfe zur Er- 
ziehung unberührt bleiben. 

Nummern 27 bis 33 

(§ 90 Abs. 2 Satz 3, §§ 104, 105 Abs. 1, §§ 112 a, 112 c, 
1 12 d, 1 15 Abs. 1, § 1 17 Abs. 2 JGG) 

Folgeänderungen und redaktionelle Anpassungen. 
Zu § 148 

Der Ausschuß hält eine Prüfung für geboten, ob ge- 
richtlich angeordnete Hilfen zur Erziehung und 
Maßnahmen nach den §§ 1666, 1666 a BGB bei den 
Minderjährigen in das Erziehungsregister eingetra- 
gen werden sollen, hat jedoch auf entsprechende Re- 
gelungen in diesem Gesetzgebungsverfahren ver- 
zichtet, um zunächst eine Erörterung mit den ober- 
sten Landesbehörden zu ermöglichen. 

Nummern 1 und 2 (§§ 5, 30, 44 sowie § 12 Abs. 2 

BZRG) 

Folgeänderungen. 

Nummer 3 (§ 39 BZRG) 

Die Jugendämter werden in den Kreis der Stellen 
aufgenommen, denen unbeschränkte Auskunft aus 
dem Zentralregister zu erteilen ist. Das Auskunfts- 
recht gilt jedoch nur für Auskünfte über Jugendli- 
che, bei denen Erziehungsaufgaben wahrzunehmen 
sind. 

Nummer 4 (§ 56 BZRG) 

Die Vorschrift enthält Folgeänderungen. 

Die Streichung des Absatzes 1 Nr. 8 (Buchstabe d) ist 
eine Folge der Neufassung des § 8 Abs. 1 des Ju- 
gendhilf egesetzes; nunmehr werden gerichtlich an- 
geordnete Hilfen zur Erziehung außerhalb der 
eigenen Familie bereits als Entscheidungen nach 
den §§ 1666, 1666 a und 1838 BGB erfaßt (Absatz 1 
Nr. 9). Buchstabe d paßt Absatz 1 Nr. 9 an die Neu- 
fassung des Rechts der elterlichen Sorge an; auf die 
Eintragung von vorläufigen und endgültigen Ent- 
scheidungen des Vormundschaftsrichters nach 
§1631 Abs. 3 BGB wird verzichtet, weil die Eintra- 
gung von auf Wunsch der Eltern getroffener Maß- 
nahmen auch im jetzigen und nach Auffassung des 
Ausschusses grundsätzlich überprüfungsbedürfti- 
gen System der Regelung der Eintragung in das Er- 
ziehungsregister einen Fremdkörper darstellt. 
Buchstabe e enthält Folgeänderungen. 


Nummer 5 (§ 57 BZRG) 

Redaktionelle Änderung. 

Auf eine Änderung des § 58 Abs. 1 Satz 2 und 3 
BZRG wurde verzichtet, obwohl die Fürsorgeerzie- 
hung weggefallen ist. Keinesfalls kann an die Stelle 
der Anordnung der Fürsorgeerziehung die Anord- 
nung aller gerichtlich angeordneten Hilfen zur Er- 
ziehung außerhalb der eigenen Familie treten; eine 
solche Regelung würde weit über das hinausgehen, 
was mit § 58 Abs. 1 Satz 2 und 3 BZRG bezweckt 
werden soll. Eine Anpassung oder völlige Strei- 
chung dieser erst am 1. Januar 1985 in Kraft treten- 
den Norm muß deshalb einer ohnehin vorgesehe- 
nen Überprüfung der Vorschriften über die Unter- 
bringung in einer sozialtherapeuthischen Anstalt, 
die zur Einfügung von § 58 Abs. 1 Satz 2 und 3 BZRG 
geführt haben, überlassen bleiben. 

Zu § 149 

Die Vorschrift wurde im Rahmen der Ausschußbera- 
tungen eingefügt. Damit soll die Familienberatung 
im Hinblick auf den Schutz des Privatgeheimnisses 
den anderen Beratungsleistungen gleichgestellt 
werden. 

Die Vorschrift wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen. 

Zu § 150 

Die aus dem Entwurf der Bundesregierung unverän- 
dert übernommene Vorschrift enthält Anpassungs- 
änderungen, die sich aus der Neuformulierung des 
§ 38 Abs. 3 Satz 1 JGG in der Fassung von § 147 die- 
ses Gesetzes ergeben. 

Die Vorschrift wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen. 

Zu § 151 

Die im Regierungsentwurf enthaltene Vorschrift 
entfällt, da der Ausschuß an der bisherigen Zustän- 
digkeitsverteilung zwischen ordentlicher Gerichts- 
barkeit und Verwaltungsgerichtsbarkeit festhält. 

Zu § 151 a 

Die im Rahmen der Ausschußberatungen neu einge- 
fügte Vorschrift enthält die notwendigen Folgeän- 
derungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes aus 
der einstimmig getroffenen Entscheidung, das Ju- 
gendhilferecht aus dem Sozialgesetzbuch herauszu- 
nehmen. 

Eine Vollregelung des Verwaltungsverfahrens in 
diesem Gesetz ist nicht erforderlich. In Betracht 
kommt eine Verweisung entweder auf das Zehnte 
Buch Sozialgesetzbuch oder auf das Verwaltungs- 
verfahrensgesetz. Die ganz überwiegend kommuna- 
len Träger, die das Jugendhilfegesetz anzuwenden 
haben, sind mit beiden Regelungen befaßt. Jedoch 
sind die Vorschriften des Zehnten Buchs Sozialge- 
setzbuch für das Verfahren bei der Erlaubnisertei- 
lung und insbesondere für den Bereich der Vormun- 
schafts- und Familiengerichtshilfe, der Amtspflege- 
schaft und Amtsvormundschaft nicht geeignet. Da- 
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her wird der Anwendung des Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes der Vorzug gegeben. Die Vorschrift be- 
seitigt den im Verwaltungsverfahrensgesetz enthal- 
tenen Ausschluß der Anwendbarkeit auf den Be- 
reich der Jugendhilfe. 

Die Vorschrift wurde vom Ausschuß mit Mehrheit 
angenommen; die Minderheit hat für Artikel 3 § 7 
des Entwurfs des Bundesrats gestimmt. 

Zu § 152 

Die aus dem Regierungsentwurf übernommene und 
im Hinblick auf im Ausschuß vorgenommene Ände- 
rungen des Jugendhilfegesetzes redaktionell über- 
arbeitete Vorschrift enthält die notwendigen An- 
passungsänderungen für das Rechtspflegergesetz. 

Die Vorschrift -$yurde vom Ausschuß mit Stimmen- 
mehrheit angenommen; die Ausschußminderheit 
hat für Artikel 3 § 5 des Entwurfs des Bundesrates 
gestimmt. 

Zu § 153 

Die Vorschrift dient der Anpassung an die Regelun- 
gen des neuen Jugendhilferechts. Unberührt blei- 
ben künftig notwendige inhaltliche Änderungen 
von § 55 a der Kostenordnung. 

Die Vorschrift wurde vom Ausschuß mit Stimmen- 
mehrheit angenommen; die Ausschußminderheit 
hat für Artikel 3 § 6 des Entwurfs des Bundesrates 
gestimmt. 


Fünfter Teil 
Übergangsvorschriften 

Zu § 154 

Das Gesetz verstärkt gegenüber dem Jugendwohl- 
fahrtsgesetz die Leistungspflicht des öffentlichen 
Trägers der Jugendhilfe durch die Einräumung von 
einklagbaren Ansprüchen. 

Während einer fünfjährigen Übergangszeit nach In- 
krafttreten des Gesetzes sollen bestimmte An- 
spruchstatbestände nur als Soll-Vorschriften gelten, 
um den Trägern der Jugendhilfe Gelegenheit zu ge- 
ben, die zur Erfüllung entsprechender Ansprüche 
erforderlichen Einrichtungen, Dienste und Veran- 
staltungen vorzubereiten, zu schaffen oder ihre Be- 
reitstellung durch freie Träger sicherzustellen. 

Die Fassung des Regierungsentwrurfs wurde den im 
Ausschuß geänderten §§ 40 und 44 angepaßt. 

Die Vorschrift wurde mit Mehrheit angenommen; 
die Ausschußminderheit hat für Artikel 4 § 1 des 
Entwurfs des Bundesrates gestimmt, der auf die Sy- 
stematik des im Bundesratsentwrurf formulierten Ju- 
gendhilferechts abgestimmt ist. 

Zu § 155 

Die Vorschrift erleichtert die Fortführung von Ein- 
richtungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Jugehdhilfegesetzes bereits bestehen und deren 
Träger einer in diesem Gesetz neu geschaffenen Be- 
triebserlaubnis bedarf. 


Durch Straffung von § 63 des Regierungsentwurfs 
entfällt Absatz 4 dieser Vorschrift. 

Der Ausschuß hat die Vorschrift nach redaktionel- 
len Anpassungen mit Mehrheit angenommen; die 
Ausschußminderheit hat sich für Artikel 4 § 2 des 
Entwurfs des Bundesrates ausgesprochen. 

Absatz 1 

Die Vorschrift erlaubt die Fortführung von Einrich- 
tungen, deren Träger nach § 63 einer Betriebserlaub- 
nis bedürfen, ohne diese Erlaubnis für ein Jahr. Für 
diese Zeit tritt Satz 2 an die Stelle des aufgehobenen 
§ 78 Abs. 7 JWG. 

Absatz 2 

Die Vorschrift erlaubt eine über Absatz 1 hinausge- 
hende Fortführung des Betriebs, sofern die Erlaub- 
nis innerhalb des in Absatz 1 bestimmten Zeitraums 
beantragt worden ist. 

Absatz 3 

Im Interesse der Verwaltungsvereinfachung gilt — 
über die Absätze 1 und 2 hinausgehend — die Be- 
freiung nach § 79 Abs. 2 JWG als Betriebserlaubnis 
nach § 63, wenn der Träger der Einrichtung den im 
einzelnen aufgeführten Mitteilungsverpflichtungen 
innerhalb von drei Monaten nachkommt. Jedoch 
kann das Landesjugendamt die Befreiung mit der 
Folge widerrufen, daß der Träger der Einrichtung ei- 
ner Betriebserlaubnis bedarf. 

Zu § 156 

Die Übergangsregelung soll die kontinuierliche Ar- 
beit der nach dem Jugendwohlfahrtsgesetz gebilde- 
ten Jugendwohlfahrts- und Landes jugendwohl- 
fahrtsausschüsse sichern. 

Die Vorschrift wurde von der Ausschußmehrheit 
angenommen; die Ausschußminderheit hat sich für 
Artikel 4 § 3 des Entwurfs des Bundesrates ausge- 
sprochen. 

Zu § 157 

Die auf § 17 AdVermiG zurückgehende Vorschrift 
wurde auf alle Aufgaben der Jugendhilfe erweitert, 
sofern dieses Gesetz in einzelnen Leistungsberei- 
chen oder nach § 104 Abs. 2 den Einsatz von Fach- 
kräften zwingend vorschreibt. 

Der Ausschuß hat sich aus § 104 ergebende Folgeän- 
derungen berücksichtigt und die Vorschrift mit 
Stimmenmehrheit angenommen; die Ausschußmin- 
derheit hat die Vorschrift abgelehnt. Sie folgt damit 
der Lösung des Entwurfs des Bundesrates, der keine 
eigenständige Regelung über Fachkräfte enthält. 

Zu § 158 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Vorschrift 
entfällt, da der Ausschuß § 110 des Regierungsent- 
wurfs geändert hat und für die Bildung einer 
Schiedsstelle und damit auch für eine Übergangsre- 
gelung kein Bedürfnis mehr besteht (vgl. jetzt § 109 
Abs. 8). 
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Zu § 159 

Dieses Gesetz bestimmt die grundsätzliche Zustän- 
digkeit des Jugendamts für Leistungen der Jugend- 
hilfe. Um einen reibungslosen Zuständigkeitswech- 
sel vom Landes jugendamt, das nach § 69 Abs. 1 JWG 
für die Ausführung von freiwilliger Erziehungshilfe 
und Fürsorgeerziehung zuständig ist, auf das Ju- 
gendamt zu gewährleisten, wird nach Satz 1 die auf 
Grund von § 69 JWG bestehende Zuständigkeit des 
Landesjugendamts bis zum 31. Dezember 1986 bei- 
behalten. 

Um eine Fortgeltung der Vorschriften des Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes über die Freiwillige Erziehungs- 
hilfe und die Fürsorgeerziehung zu vermeiden, um- 
schreibt das Gesetz diese Fallgruppen als Fälle der 
Gefährdung oder Störung der Entwicklung eines 
Minderjährigen. Die erforderlichen, länderweise un- 
terschiedlichen Modifikationen werden dem Lan- 
desrecht überlassen. 

Die Vorschrift wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen; die Ausschußminderheit 
hat für Artikel 4 § 4 des Entwurfs des Bundesrates 
gestimmt. 

Zu § 160 

Die im Regierungsentwurf enthaltene Vorschrift 
entfällt, da der Ausschuß die Bestimmung als Dauer- 
lösung in das Gesetz eingestellt und damit Artikel 1 
§ 65 des Entwurfs der Bundesregierung ersetzt hat. 

Zu § 161 

Die Vorschrift bestimmt, daß die im einzelnen be- 
zeichneten, auf Grund des Jugendwohlfahrtsgeset- 
zes erlassenen Verwaltungsakte auch nach Außer- 
krafttreten des Jugendwohlfahrtsgesetzes wirksam 
bleiben. 

Der Ausschuß hat die sich aus der Änderung mate- 
rieller Vorschriften ergebenden Folgeänderungen 
in die Bestimmung eingearbeitet und sie mit Mehr- 
heit angenommen; die Ausschußminderheit hat für 
Artikel 4 § 6 des Entwurfs des Bundesrates ge- 
stimmt. 

Zu § 162 

Die Vorschrift enthält die notwendigen Ubergangs- 
regelungen für Verfahren, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bei den Verwaltungsgerichten an- 
hängig geworden sind. 

Die Absätze 2 und 7 entfallen auf Grund der Ent- 
scheidung des Ausschusses, die bisher bestehende 
Zuständigkeitsverteilung zwischen Vormund- 
schaftsgericht und Verwaltungsgericht beizubehal- 
ten. Im übrigen wurde die im Regierungsentwurf 
enthaltene Fassung unverändert übernommen und 
von der Mehrheit des Ausschusses angenommen. 

Absatz 1 

Die Vorschrift umschreibt den Anwendungsbereich 
der Ubergangsregelung. Sie umfaßt alle Verfahren 
in einer Angelegenheit nach dem Jugendwohl- 
fahrtsgesetz, die bei Inkrafttreten des neuen Rechts 
bei den Verwaltungsgerichten anhängig sind. 


Absatz 2 

Die Vorschrift entfällt aus den obengenannten 
Gründen. 

Absatz 3 

Das neue materielle Recht ändert teilweise die Vor- 
aussetzungen für Leistungen der Jugendhilfe. Damit 
sich die Beteiligten in Verfahren, die bei Inkrafttre- 
ten des vorliegenden Gesetzes bereits anhängig ge- 
worden, aber für die jeweilige Instanz noch nicht ab- 
geschlossen sind, auf die neue Rechtslage einstellen 
können, ist eine mündliche Verhandlung nach Maß- 
gabe des § 104 Abs. 3 Satz 2 VwGO wieder zu eröff- 
nen, wenn sie vor dem Inkrafttreten des neuen 
Rechts geschlossen worden ist. 

Absatz 4 

Nach heute herrschender Meinung hat das Revi- 
sionsgericht das im Zeitpunkt seiner Entscheidung 
geltende Recht anzuwenden und nicht nur nachzu- 
prüfen, ob das Berufungsgericht das früher geltende 
Recht richtig angewendet hat (BGHZ 26, 239, 240). 
Die Vorschriften des neuen materiellen Rechts sind 
damit im Zeitpunkt seines Inkrafttretens auch in al- 
len Verfahren zu beachten, die in der Revisionsin- 
stanz anhängig sind (Eyerinann-Froehler, VwGO, 
7. Auflage, § 137 Rdnr. 11). Auch bei einem Verfah- 
ren, das bei dem Bundesverwaltungsgericht anhän- 
gig ist, müssen die Beteiligten folglich ihre Anträge 
dem neuen Recht anpassen. Nach der allgemeinen 
Regelung im Revisionsrecht ist es zweifelhaft, ob die 
Beteiligten neue Tatsachen, die zur Begründung sol- 
cher Anträge notwendig sind, vortragen können. 
Die Vorschrift stellt daher ausdrücklich klar, daß in 
der Revisionsinstanz neue Tatsachen vorgebracht 
werden können, die erst durch das neue materielle 
Recht erheblich geworden sind und nicht vorher in 
das Verfahren eingeführt werden konnten. 

Absatz 5 

Die in den einzelnen Nummern aufgeführten 
Rechtsinstitute sind in diesem Gesetz nicht mehr 
vorgesehen. Einem darüber anhängigen Verfahren 
wird mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Grundlage entzogen. Nach Absatz 5 ist ein solches 
Verfahren mit der Kostenfolge des §161 Abs. 2 
VwGO unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- 
und Streitstandes als erledigt anzusehen. 

Verfahren über die Gewährung und Aufhebung der 
Freiwilligen Erziehungshilfe nach den §§ 63 und 75 
Abs. 2 und 3 JWG sowie über Maßnahmen zur 
Durchführung der Freiwilligen Erziehungshilfe 
nach den §§ 69 und 71 JWG werden von Absatz 5 
nicht erfaßt. Diese Verfahren sind daher unter Her- 
anziehung der vergleichbaren Tatbestände des 
neuen Rechts zum Abschluß zu bringen. 

Absatz 6 

Die Vorschrift entfällt aus den obengenannten 
Gründen. 

Zu § 163 

Die aus dem Regierungsentwurf unverändert über- 
nommene Vorschrift enthält die notwendigen Uber- 
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gangsvorschriften für Jugendhilfesachen, die nach 
alteip. Recht "bei den Vormundschaftsgerichten an- 
hängig geworden sind und nicht abgeschlossen wer- 
den konnten. Es wäre aus Gründen der Rechtssi- 
cherheit unzweckmäßig, die Klärung der weiteren 
Behandlung dieser Verfahren allein der Rechtspre- 
chung zu überlassen. 

Die Vorschrift wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen; die Ausschußminderheit 
hat sich für Artikel 4 § 7 des Entwurfs des Bundesra- 
tes ausgesprochen. 

Sechster Teil 
Schlußvorschriften 

Zu §164 

Die aus dem Entwurf der Bundesregierung unverän- 
dert übernommene Vorschrift erfüllt das Zitiergebot 
des Artikels 19 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes. 

Die Vorschrift wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses angenommen; die Ausschußminderheit 
hat für Artikel 4 § 8 des Entwurfs des Bundesrates 
gestimmt. 

Zu § 165 

Die aus dem Regierungsentwurf übernommene, re- 
daktionell angepaßte Vorschrift dient dem Vollzug 
von Artikel 3 der deutsch-schweizerischen Fürsor- 
gevereinbarung; sie konkretisiert den im Schlußpro- 
tokoll enthaltenen Begriff der „Deutschen Fürsorge- 
steilen". Inhaltlich entspricht die Regelung § 146 
BSHG. Sie weist für den Bereich der Jugendhilfe die 
Aufgabe der deutschen Fürsorgestelle dem Landes- 
jugendamt zu. 

Die Vorschrift wurde mit Stimmenmehrheit ange- 
nommen; die Ausschußminderheit hat für Artikel 4 
§ 9 des Entwurfs des Bundesrates gestimmt. 

Zu § 166 

Die Vorschrift gibt den Stadtstaaten und dem Land 
Berlin die Möglichkeit, Regelungen über die öffent- 
lichen Träger der Jugendhilfe Und ihre Zuständig- 
keiten, über die Errichtung von Jugendämtern und 
Landesjugendämtern sowie über die Bildung und 
Zusammensetzung von Jugendhilfeausschüssen 
und Landesjugendhilfeausschüssen ihren Bedürfnis- 
sen anzupassen. Der Ausschuß hat die Fassung des 
Regierungsentwurfs konkreter gefaßt und mit 


Mehrheit angenommen; die Ausschußminderheit 
hat für Artikel 4 § 10 des Entwurfs des Bundesrates 
gestimmt. 

Zu § 167 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Der, Ausschuß hat die Vorschrift mit Stimmenmehr- 
heit angenommen; die Ausschußminderheit hat sich 
für die entsprechende Fassung im Entwurf des Bun- 
desrates (Artikel 1 § 63 und Artikel 4 § 1 1) ausge- 
sprochen. 

Zu § 168 

Die Vorschrift bestimmt das Inkrafttreten des Ge- 
setzes sowie das Außerkrafttreten des Jugendwohl- 
fahrtsgesetzes und des Adoptionsvermittlungsge- 
setzes. 

Die Vorschrift entspricht mit redaktionellen Anpas- 
sungen der Vorschrift des Regierungsentwurfs. Sie 
wurde von der Ausschußmehrheit angenommen. 
Die Ausschußminderheit hat für Artikel 4 § 12 des 
Bundesrates gestimmt. Sie hält eine besondere Be- 
stimmung über das Inkrafttreten der die Aufstellung 
von Jugendhilfeplänen betreffenden Regelung nicht 
für erforderlich. 

Absatz 1 

Die erstmals in diesem Gesetz vorgeschriebene Auf- 
stellung von Jugendhilfeplänen bedarf einer sorgfäl- 
tigen Vorbereitung. Daher ist für die darauf bezoge- 
nen Vorschriften ein späterer Inkrafttretenszeit- 
punkt vorgesehen, der allerdings vor dem 1. Januar 
1987 liegen muß, um eine möglichst planvolle und 
damit auch wirtschaftliche Bereitstellung der vollen 
Leistungen auf Grund des Gesetzes zu gewährlei- 
sten. 

Absatz 2 

Die Vorschrift soll ermöglichen, daß die Rechtsver- 
ordnungen zur* Durchführung dieses Gesetzes 
gleichzeitig mit diesem in Kraft treten können. 

Absatz 3 

Die Vorschrift bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens für das Gesetz im übrigen. Dabei wird davon 
ausgegangen, daß die Träger der Jugendhilfe nach 
Abschluß der Beratungen in den parlamentarischen 
Gremien einen Zeitraum von etwa 18 Monaten für 
die Vorbereitung auf die Durchführung des Geset- 
zes benötigen. 

Satz 2 bestimmt, daß zu diesem Zeitpunkt das Ju- 
gendwohlfahrtsgesetz und das Adoptionsvermitt- 
lungsgesetz außer Kraft treten. 


Bonn, den 21. Mai 1979 

Frau Karwatzki Kuhlwein 

Berichterstatter 
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